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Beginn: 15.03 Uhr

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Meine
Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet.

Es wäre nett, wenn die Wiedersehensfreude nach
der langen Sommerpause jetzt etwas abebben
würde und wir mit der

Aktuellen Stunde

beginnen könnten. Dazu sind vier Themen ange-
meldet worden, und zwar von der GAL-Fraktion

Hamburg macht Schule! Start für längeres
gemeinsames Lernen

von der Fraktion DIE LINKE

Antira- und Klimacamp: Versammlungsfrei-
heit aufgelöst

von der CDU-Fraktion

Spielende Kinder dürfen nicht eingemauert
werden

und von der SPD-Fraktion

Schwarz-grüne Nebenabsprachen - Absage
an Wahrheit, Transparenz und Verlässlich-
keit

Ich rufe das erste Thema auf. Wird das Wort ge-
wünscht? Herr Gwosdz, bitte.

Michael Gwosdz GAL:* Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich hoffe,
Sie hatten eine angenehme und erholsame Som-
merpause.

Es waren Schulferien, ein neues Schuljahr hat be-
gonnen. Rund 13 000 Schülerinnen und Schüler
besuchen erstmals dieses Jahr die Schule und
freuen sich darauf, viel Neues zu erfahren und zu
entdecken.

(Ingo Egloff SPD: Sie freuen sich darüber,
dass Sie noch nicht in die Primarschule
müssen!)

Sie bringen ihre kindliche Neugierde und ihre
Wissbegierde mit und werden hoffentlich an unse-
ren Schulen viele gute Erfahrungen machen.

Doch zugleich beginnt auch wieder für Tausende
Neun- oder Zehnjähriger ein Schuljahr, das über
ihr künftiges Schicksal entscheiden soll. Schaffen
sie den Sprung auf das Gymnasium und steht ih-
nen damit der gerade Weg zum Abitur offen oder
werden sie aussortiert. Immerhin haben wir diesen
Druck schon ein wenig gelindert. Es gibt keine iso-
lierten Hauptschulklassen mehr, die Brandmar-
kung, auf der Schule der Verlierer gewesen zu
sein, bleibt vielen Kindern künftig erspart. Doch
das ist nur der erste kleine Schritt zu einer neuen

Kultur des Lernens und einer neuen Struktur der
Schule.

Hamburgs Schulen machen sich ab diesem Schul-
jahr auf den Weg, die Unterrichtsqualität und die
Schulstruktur zu modernisieren und zu verbessern.
In wenigen Wochen beginnen die regionalen
Schulentwicklungskonferenzen. Aus allen Schulen
werden Schulleiter, Eltern, Lehrerinnen und Lehrer
zusammenkommen und gemeinsam mit den Schü-
lerinnen und Schülern der weiterführenden
Schulen beraten und diskutieren. Dieser Auftakt
der regionalen Konferenzen ist ein guter Anlass,
noch einmal in Erinnerung zu rufen, warum wir das
Ganze überhaupt machen und mit welchem Ziel.

Unbestritten ist, dass die Erfolge des jetzigen
Schulsystems durch ein mehrfaches Versagen
konterkariert werden. Das jetzige Schulsystem ver-
stärkt soziale Ungleichheit statt Chancengleichheit
zu fördern, Kinder werden abgeschult oder zu Sit-
zenbleibern gestempelt statt individuell gefördert
zu werden. Zu wenige Schülerinnen und Schüler
machen Abitur und gleichzeitig verlassen zu viele
Schülerinnen und Schüler die Schulen ohne einen
Abschluss.

Eine der wesentlichen Ursachen ist das Schubla-
dendenken, das Kinder in erster Linie nach ver-
meintlichen Begabungen sortiert. Dieses Denken
befördert die vielleicht meist gebrauchte Ausrede
im deutschen Schulsystem. Verfehlt ein Kind die
Lernziele, ist nicht die Unterrichtsqualität schuld,
sondern die fehlende Begabung. Das Kind wird
nicht gefördert, sondern umsortiert. Ein kleiner Ver-
gleich aus der Botanik: Wenn eine Pflanze nicht
gedeiht, genügt es meistens auch nicht, sie ein-
fach umzutopfen und sich dann selbst zu überlas-
sen, damit sie blüht und gedeiht. Wir müssen weg
von der Illusion, in homogenen Lerngruppen im
Gleichschritt lernen zu können, denn diese gleich-
förmigen Klassen gibt es trotz Hin und Her und
Aus- und Umsortierens an keiner Schule. Auch
jetzt ist die Unterschiedlichkeit zwischen den Schü-
lerinnen und Schülern innerhalb einer Klasse groß.
Lernen im Gleichschritt bremst diejenigen, die
schneller sind und setzt diejenigen unter Druck, die
mehr Zeit brauchen. Wir brauchen also eine neue
Kultur des Lernens,

(Beifall bei der GAL, der CDU und vereinzelt
bei der SPD)

die Leistung positiv besetzt, ohne die Schwäche-
ren zu vergessen, die sozial gerecht ist, ohne die
Stärkeren zu bremsen.

In den Mittelpunkt des Unterrichts rückt daher nicht
das Lernen von Stoff für die Tests, um es mit den
Worten des Präsidenten des Bayerischen Lehrer-
und Lehrerinnenverbandes, Klaus Wenzel, zu sa-
gen – ich zitiere:

"Wir müssen weg vom Bulimie-Lernen, bei
dem die Schüler vor einer Prüfung Fakten-
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wissen in sich hineinfressen, um es wieder-
zugeben und anschließend zu vergessen."

Zitatende.

(Beifall bei der GAL)

Der Vielfalt an Begabungen und Talenten unserer
Kinder wird diese Art von Lernen nicht gerecht.
Stattdessen brauchen wir neue Unterrichtsmetho-
den, die verstärkt auf die Entwicklung von Kompe-
tenzen ausgerichtet sind. Der ausgeweitete Schul-
versuch, Kompetenzberichte statt Zeugnisse und
Noten, liefert hier wichtige Ergebnisse. Wo Lehr-
kräfte bereits mit neuen Methoden arbeiten, wer-
den sie bei der Weiterentwicklung unterstützt.
Gleichzeitig gibt es für alle Lehrer eine Fortbil-
dungsoffensive, um mit heterogenen Lernstruktu-
ren umzugehen.

Individuelle Förderung benötigt aber auch kleinere
Klassen. In den Grundschulen ist dieses Ziel schon
erreicht. Auch für die noch großen dritten und vier-
ten Klassen haben wir zusätzliches Personal für
weitere Teilungsstunden. Ganz entscheidend bei
den künftigen Schulen wird sein, dass es in den
Primarschulen keine Klassen über 25 geben soll
und es in den Brennpunkten höchstens 20 Kinder
sein werden. Für die ersten sechs Jahrgänge von
Schülerinnen und Schülern bedeutet das eine ele-
mentare äußere Verbesserung des Lernumfelds.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Eine neue Kultur des Lernens benötigt auch einen
anderen Lernrhythmus. Ganz entscheidend ist da-
her der Ausbau von Ganztagsschulen, ganz abge-
sehen von der ökonomischen Notwendigkeit eines
solchen Angebots, es mehr Eltern zu ermöglichen
zu arbeiten. Entscheidend ist natürlich, dass es
sich nicht um Alibiganztagsschulen handelt, son-
dern dass diese eine entsprechend gute Ausstat-
tung haben. Deshalb haben wir bereits in diesem
Schuljahr die bestehenden und die neuen Ganz-
tagsschulen deutlich besser ausgestattet als bis-
her. Es können wieder mehr Pädagogen anstelle
von Honorarkräften eingesetzt werden.

Wir werden dieses Jahr eine Reform starten, die
am Ende zwei geradlinige Wege zum Abitur, län-
geres gemeinsames Lernen und kein frühes Sor-
tieren nach der vierten Klasse, zum Ergebnis ha-
ben wird. Hamburg nähert sich damit dem europäi-
schen Standard an für eine gute und neue Ham-
burger Schule. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Freistedt.

Marino Freistedt CDU:* Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren
Abgeordnete! Seit fast einer Woche hat die Schule
wieder begonnen und Lehrer, Schüler und Eltern

befinden sich in einem Schuljahr, das große Ver-
besserungen mit sich bringt. Die Koalition von
Schwarz-Grün hat ein umfangreiches Paket ge-
schnürt, um unsere Hamburger Schulen zu den er-
folgreichsten Schulen in der Bundesrepublik
Deutschland zu machen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Frau Senatorin Goetsch hat sich als Präses der
Schulbehörde in Briefen direkt an die Eltern ge-
wandt und die Ziele der Reform benannt. Sie hat
damit eine Tradition fortgesetzt, die schon bei frü-
heren Koalitionen und Regierungen gewählt wur-
de; es besteht aber ein Unterschied. Während in
der Vergangenheit immer wieder zu Beginn des
Schuljahres über mangelnde Lehrerausstattung
oder fehlende vergammelte Schulräume öffentlich
geklagt wurde,

(Ingo Egloff SPD: Da hat Frau Dinges-Dierig
wohl einiges falsch gemacht!)

ist es in diesem Jahr in der Medienwelt und an den
Schulen relativ ruhig geblieben. Jetzt zeigt sich,
dass beide Schulsenatorinnen in diesem Jahr ihre
Hausaufgaben gut gemacht haben und in den letz-
ten Jahren eine deutliche Verbesserung der schuli-
schen Situation eingetreten ist.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Dieser Senat hat seine Aufgaben gemacht und El-
tern sowie Schülerinnen und Schüler können mit
viel Zuversicht in das Schuljahr 2008 und 2009 hin-
eingehen.

Sie haben es eben von Herrn Gwosdz gehört: GAL
und CDU sind sich in Fragen der Schulgestaltung,
in Fragen, wie Hamburg Schule macht, einig. Da-
her steht auch am Anfang dieser Bürgerschaftssit-
zung ein Thema, über das politisch zwischen Re-
gierung und Opposition gestritten wird, das aber
nach unserer Meinung Hamburg künftig zu einem
Exzellenzstandort für schulische Bildung in
Deutschland macht; dafür geben wir gerne gutes
Geld aus.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und der
GAL)

Der Nachtragshaushalt hat es schon bestätigt und
der Doppelhaushalt wird dieses nochmals deutlich
unterstreichen. Mit dem Beginn des neuen Schul-
jahres, so haben wir es noch vor der Sommerpau-
se in diesem Kreise beschlossen, beginnt die erste
Phase der verbesserten Lernsituation für die Ham-
burger Schülerinnen und Schüler: Haupt- und Re-
alschüler lernen gemeinsam. An diesem Punkt zei-
gen sich auch die besonderen Qualitäten der der-
zeitigen Koalition. Die Innovationsfreude der GAL
und der CDU verbinden sich mit den Erfahrungen
der letzten Jahre und dieses führt zu einer Lei-
stungsoffensive an den Schulen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)
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Wir zwängen den Hamburger Schülerinnen und
Schülern kein Modell auf, das sofort alle betrifft.
Wir bereiten die Schulen gemeinsam vor, damit sie
mit den wichtigen sozialen Institutionen wie RE-
BUS, aber auch mit den Bezirken und den Jugend-
ämtern sorgfältig umgehen können. Hier wird ge-
plant, es gibt keine kopflose Einführung einer Ein-
heitsschule. Mit kleinen Schritten, die uns und Ih-
nen jetzt vorgestellt wurden, können wir die Situati-
on an den Schulen verbessern und es wird eine
Evaluation dazu geben.

In der nächsten Zeit wird sich besonders zeigen,
dass es ein lohnenswerter Schritt war, die Hambur-
ger Schulinspektion einzuführen, denn dort erhal-
ten wir Entwicklungsstandsmeldungen, Informatio-
nen, Leistungsübersichten, um die heute zu disku-
tierenden Schulreformmaßnahmen auch politisch
begleiten zu können.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Die Zusammenführung von Haupt- und Real-
schulen ist ein wichtiger Schritt, er ist für die Schü-
ler bedeutsam. Eben ist schon darauf hingewiesen
worden, dass wir das Konzept des gemeinsamen
Lernens bis Klasse 6 erweitern und damit eine gu-
te Leistungsbasis für Gymnasium und Stadtteil-
schule sichern.

Wenn in der morgigen Ausgabe einer großen Ta-
geszeitung davon gesprochen werden wird, dass
in Hamburg eventuell ein humanistisches Gymna-
sium zum Sterben verurteilt werde, so geschieht
das nicht mit der CDU, nicht mit dieser Koalition.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Ganz im Gegenteil kann hier humanistisches Ge-
dankengut in der Primarschule eingeführt werden.
Dieses wird altersgerecht sein und ich habe keine
Sorge, dass wir das gut schaffen.

All dieses, das möchte ich zum Abschluss sagen,
ist eine besondere Leistung dieser Koalition. Wir
haben die Hausaufgaben gemacht und freuen uns
auf eine angeregte Debatte und bitten, von Neid
Abstand zu nehmen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Rabe.

Ties Rabe SPD:* Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! In der Schulpolitik,
insbesondere in der Darstellung der Koalition, ist
viel die Rede von Start, von Aufbruch, von Auf-
bruchstimmung. Ich räume ein, dass unser Schul-
system einen Aufbruch und eine Aufbruchstim-
mung braucht. Aber allein die Bereitschaft aufzu-
brechen und zu starten, macht noch keinen Erfolg.

(Beifall bei der SPD)

Die Bereitschaft, sich auf den Weg zu machen,
steht möglicherweise am Anfang großer und guter
Veränderungen, aber diese Bereitschaft prägte
auch den Start der Titanic. Deswegen kommt es
nicht nur auf die Bereitschaft an, sondern auch auf
den richtigen Kurs und wir fordern einmal mehr
ganz klar von dieser Regierung, endlich die Karten
auf den Tisch zu legen und zu sagen,
welchen Kurs sie konkret in der Bildungspolitik
steuern will.

(Beifall bei der SPD – Viviane Spethmann
CDU: Das müssen Sie gerade sagen!)

Statt das zu tun, sprechen Sie in der Öffentlichkeit
immer gerne über Ihre Ziele. Diese benannten Zie-
le finden wir gut und ich stimme Herrn Gwosdz
ausdrücklich bei der Darstellung dieser Ziele zu.
Die Ziele sind richtig, aber die Ziele teilt das ganze
Haus.

(Michael Neumann SPD: Leider nicht das
ganze!)

Über die Ziele müssen wir nicht mehr lange reden,
es geht um Chancengleichheit in der Bildung und
um bessere Bildung. Spannend ist eher die Frage,
wie wir diese Ziele erreichen.

(Wilfried Buss SPD: So ist es!)

Diese Frage klammert die Koalition mit Bedacht
beständig aus. Einfache Fragen wie beispielswei-
se, was ist eine Primarschule, werden nicht beant-
wortet. Eine Primarschule ist – so steht es im Ko-
alitionsvertrag – ein Konglomerat von verschiede-
nen Schulformen: Langform, Kurzform, Mittelform,
mit Gymnasium, ohne Gymnasium und so weiter.
Frau Goetsch dagegen sagt, anders als es im Ko-
alitionsvertrag steht, den Schulleitern so ungefähr,
verraten sie es nicht der CDU, aber die Primar-
schule ist immer selbstständig. Das scheint eine
theoretische Frage zu sein, aber genau an dieser
Frage entscheidet sich, ob unser Schulsystem für
mehr Chancengleichheit umgebaut wird oder ob
die Chancengleichheit noch weiter zurückgefahren
wird. Deswegen sagen wir an dieser Stelle ganz
klar, die Ungerechtigkeit, die Zersplitterung unse-
res Schulsystems muss zusammengeführt werden
und wir glauben, Ihre Pläne, die Primarschule zu
einer Vielfalt von verschiedenen Schulen aufzu-
spalten, führen nicht weiter; Finger weg von der
weiteren Zersplitterung unseres Schulsystems.

(Beifall bei der SPD)

Wenn man weiterhin fragt, was ihr denn noch kon-
kret als Kurs anzubieten habt, dann liest man viel
Wirres und Halbgares, heute zum Beispiel in der
"tageszeitung" folgende grandiose Idee. Die Schul-
behörde werde in Zukunft mit einer Art Organisati-
onssteuerung festlegen, dass 70 Prozent der
Schüler auf die Stadtteilschule kommen und 30
Prozent auf das Gymnasium; das wird in dieser
Behörde von vornherein entschieden. Es ist richtig,
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dass die Stadtteilschule gestärkt werden muss,
aber spannend ist, auf welchem Weg wir das errei-
chen. Diese großartige Idee, Hamburg in 70 zu 30
aufzuteilen, hat mich doch verblüfft. Warum nicht
gleich 15 zu 85, das wäre das Verhältnis zwischen
Arbeiterschaft und Bourgeoisie und Adel in der
Kaiserzeit und daher scheint diese Idee zu kom-
men.

(Beifall bei der SPD)

Der nächste Schritt könnte dann vielleicht folge-
richtig sein, dass man sagt, wir teilen das 70 zu 30
in den Schulen auf und das machen wir auch in
der Stadt so; Zuzugsbegrenzung für Blankenese
oder Lurup, auch dort 70 zu 30. Es ist ein seltsa-
mes Gesellschaftsbild, was dahintersteht.

Aber ich will noch einen anderen Punkt anspre-
chen. Die Idee, die Stadtteilschule zu stärken, ist
richtig, aber welche Instrumente setzen wir dafür
ein. Der normale Vorschlag könnte doch sein, in
der Schulpolitik Kräfte zur Veränderung zu
wecken, die Eigenverantwortlichkeit der Schulen
zu wecken und auch auf die Selbstverantwortung
von Eltern und Schülern zu setzen. Ihre Schulpoli-
tik scheint sich dagegen aus dem angestaubten
Arsenal der Planwirtschaft zu bedienen, dem Prin-
zip, der große Bruder, die Behörde, steuert das
schon. Das alles ist prima einfach, keine Schule
muss mehr um Schüler kämpfen, keine Eltern ner-
ven die Bürokraten, es wird alles vorher festgelegt:
30 Prozent auf das Gymnasium und der Rest in die
Stadtteilschule. Das prima Ergebnis solcher Steue-
rungsideen haben wir vor 1989 jenseits von Lüne-
burg bewundern können. Natürlich braucht die
Stadtteilschule viele Schüler, aber das erreicht
man, indem man auf Qualität setzt, indem man die-
se Schule stärkt, indem man dort besseren Unter-
richt anbietet, indem man mehr Lehrer einsetzt und
insgesamt ein besseres Schulangebot macht. Es
wundert mich nicht, dass gerade diese Idee, die
Stadtteilschule attraktiv zu machen, von Ihrer Re-
gierung offensichtlich nicht aufgegriffen wird.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss. Es gibt viel zu tun, fan-
gen Sie endlich damit an. Statt immer nur über Ihre
Ziele zu reden, sollten Sie über den Kurs reden.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! "Hamburg macht Schule! Start
für längeres gemeinsames Lernen", so ist der
Schulstart von GAL und CDU gerade über den grü-
nen Klee gelobt worden. Für die LINKE stellt es
sich durchaus so dar, dass von der Senatorin eini-
ges auf den Weg gebracht wurde; das geben wir
auch gerne zu und akzeptieren es auch.

(Wolfgang Beuß CDU: Hört, hört!)

Vor der Sommerpause haben wir darüber diskutiert
und einstimmige Beschlüsse gefasst; darauf hat
Herr Rabe hingewiesen. Die Neueinstellung von
Lehrkräften, die Einrichtung von vier Ganztags-
schulen, die Fortführung des Schulversuchs Kom-
petenzmessung und die Abschaffung der isolierten
Hauptschule hat unsere Zustimmung gefunden.
Jetzt kommt das Aber: Es ist nur ein Anfang, denn
bei dieser ganzen Euphorie wird vergessen – das
habe ich leider auch im umfangreichen Anhang der
Presseerklärung der Behörde vom 26. August ver-
misst –, dass wir noch Hauptschulen haben. Wir
haben jetzt noch Klassen H 8 und H 9 und möch-
ten natürlich gerne wissen, wie viele Hauptschul-
klassen wir eigentlich zurzeit haben. Ganz wichtig
wäre es, sich um diese Hauptschüler zu kümmern.
Darauf haben wir schon ein paarmal hingewiesen
und wir haben eigentlich auch die Zusage. Eines
geht aber nicht: Man kann nicht neben den inte-
grierten HR-Klassen diese Hauptschulklassen ein-
fach unbemerkt von der Öffentlichkeit auslaufen
lassen, weil die Schülerinnen und Schüler, die in
diesen Klassen sind, verdammt schlechte Chancen
haben und da muss man etwas tun. Wir brauchen
besondere flankierende Maßnahmen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Britta Ernst
SPD)

Wir haben schon einmal auf den doppelten Abitur-
jahrgang hingewiesen und in der Anlage zur Pres-
seerklärung ist auch ein Absatz zum Thema beruf-
liche Bildung enthalten. Zugegeben, das ist neu in
der Behörde, da muss sich wahrscheinlich erst ein-
gearbeitet werden, aber wir vermissen trotzdem
das Problembewusstsein, und zwar für die Altbe-
werber und die schwer in Ausbildung zu vermitteln-
den Jugendlichen.

Ich will einmal zitieren, was in diesem Bericht
steht.

"Die gezielte Förderung von begabten und
beruflich orientierten Jugendlichen – insbe-
sondere aus bildungsfernen Schichten – soll
durch den Erwerb der Fachhochschulreife
im Rahmen einer dualen Ausbildung erreicht
werden.

Die Attraktivität der dualen Ausbildung wird
durch die Schaffung von Zusatzangeboten
weiter erhöht."

Damit ist den Hauptschülern und den schwer zu
vermittelnden Jugendlichen und dem Altbewerber-
berg überhaupt nicht geholfen. Ich möchte anmah-
nen, dass da ganz viel getan werden muss.

Der Untertitel Ihres heutigen Themas lautet: "Start
für längeres gemeinsames Lernen". Davon sind wir
in Hamburg noch weit entfernt. Herr Freistedt hat
gesagt, Sie hätten die Hausaufgaben gemacht. Sie
haben damit angefangen, aber die sind noch lange
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nicht fertig. Es ist lediglich Zukunftsmusik, über
was jetzt geredet und geschrieben wird, es geht al-
les ins Futur: Es wird geplant, es ist beabsichtigt.
22 Regionalkonferenzen laufen an, sie sollen vier-
bis sechsmal tagen. Erst danach können belastba-
re Ergebnisse hergestellt werden und ob sie dann
wirklich belastbar sind, weiß keiner. Es gibt mehr
Probleme als Klarheiten.

Auf eines möchte ich auch im Namen meiner Frak-
tion hinweisen: Die Informationspolitik der Behörde
zum Thema Regionalkonferenzen ist äußerst dürf-
tig.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Wir müssen bei Schulleitern betteln, damit wir eine
Durchschrift eines Briefs der Behördenleiterin be-
kommen, damit wir wissen, was los ist. Mit wir mei-
ne ich die Abgeordneten und die Mitglieder des
Schulausschusses. Das ist kein Musterbeispiel für
Transparenz, da erhoffen wir uns Besserung.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Im Zusammenhang mit den Regionalkonferenzen
tun sich mehrere Fragen auf. Wer soll daran teil-
nehmen, sind die Sitzungen öffentlich, gibt es
schon Vor- und Nebenabsprachen? Das ist ja eine
neue Variante in der Hamburger Politik, die sich
immer größerer Beliebtheit erfreut.

(Hans-Detlef Roock CDU: Nun halt' dich mal
bedeckt!)

Wir haben heute in der "tageszeitung" gelesen und
Herr Rabe hat darauf hingewiesen, dass die Spre-
cherin der Behörde im Interview ganz klar gesagt
hat, es werde über einen Schlüssel diskutiert.

(Zurufe von der CDU)

– Ich kann gut verstehen, dass Sie bei den ganzen
Nebenabsprachen aufgeregt sind.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Ingo
Egloff SPD: Die kennen sie ja selber nicht
alle!)

Bevor überhaupt ansatzweise geregelt ist, wie und
wo die angestrebten Primarschulen eingerichtet
werden, geht der koalitionsinterne Streit über die
Gymnasien weiter und es wird in der Behörde und
auch sonst wo darüber nachgedacht, ob vielleicht
nach der sechsten Klasse die Verteilung auf Gym-
nasien und Stadtteilschulen im Verhältnis 50 zu
50, 40 zu 60 oder 30 zu 70 sein soll. Da kann ich
aus der Praxis nur sagen, was ist das eigentlich für
eine Denke. Jede Klasse ist anders und ich kann
doch nicht sagen, in einer Klasse gehen 30 Pro-
zent auf das Gymnasium, auch wenn es die Zahl
ist, die letztendlich bisher in der Oberstufe ankam.
Man muss doch auf die Schüler Rücksicht neh-
men, auf die Individualität.

(Glocke)

Für uns ist das Zwei-Säulen-Modell nicht zwangs-
läufig. Wir werden uns für eine Schule für alle ein-
setzen und dann reden wir über gemeinsames Ler-
nen, dann aber konsequent.

(Beifall bei der LINKEN und bei Ksenija Be-
keris SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Senatorin Goetsch.

Zweite Bürgermeisterin Christa Goetsch: Frau
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Rabe, ich finde es sehr spannend, dass Sie neuer-
dings alles glauben, was in der Zeitung steht.

(Ingo Egloff SPD: Sie haben doch sonst
auch immer geglaubt, was in der "tageszei-
tung" steht!)

Ich merke, dass es eine sehr intensive Debatte
wird. Frau Heyenn, wenn man einmal diese Quo-
tendebatte nimmt – Sie sind ja beide Pädago-
gen –, dann wäre es absurd, wenn wir gut ausge-
bildete, gut unterrichtete Primarschülerinnen und -
schüler haben, die in der Lage sind, ein verkürztes
Abitur hinzulegen, von einer Quote zu sprechen.
Das würde jeglichem pädagogischem Konsens wi-
dersprechen. Insofern ist die Quotendebatte eine
Zeitungsente.

(Ingo Egloff SPD: Vielleicht wissen Sie gar
nicht, was sie in der Behörde planen!)

Aber es ist sehr gut, dass jetzt schon eine ange-
regte Debatte stattfindet. Wir gehen in den Dialog
und es ist ein Thema, das alle betrifft und auch alle
möglichst hoch hängen. Der Bildungsgipfel ist in al-
ler Munde und da bringt sicherlich eine einzige
Veranstaltung noch nicht den Durchbruch. Trotz-
dem ist es gut, wenn sich viele mit der Frage der
Erziehung und der Unterrichtung junger Menschen
beschäftigen und das auch in den politischen Mit-
telpunkt gerückt wird.

Der Druck ist nämlich für diejenigen sehr groß, die
auf dem Arbeitsmarkt keine Chancen haben, die
nicht in Ausbildung kommen. Es muss dringend ei-
ne grundlegende Bildungsoffensive durchgeführt
werden, wie wir sie in Hamburg machen, weil wir
immer noch das große Problem haben, dass es
nicht nach Leistung, sondern nach Herkunft geht.
Es ist alles andere als gerecht, dass die sogenann-
ten Risikoschülerinnen und -schüler in Hamburg
und den anderen Großstädten in zweistelliger Zahl
– 20 bis 30 Prozent – keine Chancen haben. Das
können und dürfen wir nicht hinnehmen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Deshalb ist es gut, dass in allen Landtagen und
auch in Hamburg breiter Konsens besteht, etwas
dagegen zu tun, dass Konsequenzen daraus gezo-
gen werden.
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Deshalb komme ich jetzt noch einmal zu der Bil-
dungsoffensive, die in Hamburg stattfindet und
nicht irgendwelche Ziele und Forderungen in spe
beschreibt. Die überwiegende Zahl der Vorhaben,
die wir durchführen, entspricht auch den gemein-
samen Empfehlungen der bürgerschaftlichen En-
quete-Kommission aus dem Jahre 2006. Und
wenn Sie, meine Damen und Herren von der LIN-
KEN, damals noch nicht dabei waren, bin ich si-
cher, dass Sie vieles davon unterstützen werden.

Der Kurs ist klar und wir fangen an, lieber Herr Ra-
be. Der Ausbau der frühkindlichen Förderung geht
jetzt los einschließlich des Ausbaus der Krippen-
plätze für die Zweijährigen.

Es wird nicht nur über den besseren Übergang von
der Kita in die Grundschule gesprochen, sondern
auch agiert. Ich nenne das kostenlose Jahr vor der
Schule, die Sprachförderung wird immens verstärkt
und auch finanziell und konzeptionell weiterent-
wickelt, der Ausbau der Ganztagsschulen ist schon
erwähnt worden, ein wichtiges Element sind die
kleineren Klassen und schließlich auch eine große
Fortbildungsoffensive für die Kolleginnen und Kol-
legen und der flächendeckende Start in individuali-
siertes Lernen.

Ich will dazu noch ein paar Worte sagen, Herr
Gwosdz hat es schon ausführlich berichtet. Nicht
der Gleichschritt ist wichtig für die Schülerinnen
und Schüler, sondern man muss genau davon
wegkommen, um nicht diejenigen zu bremsen, die
schneller sind, und die anderen unter Druck zu set-
zen, die mehr Zeit brauchen. Die Kinder müssen in
dem Tempo lernen können, das ihnen entspricht.
Sie sind unterschiedlich und genau dieses ist eine
große Herausforderung für die Lehrerinnen und
Lehrer, die jetzt im System sind, aber auch für die
Lehrerausbildung. Ich kann Ihnen sagen: Das Lan-
desinstitut arbeitet auf Hochtouren, um entspre-
chend Fortbildungspakete zu schnüren. Wir wollen
genau das in der neuen Primarschule umsetzen.
Herr Rabe, es gibt nicht tausend Formen, es gibt
eine Primarschule mit eigenständiger Leitung und
eigenständigen Mitwirkungsgremien, nicht mehr
und nicht weniger, so steht es im Koalitionsvertrag.
Wo und an welchen Orten das sein wird, dazu ha-
ben wir die regionalen Schulentwicklungskonferen-
zen. Leider wollen uns dabei natürlich nicht alle be-
gleiten. Wir wollen nichts anderes als endlich euro-
päische Standards erreichen. Dazu gibt es meines
und des Erachtens der Koalition keine Alternative.
Deshalb: Ein Schulsystem, in dem die Kinder ge-
meinsam länger lernen.

Wir entwickeln deshalb die Primarschule und wie
bekannt zwei Wege zum Abitur – Stadtteilschule
und Gymnasien. Ich möchte an der Stelle noch
einmal eine neue Untersuchung zitieren. Die Un-
ternehmer in Baden-Württemberg, 700 Befragte,
haben sich mit großer Mehrheit für längeres ge-
meinsames Lernen ausgesprochen. Das hat am

letzten Montag der Bund der Selbständigen Ba-
den-Württemberg mitgeteilt. Der Unternehmens-
verband Nord und immer mehr Leute aus dem
Handwerk haben das schon getan. Also auch von
dort gibt es Rückenwind und es gibt gute Gründe,
warum wir länger gemeinsam lernen lassen.

Ich möchte das aber noch einmal um einen Punkt
ergänzen, der für mich sehr wichtig ist. Mir geht es
darum, dass die Kinder wirklich mit all ihren Fähig-
keiten und Talenten, die sie haben, das Recht be-
kommen, so gefördert zu werden, dass sie mög-
lichst hoch hinaus kommen und dass sie die Chan-
ce bekommen, das Beste aus ihrem Leben zu ma-
chen. Ich glaube, das ist eine Herausforderung, die
wir alle unterstützen können.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der Oppo-
sition, wir fangen jetzt an. Einige haben das nicht
glauben wollen und haben gedacht: Lass die mal
machen mit Ihren regionalen Schulentwicklungs-
konferenzen. Das bekommen die gar nicht hin.
Das ist alles viel zu komplex. – Wir haben über die
Sommerpause gearbeitet und es geht jetzt los. Die
einzige Alternative, die es gibt, ist in den Dialog zu
treten, auch wenn es sicherlich kontroverse Dis-
kussionen geben wird. Wir haben einen breiten Be-
teiligungsprozess organisiert, weil es das gute
Recht ist zu wissen, wie die Verfahren ablaufen,
welche Zeitpläne es gibt und welche Schritte unter-
nommen werden. Dafür stehe ich mit meinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Behörde zur
Verfügung. Ich möchte Ihnen an dieser Stelle noch
ein großes Lob aussprechen. Das Haus, wie man
so schön sagt, ist hoch motiviert und engagiert.
Lieber Herr Neumann, die Behörde ist für die
Schulen da und nicht die Schulen für die Behörde.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Michael
Neumann SPD: Das sagen Sie einmal der
Behörde! – Wilfried Buss SPD: Das war frü-
her aber einmal anders!)

Die Schulentwicklungskonferenzen werden mit
professionellen Moderatoren und mit Schulauf-
sichtsteams starten und im Mai 2009 werden dann
die Empfehlungen abgegeben. Die Konferenzen
planen die Bildungsangebote in den Regionen und
entwickeln sie zusammen mit den Schulen. Dann
werden die Empfehlungen an die Deputation wei-
tergegeben, die letztendlich die Entscheidung für
die Behörde fällt. Ich kann an dieser Stelle noch
einmal sagen, weil es da Irritationen gab: Alle Be-
zirksabgeordneten haben einen Brief bekommen,
um unser Vorgehen zu erläutern. Ich habe mit al-
len Bezirksamtsleiterinnen und -leitern Gespräche
geführt. Die Bezirksverwaltungen werden an dem
Beratungsprozess beteiligt und unterstützen aus-
drücklich diese Schulentwicklungskonferenzen. In
der zweiten Phase werden automatisch die Be-
zirksversammlungen auch beteiligt.
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Ich freue mich, dass es jetzt losgeht. Ich freue
mich darauf, damit anfangen zu können, die
Schulen in Hamburg gemeinsam mit dem jetzt ge-
starteten Prozess darauf vorzubereiten. Es gibt
keine Alternative zu dem eingeschlagenen Weg für
den besseren Unterricht und für eine Struktur in
der die Schülerinnen und Schüler länger gemein-
sam lernen. Ich glaube, nur so schaffen wir es,
Schulen zu bekommen, die beflügeln, begeistern,
alle Kinder mitnehmen und niemanden zurücklas-
sen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Kerstan.

(Michael Neumann SPD: Es ist doch alles
gesagt. Ist doch alles super!)

Jens Kerstan GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Wir haben jetzt den Beginn einer
großen Schulreform in Hamburg – einer Schulre-
form, die genau an dem zentralen Punkt des deut-
schen Schulsystems ansetzt, das immer im Zen-
trum der Kritik gestanden hat, nämlich dass die so-
ziale Herkunft und auch die finanziellen Mittel der
Eltern viel zu sehr darüber entscheiden, welche
Chancen auf einen guten Bildungserfolg Kinder in
unserer Gesellschaft haben.

Zum Zweiten: Das zentrale Instrument, mit dem wir
in diesem Bereich in Zukunft arbeiten werden, die
individuelle Förderung, wird nicht nur dazu führen,
dass immer mehr junge Menschen bessere Chan-
cen im Bildungssystem haben, sondern dass auch
die Leistung auch der Stärkeren in diesem System
gesteigert wird. Wenn man sich einmal die deut-
sche Bildungslandschaft anschaut, ist das in der
Tat ein Projekt, das in Deutschland seinesgleichen
sucht. Wir sind endlich, zumindest in Hamburg, da-
bei zu europäischen Standards aufzuschließen.
Wenn man sich dann anschaut, was die Oppositi-
on heute an Kritik an dieser Reform vorgetragen
hat, dann muss man wirklich sagen: Das war er-
stens wirklich ganz kleines Karo, Herr Rabe. Es tut
mir leid Ihnen das sagen zu müssen.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Michael
Neumann SPD: Das glaube ich nicht!)

Zum anderen: Wenn das wirklich alles ist, was Sie
daran zu kritisieren haben, kann das wirklich nicht
so schlecht sein, was wir gerade auf den Weg brin-
gen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Bei dem, wozu Sie Genaueres ausgeführt haben,
Herr Rabe, muss ich mich wirklich wundern. Denn
es ist nicht nur so, dass wir ein einmaliges Projekt
auf den Weg bringen, sondern wir tun das mit einer
Beteiligung aller: Der Schulen, der Lehrer, der
Schüler, der Eltern und durchaus auch der Be-

zirksamtsleiter. In den Bezirken, in denen es
Schulausschüsse gibt, wird in diese gegangen.
Auch all das hat es noch nie gegeben. Wenn Sie
angesichts einer solchen Situation von Planwirt-
schaft von oben reden, Herr Rabe, dann fällt mir
dazu wirklich nichts ein, außer dass Sie überhaupt
nicht mitbekommen haben, was in dieser Stadt
passiert.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Sie haben einen klaren Kurs eingefordert, Herr Ra-
be. Ich hatte manchmal den Eindruck, dass das
sehr stark Projektion zu sein scheint. Sie fordern
vom politischen Gegner das ein, was Sie in Ihrer
eigenen Partei vielleicht sehr nötig hätten. Denn
der Kurs dieser Koalition ist sehr klar. Wir haben
als Grüne das langfristige Ziel "9 macht klug
– neun Jahre gemeinsam lernen". Das haben wir
nicht geschafft.

(Michael Neumann SPD: Gibt es Nebenab-
sprachen dazu?)

Aber es wird jetzt im besten Fall sieben Jahre ge-
meinsam gelernt, das ist ein sehr großer Schritt
dorthin. Es wird eine Schule geben, die Primar-
schule, mit einer Schulleitung,

(Ingo Egloff SPD: Gibt es denn die Langform
des Gymnasiums? Sagen Sie doch einmal
etwas dazu! Der Bürgermeister sagt immer
Langform des Gymnasiums!)

die zum Teil auf unterschiedliche Standorte verteilt
ist.

Da muss ich mich wirklich wundern, Herr Rabe.
Sie sind doch Lehrer am Luisen-Gymnasium in
Bergedorf. Dort gibt es eine gemeinsame Oberstu-
fe zusammen mit dem Hansa-Gymnasium. Inner-
halb einer Stufe pendeln dort Schüler von zwei
Schulen und haben trotzdem gute gemeinsame
Lernerfolge. Dass Sie jetzt davon reden, da würde
irgendetwas zersplittert, widerspricht selbst Ihrer
täglichen Erfahrung in Ihrem Beruf, Herr Rabe.
Das glauben Sie doch selbst nicht.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Insofern, glaube ich, sollten wir diesen Kurs, den
wir eingeschlagen haben, jetzt auch weitergehen.
Denn letztendlich werden wir es schaffen, dass die
Schüler und Schülerinnen gemeinsam länger ler-
nen und die frühe Selektion, zu der alle pädagogi-
schen Fachleute sagen, dass sie falsch sei und zu
falschen Ergebnissen führe, beendet wird. Letzt-
endlich führen wir damit in Hamburg das ein, was
im europäischen Standard üblich ist. Denn der
Sonderweg, den wir in Deutschland in den letzten
Jahren oder grundsätzlich beschritten haben, die
frühe Sortierung, die Aufteilung auf drei Schultypen
nach Klasse 4, ist nicht nur ein Sonderweg, son-
dern ist einer der zentralen Gründe, warum
Deutschland im europäischen Vergleich bei der
Leistung in der Schule so schlecht abschneidet.
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Ich glaube, wir sollten alle gemeinsam daran arbei-
ten, in diesem Bereich voranzukommen, und ich
kann Sie wirklich nur bitten, nicht so sehr auf Op-
position zu schalten, sondern sich im Rahmen der
regionalen Schulkonferenzen auch einzubringen
und Ihre Bedenken und auch Verbesserungen vor-
zutragen.

(Ties Rabe SPD: Die haben Sie doch gera-
de ausgeschlossen!)

Es hat eine gemeinsame Sitzung der Bezirksamts-
leiter mit der Senatorin gegeben und dort waren
sich die SPD-geführten Bezirksamtsleiter uneinig.

(Hans-Detlef Roock CDU: Wann sind die
sich schon einmal einig?)

Der Bezirksamtsleiter von Mitte hatte einen ande-
ren Kurs als alle anderen, die begeistert waren,
dass mit ihnen gemeinsam diskutiert wurde und ei-
ne gemeinsame Erklärung vorbereitet werden soll-
te.

(Glocke)

Insofern sollten Sie sich vorher informieren, bevor
Sie hier große Reden halten. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Lemke.

Dittmar Lemke CDU: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Heute Morgen habe ich
im Radio gehört, die SPD hätte ihren Kompass
verloren.

(Frank Schira CDU: Schon seit Jahren!)

Ich finde, das ist eine ganz plakative Beschrei-
bung. Nach dieser Debatte steht fest, dass Sie Ih-
ren Kompass in der Schulpolitik noch nicht wieder-
gefunden haben.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Vieles ist schon gesagt worden. Ich kann mich
deswegen auf einige ganz wenige Punkte be-
schränken. Frau Heyenn hatte der Schulbehörde
natürlich eine mangelhafte Informationspolitik vor-
geworfen. Das Merkwürdige ist: In meinem Skript,
das ich mir zu Hause aufgeschrieben habe, steht
genau das Gegenteil.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Hält Frau
Goetsch jetzt schon Ihre Reden?)

Ich wollte die Behörde und die Informationspolitik
ausdrücklich loben. Denn es ist so – ich bin der
Meinung: In den Schulbriefen und in den Informa-
tionen, die wir bekommen haben, ist das Verfahren
sehr transparent dargestellt. Ich glaube, die Behör-
de liegt richtig, wenn sie eine aktive Informations-
politik betreibt. Dafür bedanken wir uns auch.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Wo steht eigentlich die SPD?

(Wolfgang Beuß CDU: Im Regen!)

Im Grundsatzprogramm des Jahres 2007 predigten
Sie noch gemeinsames Lernen, in der Enquete-
Kommission der letzten Legislaturperiode haben
Sie einem zweigliedrigen Schulsystem in Hamburg
zugestimmt.

(Ties Rabe SPD: Sie müssen das einmal le-
sen, das stimmt gar nicht!)

Die SPD fährt doch in dieser Frage mehrgleisig.
Das ist nicht zu übersehen. Heute wird auch deut-
lich: Die bildungspolitische Modernisierung wird
von der CDU und von der GAL durchgeführt.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Die Primarschule ist für Hamburgs Schulen ein
großer Schritt nach vorne – ganz klar. Das sechs-
jährige gemeinsame Lernen entspricht europäi-
schem Standard, darauf ist schon hingewiesen
worden. Auch andere Bundesländer haben sich in
diese Richtung aufgemacht. Ich glaube, es ist
wichtig, dass wir den Eltern, die sich um ihre Kin-
der Sorgen machen, auch sagen, dass hier kein
Schulexperiment begonnen wird, sondern dass
hier eine Struktur eingeführt wird, die sich andern-
orts schon bewährt hat und über die es auch wis-
senschaftliche Untersuchungen gibt, die Ergebnis-
se zutage gefördert haben, die tatsächlich darauf
hinweisen, dass es für die Kinder und auch für den
Lernerfolg gut ist. Ich zitiere aus der Elementstudie
von Herrn Lehmann. Herr Lehmann hat eindeutig
festgestellt, dass schwächere Schüler in der
sechsjährigen Grundschule deutlich bessere Lei-
stungen erbringen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Und in der
Einheitsschule noch bessere!)

Ich glaube, wenn wir uns noch einmal das Gesamt-
konzept ansehen, darf man einen wichtigen Punkt
nicht vergessen. Und zwar ist der im Koalitionsver-
trag schon glasklar festgelegt und darauf werden
wir auch immer wieder hinweisen. Die Begriffe Pri-
marschule und individualisierte Förderung sind un-
trennbar miteinander verknüpft. Hier wird im Lan-
desinstitut natürlich auch an den entsprechenden
Tools gearbeitet. Es ist klar, dass es durch das ge-
meinsame Lernen natürlich Umstrukturierungen im
bisherigen Unterricht geben muss. Die wird es
auch geben. Ich bin auf die Konzepte gespannt,
die uns dazu vorgelegt werden.

(Wilfried Buss SPD: Ach, Ihr kennt die Kon-
zepte noch gar nicht?)

Ich wollte noch etwas zu Herrn Rabe sagen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Rabe, Sie haben der Regierungskoalition vor-
geworfen, eine Zersplitterung der Schulen zu be-
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treiben und eine Zersplitterung des Systems her-
vorzurufen. Da muss ich wirklich sagen: Das finde
ich witzig. Wer hat denn eigentlich das Schulsys-
tem durch den Aufbau der Gesamtschulen und
durch die zusätzliche Schulform zersplittert? In
40 Jahren hat doch die SPD das Schulsystem zer-
splittert.

(Beifall bei der CDU – Carola Veit SPD: 44
Jahre!)

Unter dem Strich muss ich sagen: Ich verbinde mit
dieser Reform, eigentlich genau wie der Bürger-
meister es in seiner Regierungserklärung gesagt
hat, die Hoffnung auf eine dauerhafte Schulstruk-
tur, die den Schülern und den Schulen dauerhaft
Sicherheit gibt und nicht in jeder Wahlperiode um-
gekrempelt wird. Ole von Beust hat es so gesagt:

"Diese Pläne, auf die wir uns geeinigt ha-
ben, … werden [in Hamburg] endlich Schul-
frieden schaffen."

Ich meine, das ist das Ziel. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Rugbarth.

Andrea Rugbarth SPD: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Auf den
ersten Blick wirkt der Titel für diese von der GAL
angemeldete Aktuelle Stunde ganz flott: Hamburg
macht Schule! Start für längeres gemeinsames
Lernen. Das Problem ist leider nur, dass diese
Überschrift lediglich den Formelkompromiss des
Senats überdecken soll. Schließlich wollte die CDU
am liebsten bei den vier Jahren Grundschule blei-
ben, während die so reformfreudige GAL einen
ganzen Wahlkampf lang sehr überzeugend neun
gemeinsame Schuljahre favorisierte.

(Farid Müller GAL: So funktioniert Demokra-
tie!)

Machen wir uns also nichts vor. Dass wir nun über
die Einführung der sechsjährigen Primarschule re-
den, ist letztlich ein Zufall. Ein bisschen mehr
Nachgeben der CDU beim Kraftwerk Moorburg
hätte vielleicht nur zu einer gemeinsamen fünfjähri-
gen Schulzeit geführt. Ein bisschen mehr Entge-
genkommen auf Seiten der GAL in einem anderen
Thema hätte vielleicht sogar zu einem Kompromiss
einer beispielsweise siebenjährigen Primarschule
geführt.

(Egbert von Frankenberg CDU: Das ist ja
Unfug!)

Im Übrigen wissen wir inzwischen, dass in Neben-
abreden eine Menge möglich war. Aber ungeach-
tet dieser eher zufälligen Ergebnisse Ihrer Koaliti-
onsverhandlungen verdienen die Kinder, die Eltern
und auch die Lehrer dieser Stadt, dass wir versu-

chen, die schlimmsten, sich bereits ankündigenden
Fehler in der Umsetzung Ihrer geplanten Schulpoli-
tik zu begrenzen. Nebenbei bemerkt: Mich be-
schleicht das Gefühl, dass das Parlament an die-
sem Punkt nicht so richtig ernst genommen wird.
Wir diskutieren über den zweiten Schritt vor dem
ersten. Wir diskutieren über eine grundlegende
Schulreform ohne die Vorlage einer entsprechen-
den gesetzlichen Grundlage. Aber das nur neben-
bei.

(Beifall bei der SPD)

Die grundsätzliche Forderung nach einem länge-
ren gemeinsamen Lernen ist in Ordnung. Sie ist
sogar erstrebenswert. Aber zunächst einmal ist die
Schulstruktur nur eine reine Veränderung der Or-
ganisationsform. Wichtig wäre aber eine zusätzli-
che innere Reform, welche eine tatsächlich besse-
re Qualität des Unterrichts ermöglichen würde. Die
Eltern wollen doch von Ihnen wissen, wie Sie das
bewerkstelligen wollen.

(Wolfgang Beuß CDU: Das erzählen wir Ih-
nen ja jetzt!)

– Da bin ich gespannt.

Aber trotz einer gewaltigen Informationsflut aus
dem Hause der Schulsenatorin haben wir bis heute
keine Antwort auf die Frage, wie dies gelingen soll.
Die von Ihnen in der Öffentlichkeit versuchte
Gleichsetzung einer Schulstrukturänderung mit ei-
ner quasi von selbst eintretenden qualitativ inhaltli-
chen Verbesserung des Unterrichts ist doch ein fa-
taler Irrtum. Wir wissen: Das hängt nicht voneinan-
der ab. Die Eltern – und da bin ich mir ganz sicher
– werden dies merken und konkret nach den Ver-
besserungen fragen. Im Vordergrund der reinen
Strukturdiskussion stehen derzeit nur Themen wie
die regionale Aufteilung der Primarschulen auf die
verschiedenen Standorte oder die Fragen nach
den regionalen Schulkonferenzen. So kommt es,
dass viele problematische Punkte, die das wirkli-
che Leben so mit sich bringt, gar nicht gesehen
werden. Überwiegt zum Beispiel in diesen regiona-
len Schulkonferenzen nicht das Interesse der ein-
zelnen Schule beziehungsweise des jeweiligen
einzelnen Schulleiters zukünftig Primarschulleiter
zu werden, um so von A 13 nach A 15 gestuft zu
werden?

(Olaf Ohlsen CDU: Wie kann das bloß ange-
hen?)

Oder wird dann nicht dorthin und in die dann erfor-
derlichen zusätzlichen Abteilungsleitungen ein
Großteil der versprochenen Etaterhöhungen ver-
schwinden?

(Jens Kerstan GAL: Mehr fällt Euch nicht
ein? Das ist wirklich traurig!)

Aber zum Thema des Schulhaushalts und der tat-
sächlichen Kosten Ihrer Schulreform werden wir si-
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cherlich noch die eine oder andere Überraschung
erleben.

Hinsichtlich der regionalen Schulkonferenzen wer-
den die Eltern aber konkret wissen wollen, nicht
nur wo die Primarschule ist, sondern welche Aus-
stattung die Schule hat oder haben wird, ob die
Kinder wirklich gemeinsam unterrichtet werden
oder ob es verschiedene Kurse auf unterschiedli-
chem Leistungsniveau geben wird und vor allem,
ob die Lehrer eine entsprechende spezielle Weiter-
bildung für diesen individualisierten Unterricht ha-
ben werden.

(Wolfgang Beuß CDU: Das ist eben gerade
gesagt worden!)

– Genau, Frau Goetsch hatte gerade gesagt, dass
Fortbildungspakete geschnürt werden. Ich höre es
gern, toll.

Aber umfassen diese Fortbildungspakete so wie im
Fall der gerade einmal abgeschafften Haupt-
schulen wieder nur die Weiterbildung für 30 Stun-
den je Lehrer und Schuljahr, die sowieso schon im
Lehrerarbeitszeitmodell verankert sind, oder ist da-
bei an ein bisschen mehr gedacht? Ich fordere
mehr.

(Beifall bei der SPD)

Diese Antworten sind Sie uns bisher schuldig ge-
blieben.

Ein weiterer wesentlicher Kritikpunkt bleibt für
mich, dass die bislang wenigstens teilweise vor-
handene Durchlässigkeit des Schulsystems auf der
Strecke bleibt. Wir wissen, dass die …

(Glocke)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbre-
chend): Sie sehen das rote Licht.

Andrea Rugbarth (fortfahrend): – Ich komme zum
letzten Satz.

Ich befürchte, dass der Dortmunder Schulexperte
Wilfried Bos leider allzu recht hat, wenn er sagt,
dass das nur Geld koste und wenig bringen werde.
Man werde die Fehler, die man heute bei der Auf-
teilung der Kinder nach Klasse 4 macht, nur um
zwei Jahre verschieben. – Danke.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Bischoff.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Wir sind ziemlich
pompös mit dem Begriff Exzellenzstandort in die
Debatte gestartet, so Herr Gwosdz und Herr Frei-
stedt. Im Lauf der Debatte, das gebe ich Ihnen ger-

ne zu, Herr Kerstan und auch Frau Goetsch, ha-
ben wir das jetzt ein bisschen realistischer gefasst.
Es geht in Hamburg nicht um Exzellenzstandort,
sondern es geht darum, ob wir uns in den näch-
sten Jahren dem europäischen Standard nähern.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Das heißt zunächst einmal: Wir haben einen
großen Nachholbedarf. Wie Frau Goetsch gesagt
hat – das kommt in der Diskussion nun einmal
nicht vor: Wir haben einen heftigen Druck, dem wir
nachgeben müssen: Der Druck – ich will das we-
nigstens noch einmal sagen – für Schülerinnen
und Schüler mit Migrationshintergrund, Sie wissen,
wie dramatisch das ist. Es geht um Schulabbre-
cher und es geht um verschiedene Ebenen der
Qualität von Abschlüssen und Fähigkeiten. Das ist
der Druck, der in Hamburg existiert. Da sind wir
weit vom europäischen Standard entfernt. Wir ha-
ben uns – und das will ich noch einmal klargestellt
haben – fraktionsübergreifend darauf geeinigt, die
Schritte gemeinsam zu machen. Die Abschaffung
der Hauptschule war ein wesentlicher Schritt und
die Begleitmaßnahmen, die wir eingeleitet haben,
gehen in die richtige Richtung. Dora Heyenn hat
darauf hingewiesen – ich möchte das noch einmal
bekräftigen: Bitte schauen Sie jetzt nach, was die
auslaufenden Klassen für Probleme aufwerfen. Sie
haben das wenigstens damals zugesagt. Wir se-
hen, dass es vielleicht eine kleine Gruppe ist, um
die es geht, aber gerade diese Gruppe hat es ver-
dient, dass man sie nicht alleine laufen lässt. Wenn
man an den europäischen Standard heran will,
muss man sich diesem Punkt auch stellen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Herr Kerstan, damit wir für die künftigen Debatten
– wir werden das Thema noch häufiger debattieren
– keine Missverständnisse haben: Es geht in der
Tat um eine Doppelstrategie, die wir verfolgen.
Frau Heyenn und ich haben das schon gesagt. Der
erste Schritt ist, dass Sie jetzt wirklich aufgebro-
chen sind und vernünftige Sachen eingeleitet ha-
ben. Hinter diesen Aktionen steht wenigstens die
Fraktion der LINKEN ganz vorbehaltlos. Der erste
Punkt, den wir wollen, ist, zu wissen, ob das alles
ordentlich gemacht ist. Wir werden uns im Detail
darüber streiten, ob man das besser machen kann.
Das ist der Punkt, den wir dann auch im Aus-
schuss regeln wollen. Da haben wir gar keine Dif-
ferenzen. Ich sage das jetzt nur noch einmal im
Hinblick auf die auslaufenden Klassen der Haupt-
schule.

Dann haben wir einen zweiten Punkt, in dem wir
eine Differenz haben, denn wir sagen: Weil wir
noch ziemlich weit entfernt sind von dem europäi-
schen Standard und weil wir in den nächsten Jah-
ren einiges tun müssen, setzt sich jedenfalls unse-
re Fraktion dafür ein, dass das Ziel einer Schule für

428 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008

(Andrea Rugbarth)



alle nicht aus den Augen verloren wird. Das heißt:
Selbstverständlich werden wir in den nächsten Wo-
chen die Volksabstimmung unterstützen, weil wir
dieses Ziel mittelfristig für den einzigen Weg hal-
ten, den wir einschlagen müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heißt, ich will das ganz eindeutig sagen: Die-
ses Ziel ist nicht gegen die aktuellen Reformpläne
gerichtet, sondern das wollen wir auf den Weg
bringen, insofern ist das eine Doppelstrategie. Wir
schauen genau hin, was Sie jetzt machen, werden
das immer unterstützen, soweit wir davon über-
zeugt sind und wollen gleichzeitig aber eine mittel-
oder langfristige Perspektive des gemeinsamen
Lernens haben.

Deswegen will ich abschließend noch einmal sa-
gen: Natürlich sind die regionalen Schulentwick-
lungskonferenzen, die Sie eingeführt haben, toll,
denn das hat es lange nicht gegeben. Das ist ein
Schritt nach vorne. Hören Sie aber bitte auf die Kri-
tik, dass es noch an dieser und jener Stelle hakt.
Wir müssen möglichst viele Leute mitnehmen,
wenn wir diese Reform voranbringen wollen. Das
ist der entscheidende Punkt und an dieser Stelle
kann man meines Erachtens noch einiges tun.
Letztlich heißt das auch, wenn Sie sich die Presse
und die Debatten anschauen: Es gibt gegen diese
Reform auch Widerstände, es gibt Initiativen, die
das nicht wollen. Auch das müssen wir politisch
aufgreifen und uns mit den Argumenten auseinan-
dersetzen. Nur dann kommen wir einen Schritt in
Richtung Schulfrieden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Beuß.

Wolfgang Beuß CDU: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Im Gegensatz zu dem Bünd-
nis Rot-Grün, das wir vor wenigen Jahren erlebt
haben, gibt es bei Schwarz-Grün, was wir jetzt ha-
ben, einen entscheidenden Unterschied in vielen
sachpolitischen Fragen.

(Vizepräsident Wolfhard Ploog übernimmt
den Vorsitz.)

Wir haben wirklich – und dafür ist die Schulpolitik
das beste Beispiel – Kompromisse miteinander ge-
funden. Was die Sozialdemokraten damals mit den
Grünen gemacht haben, war die Krötentherapie.
Die wollten wir nicht machen und deswegen haben
wir auch von bestimmten Dingen, die uns sicher-
lich heilig gewesen wären, Abschied nehmen müs-
sen, um im Interesse der Regierungsfähigkeit die-
ser Stadt vernünftige Kompromisse hinzubekom-
men.

(Beifall bei der CDU – Michael Neumann
SPD: Was war Ihnen denn heilig? Nichts!)

– Herr Neumann, das wissen Sie ganz genau. Wir
hatten uns für den Erhalt der Gymnasien in der jet-
zigen Form eingesetzt, müssen nun aber zur
Kenntnis nehmen, dass wir nicht mehr die alleinige
Mehrheit hier im Hause haben. Deswegen müssen
wir mit unserem Partner nach Kompromissen und
guten Lösungen suchen. Die haben wir mit dieser
Schulpolitik gefunden. Nehmen Sie das endlich zur
Kenntnis.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL – Michael Neumann SPD: Jetzt ma-
chen die Grünen die Krötentherapie mit Ih-
nen!)

– Wissen Sie, wir zwei Fraktionen, die sehr unter-
schiedlich sind, haben uns in der Schulpolitik auf
einen Kompromiss einigen können. Den tragen wir
auch gemeinsam. Aber Sie, Herr Neumann, haben
in Ihrer eigenen Fraktion noch rechts und links das
Wackeln ohne Ende und können überhaupt keinen
Konsens als SPD präsentieren. Das ist doch das
Erbärmliche.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Ingo
Egloff SPD: Herr Beuß, die Debatte haben
Sie doch letztes Mal schon verloren!)

– Ich sage es Ihnen noch einmal, Herr Egloff. Sie
versuchen durch Schreien und Panikmache von Ih-
rer eigenen Unfähigkeit in der Schulpolitik abzulen-
ken.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Wenn uns vorgeworfen wird, es würde keine Kom-
munikation geben, dann kann ich nur sagen: Diese
Senatorin steht wirklich par excellence für Kommu-
nikation mit Schülern, Eltern, Lehrern und allen, die
infrage kommen. Da können sich manche andere
Leute ein Stückchen weit eine Scheibe abschnei-
den.

(Michael Neumann SPD: Frau Dinges-Die-
rig, oder wen meinen Sie damit? Meinen Sie
Frau Dinges-Dierig oder Herrn Lange?)

Deswegen geht dieser Vorwurf total ins Leere. Sie
werden schon sehen, wie wir in den nächsten Wo-
chen und Monaten in diesen Dialog eintreten, der
jetzt vernünftig vorbereitet wird.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und der
GAL)

Dann, Frau Rugbarth, mit solch erbärmlichen Argu-
menten wie A 13 oder A 15 zu kommen: Das ist lä-
cherlich, was Sie anführen.

(Beifall bei der GAL)

Stattdessen fordern Sie Fortbildungspakete ein.
Die werden gerade im Landesinstitut geschnürt. Al-
les andere ist unwahr, was hier sonst gesagt wird.
Ich finde, wir haben in dieser Frage der Schulpolitik
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– das ist für unsere Partei sicherlich auch nicht ein-
fach – einen schweren Weg auf uns genommen
und wir werden diesen Weg gemeinsam zum Er-
folg bringen.

(Michael Neumann SPD: Das ist doch alles
einstimmig beschlossen worden!)

Da nützt Ihr erbärmliches und fantasieloses Reden
und Herunterreden überhaupt nichts.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Rabe.

Ties Rabe SPD:* Da kann man nur sagen: Erbar-
men!

Ich will das jetzt gar nicht ganz ausführlich ma-
chen, weil wir den Punkt nachher noch einmal ha-
ben. Insofern können wir uns auf Fortsetzung freu-
en. Aber auf einen Aspekt möchte ich gern einge-
hen: 30 Prozent der Hamburger Schülerinnen und
Schüler haben entweder gar keinen Schulab-
schluss und verlassen die Schule ohne Abschluss
und Perspektive oder sie haben einen so schlech-
ten Abschluss, dass sie ebenfalls so gut wie keine
berufliche Perspektive haben. Das ist fast ein Drit-
tel aller Schülerinnen und Schüler. Wir sind uns al-
le einig, dass da etwas geschehen muss. Und ge-
nau das sind wir vor der Sommerpause angegan-
gen. Herr Kerstan jubelt, aber nicht mehr lange.

(Jens Kerstan GAL: Da warten wir mal ab!)

Wir haben gemeinsam gesagt, dass wir Haupt-
und Realschule zusammenlegen. Die Senatorin
hat den Aufschlag gemacht, der Schulausschuss
hat sich das angehört und hat gesagt, gute Idee,
nur zu, denn es wurde gesagt, die würden zusam-
mengelegt, dann werde binnendifferenziert ein
neuer Unterricht stattfinden, der individuell jedem
dieser Schüler nach seinen Fähigkeiten gerecht
wird und diese Schülerinnen und Schüler fördert.
Jetzt ist die Sommerpause vorbei und einige Klei-
ne Anfragen fördern zutage, was tatsächlich ge-
schehen ist: Erstens wurden die Klassen tatsäch-
lich zusammengelegt und die Lehrer wurden im
Querschnitt genauso ausgestattet wie die Hälfte
ist. Für die Hauptschülerinnen und Hauptschüler
bedeutet das sogar weniger Lehrer als vorher.
Zweitens: Bei dieser ganzen Geschichte ist es kei-
neswegs so, dass die Schülerinnen und Schüler
zusammen unterrichtet würden, sondern die CDU
und viele andere in der Schulbehörde haben
durchgesetzt, dass in Mathematik, Deutsch und
Englisch die Schülerinnen und Schüler weiter ge-
trennt werden. Also nichts von modernem Unter-
richt. Das geht so weiter wie bisher, nur dass noch
draußen "Klasse 8a" steht, aber es ist der Teil
Nummer 2, der hier sitzt, und die anderen sitzen im
anderen Raum. Ob das wirklich der Aufbruch hin
zu neuen Ufern ist, wage ich zu bezweifeln.

(Beifall bei der SPD)

Und Drittens: Nun sollte man glauben, nun kämen
diese neuen Unterrichtskonzepte, die greifen und
den einzelnen Schüler ansprechen und ihn för-
dern. Und was ist? Sie haben gesagt, die Lehrer
müssten ja sowieso im Jahr 30 Stunden Fortbil-
dung nachweisen, dann sollten Sie sich mal in die-
sem Thema fortbilden, da werde schon irgendet-
was angeboten werden. Es ist also ein Schritt, das
ist richtig. Wir sind ihn mitgegangen, das ist auch
richtig. Aber ganz im Ernst, bei diesen Dingen von
Aufbruch zu reden, ist wirklich ein bisschen über-
trieben. Das ist das kleine Karo, Herr Kerstan, was
tatsächlich in der Schulpolitik herrscht. Schade,
denn gerade diese Risikoschülerinnen und -schü-
ler brauchen unsere Unterstützung und hätten
mehr verdient als so eine halbherzige Sache wie
diese Reform, die jetzt bei den Haupt- und Real-
schulen angebahnt ist. Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich zu dem ersten Thema nicht.

Wir kommen dann zum zweiten Thema, angemel-
det von der Fraktion DIE LINKE:

Antira- und Klimacamp: Versammlungs-
freiheit aufgelöst

Das Wort hat Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich will gleich zur
Sache kommen:

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Was zählt die Versammlungsfreiheit, was zählt die
Meinungsfreiheit, was zählt die Pressefreiheit, was
zählen die Bürgerrechte in dieser Stadt? Was sie
zählen, wird in Konfliktsituationen deutlich. Das
Problem der Geltung der Bürgerrechte stellt sich in
aller Schärfe, wenn sich abweichende Meinungen
laut äußern, wenn sie weh tun, wenn sie herausfor-
dern, wenn Sie den Finger in Wunden legen. Dann
stellt sich die Frage, ob sich die Staatsmacht als
Obrigkeit versteht und für Ruhe und Ordnung
sorgt, koste es, was es wolle, oder ob sie die Bür-
gerrechte akzeptiert und respektiert, die dem Staat
Grenzen setzen. Ich spreche vom Umgang der po-
litisch Verantwortlichen mit dem Antira- und Klima-
camp in der vorletzten Woche. Ich will dabei nicht
ausklammern, dass es einzelne Aktionen gegeben
hat, die die Grenze von Kritik, Protest, zivilem Un-
gehorsam und Gewalt überschritten haben. Das
bedaure ich. Aber die Vorfälle rechtfertigen das,
was dann passiert ist, in keiner Weise.

(Beifall bei der LINKEN)

430 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008

(Wolfgang Beuß)



Die SPD hat sie von Anfang an zum Anlass ge-
nommen, das gesamte Camp, ja darüber hinaus
die gesamte Kritik zum Beispiel an der Abschiebe-
politik zu kriminalisieren. Damit haben Sie gefährli-
chen Boden betreten, weil Sie einen Zusammen-
hang zwischen dem Camp und den genannten Ak-
tionen nicht beweisen können, da er nicht beweis-
bar ist. Ich nehme — ganz ausnahmsweise — Be-
zug auf das Landesamt für Verfassungsschutz,
dessen Vertreter, Herr Murck, im Innenausschuss
ausführte, dass es sich

"… um sehr kleine Gruppen, Grüppchen
handelt, die möglicherweise als Einzelperso-
nen mitschwimmen in der weiteren Szene,
die Planungen dieser Anschläge aber in
sehr kleinem Kreis begehen …"

Wenn Sie, Herr Neumann, Sie, Herr Dressel, eine
Gruppe von Hunderten von Menschen dafür in
Haftung nehmen wollen in einer Art von gesin-
nungsmäßiger Sippenhaft,

(Michael Neumann SPD: Das haben andere
früher in Deutschland gemacht!)

dann verlassen Sie den Boden des Rechts, das
auf dem Prinzip der Selbstverantwortung gründet.

(Beifall bei der LINKEN)

Hatte der Senat zur Wahrung des Koalitionsfrie-
dens, vermute ich, auf einen Kurs von Law and Or-
der in den ersten Tagen verzichtet, leitete Innense-
nator Ahlhaus persönlich Mitte der Woche die
Kehrtwende ein. Der verheerende Satz, seine
Presseerklärung vom 20. August, lautet:

"Für Chaoten gibt es in Hamburg kein Par-
don."

Pardon wird nicht gegeben.

(Beifall bei der CDU – Kai Voet van Vormi-
zeele CDU: Richtig!)

Das ist Militärjargon.

(Michael Neumann SPD: Das ist ja auch
nicht schlecht!)

Sie können das in jedem Lexikon nachschlagen.
Diese Ankündigung bedeutet im Krieg: Gefangene
werden nicht gemacht.

(Unruhe bei der CDU, der GAL und der SPD
– Michael Neumann SPD: Frau Schneider,
das war die Hunnenrede 1901!)

Im übertragenen Sinn und angewandt auf die kon-
krete Situation bedeutet sie, dass nunmehr mit den
"Chaoten", also mit denen, die einem mit ihrer Kri-
tik und ihren provokanten symbolischen Aktionen
schon die ganze Zeit auf die Nerven gingen, jetzt
aufgeräumt werden soll.

(Viviane Spethmann CDU: Welches Weltbild
haben Sie eigentlich!)

Wie sich erwies, wurden zwar Gefangene gemacht
– und zwar viele –, Grundrechte jedoch außer Kraft
gesetzt. Das alles wird im Innenausschuss und
zum Teil auch vor Gerichten im Einzelnen aufzuar-
beiten sein. Auf der Strecke blieb wieder einmal
die Versammlungsfreiheit. Wenn die Einsatzleitung
der Polizei gleich zweimal nach demselben Muster
absolut friedliche Versammlungen auflöst, wenn
sie selbst Fakten schafft, die sie dann zum Vor-
wand der Auflösung nimmt, indem sie nämlich
Gruppen und Menschen von außerhalb – und zwar
waren es am Freitag Menschen, die sie aufgrund
ihres Aussehens selbst aus Bussen herausgeholt
hat – in die Kundgebung zwingt, um dann zu be-
haupten, die Kundgebung sei ein Rückzugsraum
für "Straftäter", dann ist das eine arrogante De-
monstration polizeilicher Macht aufkosten der Ver-
sammlungsfreiheit.

(Beifall bei der LINKEN – Frank Schira CDU:
Wir sind hier nicht in Tibet!)

Wenn die Polizei dabei auch noch das Urteil des
Verwaltungsgerichts missachtet und unbeirrt ihren
vom Gericht zurückgewiesenen Zeitplan durch-
setzt, muss man ernsthaft nach dem Verhältnis der
Exekutive zur Dritten Gewalt fragen. Auf der
Strecke blieb – teilweise – der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit, der besagt, dass polizeiliche
Maßnahmen geeignet, erforderlich und angemes-
sen sein müssen. Davon war beim Einsatz gegen
Teilnehmer eines Stadtteilrundgangs in St. Pauli,
die sich nach Beendigung des Rundgangs auf dem
Rückweg befanden, nichts zu merken. Wer die
Szenen gesehen hat, konnte meinen, die Polizei
gehe gegen gefährliche Gewalttäter vor und nicht
gegen Menschen, die sich über die Folgen der
Aufwertung eines Viertels informiert und dagegen
protestiert hatten, so hart war der Einsatz. Er fand
wenige Stunden, nachdem Innensenator Ahlhaus
die Losung ausgegeben hatte, Chaoten kein Par-
don zu geben, statt. Besonders bestürzend sind
die dokumentierten Übergriffe, wie der auf ein al-
ternatives Kamerateam.

(Glocke)

Was ist die Pressefreiheit wert, wenn kritische Be-
richterstattung nicht unter ihren Schutz fällt? Wie
soll man es bewerten, wenn bereits von der Polizei
überwältigte, wehrlose Menschen von Polizisten
misshandelt werden?

(Glocke)

Mein letzter Satz:

(Zurufe von der CDU)

Gestern haben Gruppen, die das Camp organisiert
haben, eine lange Liste von Grundrechtsverletzun-
gen und Polizeigewalt vorgelegt. Wir fordern, dass
die Liste der Vorwürfe rückhaltlos aufgearbeitet
wird. Das wäre ein erster wichtiger Schritt

(Glocke)

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008 431

(Christiane Schneider)



zur Rückkehr von Verhältnissen, in denen die
Grundrechte für alle, auch für die schärfsten Kri-
tikerinnen und Kritiker gelten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Frau Abgeordne-
te Schneider, ich darf Sie bitten, sich künftig an die
Redezeiten zu halten.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Ja, näch-
stes Mal!)

Das Wort hat jetzt Herr Voet van Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Herr Präsident,
meine sehr verehrten Kollegen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Das, was wir eben von
Frau Schneider gehört haben, war einer der drei-
stesten Angriffe auf die Integrität unserer Polizei,
die ich seit langer Zeit in diesem Hause gehört ha-
be.

(Beifall bei der CDU)

Und, Frau Schneider, ich verspreche Ihnen: Das
werden wir Ihnen so nicht durchgehen lassen.

(Zurufe von der SPD: Oh, oh! – Dora Hey-
enn DIE LINKE: Was heißt das? Ist das eine
Drohung?)

Das Klimacamp, das Anfang August in dieser Stadt
stattgefunden hat, gehört zu den Veranstaltungsar-
ten, die eine liberale und auch weltoffene Groß-
stadt wie Hamburg aushalten muss. Wir können
zwar auch gut und gern ohne diese Veranstaltung
auskommen, aber selbstverständlich ist der demo-
kratische Diskurs in einer pluralistischen Gesell-
schaft möglich und muss ermöglicht werden. Das
war schon immer so und das wird auch immer in
Hamburg so bleiben. Unsere Verfassung enthält
zahlreiche Grundrechte, die der Staat gewährlei-
stet und schützt. Dazu zählt auch und ganz beson-
ders die Versammlungsfreiheit. Wer dieses Grund-
recht friedlich wahrnimmt, hat Anspruch darauf,
dass der Staat ihn in seinen Rechten schützt. Wer
aber meint, Grundrechte gölten nur denjenigen,
der die vermeintlich richtige Meinung hat, der wird
in dieser Stadt feststellen müssen, dass wir dafür
Sorge tragen werden, dass Grundrechte für alle
Bürger gelten und nicht nur für diejenigen, die mei-
nen, sie einseitig wahrzunehmen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Was heißt
das denn?)

Das will ich Ihnen ganz offen sagen, was das
heißt. Wer – wie viele Damen und Herren aus dem
Klimacamp – meint, er könne teilweise durch Ge-
waltaktionen darstellen, was seine Meinung und
was richtig sei,

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Sagen Sie
doch eine gewalttätige Aktion!)

und alle anderen, die nicht derselben Meinung
sind, sind Opfer gewalttätiger Aktionen – das ist so
nicht hinnehmbar und das werden wir in dieser
Stadt auch weiterhin so nicht hinnehmen.

(Beifall bei der CDU)

Wer meint, unter dem Deckmantel des Demonstra-
tionsrechtes hier Krawall machen zu können, wird
akzeptieren müssen, dass die Polizei in dieser
Stadt dagegen vorgehen wird.

Wir werden auch in Zukunft den demokratischen
Streit in dieser Stadt zulassen und nicht, wie es der
Kollege Dressel so schnell gefordert hat, von vorn-
herein gleich verbieten. Wir werden aber genauso
konsequent wie bisher dafür Sorge tragen, dass
Krawallmacher mit ihrem Verhalten nicht geduldet
werden. Parallel zum Klimacamp gab es ungeheu-
erliche Angriffe auf Personen, die nicht hinnehm-
bar oder gar entschuldbar sind. Wer meint, seinen
Argumenten mehr Schlagkraft verleihen zu kön-
nen, indem er Mitarbeiter der öffentlichen Verwal-
tung und ihre Familien bedroht, schließt sich selbst
aus der Gruppe der ernstzunehmenden Diskutierer
aus.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Das Werfen von Steinen und Zerstören von Behör-
den ist kein ziviler Ungehorsam, sondern bloße
Straftat, nichts anderes.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der GAL
und bei Dr. Andreas Dressel SPD)

Ich hätte erwartet, dass sich die Veranstalter die-
ses Klimacamps von solchen Straftätern deutlich
distanzieren. Sie haben dies nicht getan und ha-
ben damit, wie ich meine, eine wichtige Chance
verpasst, sich selbst argumentativ darzustellen.
Noch schlimmer wird es aber, wenn versucht wird,
diese Straftaten im Nachhinein zu rechtfertigen, so,
wie wir es gerade eben im Wortbeitrag vor mir ge-
hört haben.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das ist eine
Unverschämtheit!)

Lieber Herr Kollege Eisold, ich habe Ihren Brief an
Frau Jepsen gelesen wie viele andere aus diesem
Hause auch. Ich kann Ihnen versichern, dass mei-
ne Fraktion Ihre Haltung mehr als nachvollziehen
kann. Das sage ich auch und gerade, Herr Kollege
Rose, als bekennender und aktiver Christ. Manch-
mal gibt es Momente, wo auch ich mich für meine
Kirche schäme. Dass Ihre eigene Fraktion das
nicht sagt, finde ich schade.

(Beifall bei der CDU, bei Horst Becker und
Dr. Eva Gümbel, beide GAL)

Manchmal stehe ich auch mit Fassungslosigkeit
davor, mit welcher Dreistigkeit bestimmte Kräfte in
dieser Stadt verbal auf die Polizei einschlagen. Ich
finde es besonders geschmacklos, wenn sich hier
eine Partei als Wahrerin des Demonstrationsrech-
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tes aufspielt, die 1989 verantwortlich war für Poli-
zei- und Stasiterror bei den friedlichen Demonstra-
tionen in der DDR. Das ist genau das, was wir
nicht wollen, Frau Schneider.

(Beifall bei der CDU – Dora Heyenn DIE
LINKE: Diesen Vergleich lehne ich ab!)

Das, was 1989 Ihre Partei dort zu verantworten ge-
habt hat,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Da gab es die
Partei noch gar nicht. Sie irren sich!)

das war Polizeiterror, nicht das, was wir hier in
Hamburg erlebt haben.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt noch einen weiteren wichtigen Unterschied,
Frau Schneider, den Sie vielleicht auch einmal
wahrnehmen sollten, denn Sie haben auch dafür
gesorgt, dass dies früher in der DDR nicht so war:
Hier gibt es für jeden die Möglichkeit, rechtsstaat-
lich überprüfen zu lassen, was an Polizeimaßnah-
men stattgefunden hat. Wir haben eine Reihe von
Verfahren, die rechtsstaatlich prüfen werden, ob
die Polizei Fehlverhalten gezeigt hat oder nicht.
Das ist Rechtsstaat, das ist so üblich. Das ist
nichts Besonderes und genau das wird stattfinden.
Unverantwortlich ist und bleibt es aber, der Öffent-
lichkeit suggerieren zu wollen, wir hätten eine prü-
gelnde Polizei in Hamburg. Das war niemals so
und wird niemals so sein.

(Beifall bei der CDU)

Wer ein Possenspiel mit angeblichen Videobewei-
sen inszeniert, bei dem behauptet wird, die Polizei
habe einen armen verletzten Demonstranten wi-
derrechtlich aus einem Krankenwagen gezogen,
bei dem es sich aber tatsächlich um einen flüch-
tenden Straftäter gehandelt hat, der muss sich
schon fragen lassen, ob das nichts weiter als un-
glaubliche politische Naivität sei oder der Versuch
der politischen Rechtfertigung einer Straftat. Im er-
sten Fall hat Frau Schneider bei dieser Posse er-
folgreich den Titel einer Obernärrin verdient, im
zweiten Fall, Frau Schneider, haben Sie in diesem
Hause nichts mehr zu suchen.

(Beifall bei der CDU – Dora Heyenn DIE
LINKE: Was soll das denn heißen!)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! An die Adresse von Herrn
Voet van Vormizeele: Ihr verbales deutliches Auf-
die-Tonne-Hauen kann nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die Innenbehörde gerade im Vorfeld
dieser Veranstaltung den Mitarbeitern des Ein-
wohnerzentralamtes und denjenigen, die An-
schlagsopfer geworden sind, den erforderlichen

Schutz, um diese Anschläge zu verhindern, ver-
weigert hat.

(Beifall bei der SPD)

Aber das ist an der Stelle nicht der Punkt, denn es
geht darum, deutlich zu machen, dass Hamburg ei-
ne liberale und tolerante Stadt ist, war und bleibt.
Wir wollen, dass hier diskutiert und demonstriert
wird, über Themen wie Flüchtlingselend im Mittel-
meer, die Klimawandeldiskussion oder Fehlent-
wicklung der Globalsierung. Wir wollen, dass Ham-
burg auch ein Platz bleibt für auch außerparlamen-
tarische Demokratie, wo friedlich und gewaltfrei de-
monstriert werden kann.

(Beifall bei der SPD)

Das ist unser klares Bekenntnis an dieser Stelle,
aber immer mit dem Zusatz friedlich und gewaltfrei.
In einem Punkt möchte ich Ihnen ausdrücklich
Recht geben, Herr Voet van Vormizeele. Unser
Grundgesetz bietet genug Möglichkeiten für lega-
len, friedlichen Protest, kreativ, konstruktiv in jeder
Form unter Einhaltung der Gesetze und das ist die
Erwartung, die wir Sozialdemokraten auch haben.

(Beifall bei der SPD)

Diese Grenze muss eingehalten werden. Wer an
dieser Stelle anfängt, zu differenzieren, Gewalt ge-
gen Sachen sei vielleicht noch okay, erst bei Ge-
walt gegen Menschen werde eine rote Linie über-
schritten – das kann nicht die Differenzierung sein.
Gesetze müssen eingehalten werden. Strafge-
setze sind zu beachten. Deswegen darf es an die-
ser Stelle kein Wackeln geben. Das war unsere
Position in den Tagen des Klimacamps und das
bleibt unsere Position.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Diese konsequente rechtsstaatliche Linie gilt es, in
alle Richtungen einzuhalten. Deshalb sage ich
ganz deutlich, auch für unsere Fraktion: Wenn es
im Einzelfall Fehlverhalten auch bei Polizeibeam-
ten gegeben haben sollte, dann muss das rück-
haltlos aufgearbeitet werden, von der DIE, Staats-
anwaltschaft und den Gerichten. Dafür haben wir
entsprechende Institutionen in unserem Rechts-
staat, die das aufarbeiten, und dann können wir
das nachher im Innenausschuss politisch bewerten
und aufarbeiten. Doch die Linksfraktion – und das
sage ich auch speziell an Ihre Adresse, Frau
Schneider – muss sich fragen lassen, ob sie bei ih-
ren Angriffen auf den angeblichen Polizeistaat, den
wir in Hamburg hätten, mit sauberen Methoden
kämpfe.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Das hat keiner
gesagt!)

Warum haben Sie Ihr Videomaterial, das sie in Ih-
rer Pressekonferenz vorgestellt haben, nicht sofort
vollständig und umfänglich den Strafverfolgungs-
behörden zur Verfügung gestellt?
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(Christiane Schneider DIE LINKE: Ist schon
lange da!)

Inwieweit ist bei diesen Bildsequenzen zu welchem
Zeitpunkt von wem herumgeschnippelt worden?
Und dann auch die Frage zu den Campdemos im
Einzelnen, welche Rolle Sie und auch Ihr persönli-
cher Referent an dieser Stelle spielen: Welche Rol-
le spielt die Linksfraktion, wenn es um den Grau-
bereich zwischen legalem Protest und Gewalteska-
lation geht?

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Wer zieht da die Strippen? Das, finde ich, sollten
Sie auch einmal in diesem Haus erklären, Frau
Schneider.

(Beifall bei der SPD)

Überhaupt: Die Campaktivisten haben sich mit ih-
rer mangelnden Distanzierung von Gewalt, mit So-
lidaritätsadressen, die man in dem Camp auf
Transparenten lesen konnte, wirklich einen Bären-
dienst erwiesen und den berechtigten Anliegen,
über die wir gern streiten und diskutieren können.
Auch wenn man sich den Camp Reader anguckt
– wir haben das im Innenausschuss gemacht –,
stellt man unerträgliche Entgleisungen fest: Polizi-
sten werden pauschal als Rassisten bezeichnet,
auch Abschiebungen werden in die Nähe von De-
portationen gebracht. Wer so etwas in die Welt
setzt, muss sich fragen lassen, ob er nicht den
Nährboden bildet für Leute, die nachher Farbbeu-
tel und Steine schmeißen. Deshalb müssen hier
klare Grenzen gezogen werden, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Darum muss es bei allem Streit gehen, den wir bei
dieser Frage haben. Wir wollen Fragen zu Globali-
sierungskritik und Flüchtlingselend im Mittelmeer
und wir wollen auch erreichen, dass in der gesell-
schaftlichen Mitte Konsens erzielt wird, dass dort
etwas getan werden muss. Mit Krawall und Chaos
erreicht man diesen Konsens und die Diskussion in
der Gesellschaft nicht. Man tritt so etwas mit Fü-
ßen und deshalb war das absolut kontraproduktiv.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort hat
Frau Möller.

Antje Möller GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Das ist jetzt eine Debatte, die tatsäch-
lich den Innenausschuss von vor 14 Tagen toppt.
Das liegt zum einen daran, dass wir unter einer an-
deren Überschrift diskutieren, die von der Linkspar-
tei sehr zugespitzt formuliert wurde. Es liegt aber
zum Beispiel auch daran, dass alles, was nicht
SPD ist, aus Ihrer Sicht, Herr Dressel, nicht auf
dem rechten Weg ist.

(Arno Münster SPD: Das stimmt!)

Das finde ich noch einmal eine besondere Erkennt-
nis.

(Viviane Spethmann CDU: Ein typischer
Dressel!)

– Ein typischer Dressel, ja, aber ich muss natürlich
auch dem Kollegen Voet van Vormizeele sehr
deutlich sagen, dass er sich klar und deutlich posi-
tioniert hat und es wenig Klatschen bei der GAL
gab. Das genau ist der Punkt, an dem wir weiter-
diskutieren müssen, und zwar wir hier. Wir haben
nämlich jetzt zum ersten Mal den Vorteil, dass die
Auswirkungen, die dieses Klimacamp für die Stadt
hatte, so schön aufgefächert sind durch die Aus-
einandersetzung mit dem Einsatz, den die Polizei
leisten musste und im Großen und Ganzen gut ge-
leistet hat – das habe ich schon öfter gesagt und
wiederhole es noch einmal –, und anhand von Ein-
zelfällen, die dokumentiert sind oder die im Raum
stehen, die dringend aufgeklärt werden müssen.
Das ist das, was wir gemeinsam leisten müssen.
Wozu wir aufrufen müssen, ist längst passiert, aber
die Unterstützung fehlt mir bei Ihnen doch ein
bisschen.

(Zuruf von der SPD)

Sie von der SPD haben vor allem immer gesagt,
der Innensenator habe den Schutz der Mitarbeiter
verweigert und Weiteres in die Richtung. Sie wis-
sen genau, dass das nicht stimmt.

(Wolfgang Rose SPD: Das stimmt sehr
wohl! – Michael Neumann SPD: Warum ist
denn überhaupt etwas passiert?)

Sie hätten das Wortprotokoll nachlesen können.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Im Übrigen, Herr Dr. Dressel: Mir ist Herr Voet van
Vormizeele mit klarer Positionierung, wo ich stun-
denlang gegen reden könnte, wesentlich lieber als
jemand, wie Sie, der heute …

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

Sie haben doch im Moment überhaupt keine Positi-
on mehr zu den Bürgerrechten. Das ist das Pro-
blem. Sie erklären neuerdings das mit Ihrer Hilfe
verschärfte Polizeigesetz für zu scharf und an an-
derer Stelle sagen Sie dann, die Bürgerrechte sei-
en auch wirklich wichtig und vielleicht gebe es
doch ein bisschen zu viel Videoüberwachung. Die
klare Linie bei der SPD fehlt also völlig.

(Michael Neumann SPD: Sie sind in einer
Koalition mit denen und dann wundern Sie
sich, was Herr Voet van Vormizeele er-
zählt?)

– Besser klare Positionen als gar keine, Herr Neu-
mann.
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(Beifall bei der GAL und der CDU – Michael
Neumann SPD: Besser klare Nebenabspra-
chen als gar keine!)

Das können wir uns leisten,

(Michael Neumann SPD: Weil das persönli-
che Vertrauensverhältnis so groß ist! – Dr.
Andreas Dressel SPD: Gemeinsam oder ge-
geneinander?)

diese Positionen einmal deutlich in diesem Raum
anzusprechen. Denn im Ernst – die Zeit ist kurz,
ich versuche es einmal in zwei Minuten –, wir hat-
ten die Situation, auf ein Klimacamp reagieren zu
müssen, das sich lange bemüht hat, hier ein
Grundstück zu finden. Das hat der Senat getan.
Das hätten Sie als alleinregierende SPD nicht an-
ders gemacht. Die ganze Zeit kritisieren Sie es
aber.

(Michael Neumann SPD: In Mitte hat Rot-
Grün das übrigens abgelehnt. Denken Sie
einmal darüber nach!)

Dann kam es zu Aktionen, die mit Polizeihilfe be-
endet oder beruhigt werden mussten. Auch das
hat der Senat geleistet. Und jetzt haben wir die Si-
tuation einer Aufarbeitung. Ich möchte, dass Sie
sich an der Aufarbeitung beteiligen und nicht, dass
Sie weiterhin bei der Linie bleiben, im Übrigen sei
der Senat an allem Schuld und im Zweifelsfall die
GAL. Wir brauchen eine sachliche und klare Aufar-
beitung der Vorfälle, die es gegeben hat. Wir brau-
chen eine Aufarbeitung des Polizeieinsatzes ge-
nauso wie der Aktivitäten der Klimacamper in die-
ser Stadt. Dann können wir vielleicht endlich poli-
tisch darüber reden, welchen Wert die Bürgerrech-
te in dieser Stadt haben.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Michael
Neumann SPD: Wo ist der Dissens? Da sind
wir uns doch einig!)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt der Justizsenator, Herr Dr. Steffen.

Senator Dr. Till Steffen: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Die Debat-
te heute und die, die wir auch in den letzten Wo-
chen in dieser Stadt geführt haben, ist insgesamt
sehr merkwürdig. Heute formuliert es DIE LINKE
so, der Senat habe die Versammlungsfreiheit in
dieser Stadt aufgelöst. Von der SPD war zwischen-
zeitlich zu hören, dass dieses Terrorcamp umge-
hend geschlossen werden sollte und dass tatsäch-
lich …

(Michael Neumann SPD: Wer hat denn das
bitte gesagt? Von Herrn Egloff und mir
kommt dieselbe Formulierung wie von Ihrer
Landesvorsitzenden! Jetzt bin ich einmal ge-
spannt: Wer hat das gesagt?)

Tatsächlich gibt es Aussagen von Herrn Dressel,
der gesagt hat, ein solches Camp darf es in Ham-
burg nicht noch einmal geben. Das ist auch in Zei-
tungen wiedergegeben worden. Was heißt das an-
deres, als dass die SPD der Meinung ist, dass der-
artige Veranstaltungen wie dieses Camp in Ham-
burg nicht stattfinden sollten? Das ist die Mei-
nungsäußerung gewesen, die heute zwar nicht
wiederholt wurde, aber von der SPD gemacht wur-
de, als es in das Rauschen des Blätterwalds hin-
einpasste.

Wenn man sich diese unterschiedlichen Positionen
– diese unterschiedlichen Kritiklagen – ansieht,
dann ist das natürlich eine interessante Frage, an
welcher Stelle die Wahrheit liegt. Wir leben in einer
offenen demokratischen pluralistischen Gesell-
schaft und ich bin deswegen der absolut festen
Überzeugung, dass Hamburg es als weltoffene
Stadt aushalten muss, dass Bürgerinnen und Bür-
ger aus der ganzen Republik und vielleicht auch
aus anderen europäischen Staaten hierher kom-
men, um sich kritisch mit staatlichem Handeln aus-
einanderzusetzen. Es ist auch absolut richtig und
auszuhalten, dass das in unterschiedlichen For-
men von Demonstrationen erfolgt, wie wir es in
Hamburg erlebt haben.

Die Suggestion, die in dieser Aussage liegt, dass
es ein solches Camp in Hamburg nicht mehr ge-
ben dürfe und dass die Straftaten, die im inhaltli-
chen und zeitlichen Zusammenhang erfolgt sind,
nicht erfolgt wären, wenn dieses Camp so nicht
stattgefunden hätte, und dass eine künftige Verhin-
derung eines solchen Camps dazu führen würde,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie haben sich
vorher gar nicht darum gekümmert!)

halte ich für äußerst gewagt.

(Beifall bei der GAL)

Wir müssen insoweit bei den Fakten bleiben. Ein
direkter Zusammenhang zwischen den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern des Camps und diesen
Straftaten, die geschehen sind, ist bislang noch
nicht nachgewiesen worden.

(Michael Neumann SPD: Wissen Sie denn
noch, wer den ersten Zusammenhang her-
gestellt hat? Das war Ihr Senatskollege. Das
war Christoph Ahlhaus, der als Erster den
Zusammenhang hergestellt hat! – Gegenruf
von Antje Möller GAL: Nun ist aber einmal
gut, Herr Neumann!)

Selbst wenn sich im Nachhinein herausstellen soll-
te, dass es tatsächlich von Teilnehmerinnen und
Teilnehmern ausgegangen ist, kommt es über-
haupt nicht in Betracht, dass wir die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer dieses Camps in Sippenhaft
nehmen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)
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Was wäre der Erfolg, wenn man tatsächlich dem
folgen würde, künftig solche Veranstaltungen in
Hamburg zu verhindern? Wir würden wahrschein-
lich erreichen, dass derartige Demonstrationen
trotzdem stattfinden, dass die Leute sich anders
organisieren oder dass sie vielleicht anderswo un-
terkommen. Aber wir würden wahrscheinlich einen
nicht unerheblichen Teil derjenigen abschrecken,
die sich hier rechtstreu verhalten wollen und in
rechtstreuem Verhalten ihr Demonstrationsrecht
ausüben wollen. Ich glaube, das wäre eine großar-
tige Leistung, wenn wir das hier in Hamburg leisten
würden.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es kann jedenfalls nicht Aufgabe des Staates sein,
darauf hinzuwirken, dass die Organisation von De-
monstrationen erschwert wird. Das kann es sicher-
lich nicht sein.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Ich finde, sich auf diese Diskussionsschiene zu be-
geben, wie das die SPD am Ende der Zeit getan
hat, zu der dieses Camp in Hamburg stattgefunden
hat, ist auch vor dem Hintergrund der eigenen Ge-
schichte der SPD sehr fragwürdig. An dem Ver-
such, öffentlichen demokratischen Protest gegen
bestehende Verhältnisse zu verhindern, ist bereits
Bismarck gescheitert. Ich finde, es ist er-
schreckend, wohin der Versuch von parteipoliti-
scher Profilierung eine ehrwürdige Partei wie die
SPD bringen kann.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Es ist nicht zu leugnen – ich habe es bereits ge-
sagt: Es hat Straftaten gegeben, die in einem zeitli-
chen und inhaltlichen Zusammenhang mit dem Kli-
macamp standen. Es ist auch bedauerlich, dass
die Organisatorinnen und Organisatoren des
Camps sich von diesen Straftaten nicht deutlich di-
stanziert haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die haben sich
überhaupt nicht distanziert!)

– Das ist richtig, aber es hat einzelne Teilnehmer
gegeben, die sich auch öffentlich davon distanziert
haben. Auch das gehört zur Wahrheit. Aber eine
deutliche Distanzierung der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer sowie Organisatorinnen und Organisa-
toren des Camps ist ausgeblieben. Das ist äußerst
bedauerlich.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Trotzdem wäre es falsch, die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer in Sippenhaft zu nehmen und alle für
die Straftaten verantwortlich zu machen, die ge-
schehen sind. Die Straftaten verurteile ich aus-
drücklich. Ich war, als ich die Geschichte von dem
schweren Stein las, der in das Wohnzimmer von
Herrn Eisold geworfen wurde, nicht nur er-

schrocken, sondern ich war wütend. Ich war wü-
tend, weil ich selber sehr gut verstehen konnte,
was in ihm vorgeht – auch im Hinblick auf die
Angst, die man für die eigene Familie und die Kin-
der hat, wenn man sich vorstellt, was hätte passie-
ren können, wenn die Dinge etwas anders gelau-
fen wären. Ich selber war sehr wütend und ich
kann auch die Wut von Herrn Eisold verstehen.
Das ist so erschreckend, weil er als Opfer dieser
Straftat vermutlich schlicht und einfach deswegen
ausgewählt wurde, weil er in der Ausländerbehör-
de arbeitet und dort für die Erstunterbringung von
Flüchtlingen zuständig ist.

Das ist also ein sehr beliebiger Bezugspunkt. Das
hätte bedeutet, dass eine solche Straftat fast jeden
treffen kann, der in dieser Stadt an irgendeiner
Stelle Verantwortung übernimmt. Das muss man
deutlich sagen, weil das eine wichtige Frage für die
Einschätzung des Schutzkonzepts war, das die
Polizei vornehmen musste.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Es gab ja kein
Schutzkonzept vorher!)

– Das stimmt nicht.

(Michael Neumann SPD: Es gab vorher ein
Schutzkonzept? Na, herzlichen Glück-
wunsch! Drei Anschläge, was ist das für ein
Schutzkonzept? Das war ein Konzept im
Nachhinein!)

Was ich zum Beispiel weiß, ist, dass auch mein
privates Wohnhaus nach diesem Anschlag auf das
Wohnhaus von Herrn Eisold nicht bestreift wurde.
Ich weiß nicht, wie es bei Ihnen persönlich ist und
bei Ihnen, Herr Dressel, weiß ich es auch
nicht – ich würde auch öffentlich nicht darüber re-
den wollen –, aber das ist doch der Punkt, dass es
eine Vielzahl von Personen hätte treffen können.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die Privathäuser
waren nicht im Schutzkonzept!)

Herr Neumann, Sie waren vor geraumer Zeit In-
nenpolitiker und Herr Dressel, Sie sind es und set-
zen sich intensiv mit der Polizei und den realen
Möglichkeiten der Polizei auseinander. Deswegen
wissen Sie, dass es gar nicht möglich wäre, einen
lückenlosen Schutz für potenziell Bedrohte …

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie haben es
nicht einmal geprüft!)

– Das stimmt nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Doch, das ist ge-
nau so berichtet worden! Da waren Sie nicht
da!)

Ich habe mich im Vorfeld zum Innenausschuss
ausführlich über die Prüfungen informieren lassen,
die es da gegeben hatte.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das war aber
sehr selektiv!)
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Deswegen ist es absolut nicht zutreffend, was Sie
behaupten, dass es kein Schutzkonzept gegeben
hätte und dass diese Frage nicht geprüft worden
wäre. Es war aber nicht möglich, einen lückenlo-
sen Schutz für die potenziellen Anschlagsopfer zu
gewährleisten.

(Michael Neumann SPD: Für die drei Na-
men, die in der Broschüre standen, war es
nicht möglich?)

Deswegen ist die Suggestion, die Sie hier in den
Raum stellen, dass es ein Leichtes für die Polizei
gewesen wäre, einfach falsch.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Ähnliches wie für den Anschlag auf das Haus von
Herrn Eisold gilt für die Straftaten, die im Be-
zirksamt Nord begangen worden sind. Dort ist ein
Mitarbeiter sogar durch umherfliegende Glassplit-
ter verletzt worden. Das ist ein wichtiger Punkt,
den wir im Rahmen der Debatte festhalten müs-
sen, dass es hier – anders als bei früheren An-
schlägen – nicht nur zu Sachbeschädigungen ge-
kommen ist, sondern auch in Kauf genommen wur-
de, dass Personen verletzt werden. Das soll nicht
heißen, dass es verzeihlich ist, wenn sich Strafta-
ten lediglich gegen Sachen richten, aber wir müs-
sen aufpassen bei der Wortwahl, zum Beispiel
wenn wir von Anschlägen sprechen, wenn Parolen
an Hauswände geschmiert werden.

Als Justizsenator möchte ich etwas gerade rücken.
Wenn Parolen an Hauswände geschmiert werden,
ist das eine Sachbeschädigung – vielleicht nicht
einmal das, das hängt von der Farbe und dem Ma-
terial der Wand ab –, aber es unterscheidet sich
strafrechtlich nicht von einem gewöhnlichen Graffi-
ti. Ich möchte deswegen auch an die Vertreter der
Medien die Frage richten und auch zum Nachden-
ken mit auf den Weg geben, ob die mediale Dar-
stellung, diese Schmierereien auf den Hauswän-
den als Anschlag zu bezeichnen, wirklich hilfreich
war oder nicht sogar ein Ansporn für diejenigen
war, die hier tätig waren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was war denn
das jetzt? – Michael Neumann SPD: Betre-
tenes Schweigen! Die Privatwohnung, wis-
sen Sie, was es für die Menschen bedeu-
tet?)

– Herr Neumann, ich glaube, dass ich deutlich ge-
macht habe, welche persönliche Betroffenheit ich
an der Stelle empfunden habe. Ich persönlich habe
mich an der Stelle auch gefragt, was ich einfordern
muss. Muss ich einfordern, dass hier ein Schutz
auch meiner Person gewährleistet wird? Ich habe
mich an der Stelle gründlich über die Möglichkeiten
der Polizei informiert. Es war klar, dass es Hunder-
te Personen treffen kann. Die Begründungen für
diese Anschläge sind absolut beliebig. Es ist abso-
lut verkehrt zu behaupten, die Polizei sei nicht aus-
reichend vorbereitet gewesen und habe dann im

Weiteren unverhältnismäßig reagiert. Das ist ja der
Vorwurf, der von der LINKEN erhoben wird.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Die Polizeibeamten in Hamburg haben große An-
strengungen unternommen, um eine Vielzahl von
friedlichen Veranstaltungen und Protesten zu er-
möglichen. Sie hatten zahlreiche Einsätze zu be-
wältigen, darunter auch bei vielen Veranstaltun-
gen, die vorher nicht angemeldet waren. An dieser
Stelle möchte ich ausdrücklich betonen, dass die
Polizeibeamten bei ihren Einsätzen oftmals einem
erheblichen körperlichen Risiko ausgesetzt sind
und dass sich dieses Risiko bei einigen der Ver-
sammlungen auch tatsächlich realisiert hat.

Es darf allerdings nicht zu einer Form von Strafra-
batt kommen, nur weil es sich um politische Veran-
staltungen und Proteste handelt. Eine Straftat
bleibt eine Straftat. Sie wird entsprechend verfolgt
und das muss auch unbedingt so sein.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Das hat die Polizei in Hamburg getan und sie hat
auch in den Situationen, in denen es erforderlich
war, durchgegriffen.

Insgesamt hat die Polizei in diesen zehn Tagen
– als Ganzes betrachtet – besonnen und flexibel
reagiert. Sie hat sichergestellt, dass einerseits die
Versammlungsfreiheit der Teilnehmer gewährlei-
stet ist, andererseits aber auch Unbeteiligte nicht
zu Schaden kommen.

(Beifall bei der CDU)

Das Verhalten und der Einsatz der Polizeibeamten
sind aus meiner persönlichen Überzeugung heraus
ausgesprochen lobenswert gewesen. Allerdings ist
der Vorwurf, der heute noch einmal wiederholt wor-
den ist, einzelne Beamte hätten Straftaten began-
gen, uneingeschränkt ernst zu nehmen. Dies auch
deswegen, weil diese Vorwürfe geeignet sind, dem
Ansehen der Polizei zu schaden. Was an diesen
Vorwürfen wahr ist, muss in der nächsten Zeit auf-
geklärt werden und was wir hier leisten müssen, ist
ein genauer Blick auf den Einzelfall.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

Der Filmzusammenschnitt, der auf der Pressekon-
ferenz der LINKEN gezeigt wurde, ist wenig aussa-
gekräftig und kann die Vorwürfe nicht belegen.
Beide Geschichten, die im Hinblick auf diese Ange-
legenheit mit dem Krankenwagen erzählt wurden,
sind denkbar. Deswegen wäre es besonders wich-
tig, wenn das vollständige Filmmaterial vorliegen
würde. Nach den Informationen, die ich heute noch
einmal abgefragt habe, liegen die vollständigen
Filmmaterialien der Staatsanwaltschaft noch nicht
vor. Es wäre wirklich sehr hilfreich, wenn DIE LIN-
KE die vollständigen Materialien vorlegen oder da-
für sorgen würde, dass das geschieht. Solange wir
das nicht haben, drängt sich auch hier der Ein-
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druck auf, dass eher ein Schwarz-Weiß-Denken
gefördert werden soll,

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Das
herrscht immer noch!)

um das Parteiinteresse der LINKEN zu bedienen.

(Beifall bei der GAL)

Die Gemeinsamkeit bei der Unterschiedlichkeit der
Positionen ist, dass die parteipolitische Profilierung
zu stark im Vordergrund steht. Das gilt für DIE LIN-
KE wie für die SPD. Wir müssen es aushalten,
dass wir uns in dieser Stadt mit kritischen Äuße-
rungen und Aktionen gegen staatliches Handeln
politisch auseinandersetzen. Wir müssen beson-
nen und vernünftig reagieren. Das war die Linie
des Senats in den vergangenen Wochen und das
wird es auch in der Zukunft sein.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Christia-
ne Schneider DIE LINKE: Von Herrn Ahl-
haus?)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Wir sind an sich
am Ende der Aktuellen Stunde angekommen.
Nach Paragraf 22 Absatz 3 der Geschäftsordnung
hat jede Fraktion jetzt noch einmal die Möglichkeit,
dazu Stellung zu nehmen. Das Wort hat Herr
Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich möchte mich aus-
drücklich für den Beitrag des Justizsenators be-
danken, weil er wichtige Fragen von Demokratie
und Bürgerrechten in dieser Stadt richtig beantwor-
tet hat. Ich bin natürlich nicht mit allen Dingen ein-
verstanden, aber darum geht es hier nicht. Es ist
trotzdem ein bemerkenswerter und guter Beitrag
gewesen.

(Beifall bei der LINKEN und der GAL)

Er hatte – als Senator müsste man eigentlich über
den parteipolitischen Dingen stehen – zwei kleine
Mängel. Der eine Punkt war, dass in der eigenen
Partei durchaus Unsicherheiten in der Frage gege-
ben hat, ob das Klimacamp aufgrund dessen noch
einmal stattfinden dürfe oder nicht. Das müsste
man innerhalb der GAL noch einmal klären.

Der zweite Punkt ist, dass der Beitrag von Herrn
Voet van Vormizeele, heftig kritisiert werden müs-
sen.

Denn völlig unakzeptabel ist Ihr Aufruf, Herr Voet
van Vormizeele, Frau Schneider hätte in dieser
Bürgerschaft nichts mehr zu suchen.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Wer Strafta-
ten rechtfertigt, der tut das!)

Sie und wir alle haben das glücklicherweise nicht
zu entscheiden, sondern das ist ein demokrati-
sches Recht.

(Beifall bei der LINKEN)

Dementsprechend haben Sie sich damit auseinan-
derzusetzen und das ist auch das Wichtige dabei.

Was mir als Zweites bei Ihrem Beitrag aufgefallen
ist,

(Elke Thomas CDU: Der gut war, das muss
man ganz klar sagen!)

ist, dass Sie in gewisser Weise nicht richtig hin-
gucken, wenn Sie sagen, es gebe keine prügelnde
Polizei in dieser Stadt. Aber das erwarte ich von je-
mandem, der dem Innenausschuss angehört. Je-
der Mensch, der ferngesehen hat, hat diese Sze-
nen gesehen. Sie können sagen, das war berech-
tigt, das war notwendig, aber die Augen davor zu
verschließen, dass es überhaupt stattgefunden
hat, geht nicht.

(Beifall bei der LINKEN – Kai Voet van Vor-
mizeele CDU: Es gibt in dieser Stadt keine
prügelnden Polizisten!)

– Dann gucken Sie sich noch einmal die verschie-
denen NDR-Berichte darüber an. Sie werden es
dort sehen. Sie können sagen, das war berechtigt.
Aber Ihre Logik – da fängt es in gewisser Weise
auch an und das ist auch das, was ich bei der SPD
vermisse – ist zu sagen, das sind Krawallmacher.
Was immer das sein mag. Das wollte ich immer
schon einmal wissen. Ich weiß, dass ich als Ju-
gendlicher auch immer gerne so bezeichnet wurde.
Ist es derjenige, der irgendwie rumschreit? Das ist
doch nur eine Begründung, um draufschlagen zu
können oder wofür ist sonst diese Bezeichnung
da?

Bei den Aktionen in Moorburg und Fuhlsbüttel
– das sind die beiden Situationen, die ich selber
beurteilen kann – gab es keinen Stein, der ge-
schmissen worden ist, noch nicht einmal einen
Erdklumpen. Die Menschen sind vorgegangen, ha-
ben gesagt, wir wollen besetzen, gewaltfrei. Als
Einziges bewaffnet mit einem Strohsack, damit die
Schläge der Polizei nicht so weh tun.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Ist das nicht
rechtswidrig?)

Um nichts anderes ging es dabei und damit müs-
sen Sie sich auseinandersetzen und das sind nicht
Krawallmacher.

(Beifall bei der LINKEN – Kai Voet van Vor-
mizeele CDU: Das ist Hausfriedensbruch!)

– Nein. Das ist eine andere Situation. Das sind kei-
ne Krawallmacher, sondern das sind Menschen,
die etwas durchsetzen und dafür protestieren wol-
len.

(Glocke – Unruhe im Hause)

Vizepräsident Wolfhard Ploog (unterbrechend):
Herr Hackbusch, darf ich Sie einmal unterbrechen.
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Meine Damen und Herren, es ist deutlich zu laut im
Saal. Ich darf Sie bitten, die Nebengespräche ent-
weder einzustellen oder draußen fortzuführen. Herr
Hackbusch, Sie haben das Wort.

Norbert Hackbusch (fortfahrend): Das Zweite,
das mich an Ihrem Beitrag entsetzt hat, ist die Se-
quenz über die evangelische Kirche. Sie haben ge-
sagt, Sie schämen sich für bestimmte Dinge, die
gegenwärtig von der evangelischen Kirche ausge-
hen und haben Bezug auf eine bestimmte Aktion
genommen, die die evangelische Kirche im Zu-
sammenhang mit flucht.punkt macht zum Schutz
von den Schwächsten, die sich in dieser Gesell-
schaft aufhalten, den Illegalen, denjenigen, die an
sich kaum ein Recht in dieser Gesellschaft haben.
Ich möchte die Arbeit der evangelischen Kirche
und die Arbeit von flucht.punkt, die in dieser Stadt
gemacht worden ist, besonders würdigen. Es geht
um die Schwächsten, es geht um die Illegalen, es
geht um diejenigen, die keine Rechte in dieser Ge-
sellschaft haben. Das ist eine sehr vornehme Auf-
gabe der evangelischen Kirche, die ich ausdrück-
lich begrüßen möchte. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Warnholz.

Karl-Heinz Warnholz CDU: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Frau Schnei-
der, ich finde es ungeheuerlich, dass Sie von Din-
gen sprechen, von denen Sie keine Ahnung ha-
ben.

(Heiterkeit bei der SPD und der LINKEN)

Ich will das auch begründen. Der Innensenator hat
gesagt, dass es für Chaoten kein Pardon gibt. Das
ist richtig und das ist auch gut so, denn wir als Re-
gierung sind verantwortlich für Recht, Sicherheit
und Ordnung.

(Ingo Egloff SPD: Merken Sie sich das, Frau
Schneider!)

Darüber können Sie ruhig lachen, Herr Dr. Dressel,
denn Sie sprechen mit zwei Zungen. Das weiß ich
letztlich auch.

(Beifall bei der CDU)

Sie sind einmal für das Camp, dann sind Sie nicht
dafür und dann sind Sie wieder für das Camp. Wo-
für stehen Sie eigentlich?

(Michael Neumann SPD: Und Sie?)

Sie stehen für Unsicherheit und deswegen sind Sie
abgelöst worden.

(Beifall bei der CDU)

Jetzt zu Frau Schneider. Frau Schneider, wir ken-
nen ja Ihre Vita.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Wahr-
scheinlich besser als ich!)

Wenn wir die lesen, dann kennen wir Ihre kommu-
nistische Vergangenheit. Deswegen sprechen Sie
auch von Gefangenen. Ich finde es ungeheuerlich,
in diesem Parlament dem Innensenator zu unter-
stellen, er würde Gefangene machen oder Gefan-
gene werden nicht gemacht. Das haben Sie mehr
oder weniger deutlich gesagt.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der LIN-
KEN)

– Melden Sie sich gefälligst und halten Sie den
Mund. Unterbrechen Sie mich nicht.

Ich kann Ihnen dazu nur Folgendes sagen: Ich ver-
misse bei Ihnen einmal ein Wort des Dankes an
unsere Polizeikräfte, die hier Tag und Nacht ihren
Dienst unter schweren Bedingungen leisten. Dar-
über verlieren Sie kein Wort. Sie sprechen immer
nur von Ihren Chaoten. Ich finde das ungeheuer-
lich.

(Beifall bei der CDU – Dora Heyenn DIE
LINKE: Vielleicht sollten Sie einmal die Ju-
gendlichen loben, die sich so engagieren!)

Jetzt die Wahrheit zu Ihrer Pressekonferenz. Das
ist noch schlimmer. Sie laden sich Journalisten ins
Rathaus ein, zeigen einen Videofilm, der einseitig
ist, den Sie nicht bereit sind, an die Staatsanwalt-
schaft herauszugeben und auch nicht den Journa-
listen geben wollen. Das ist doch gestellt. Worauf
fallen Sie eigentlich herein. Das ist ungeheuerlich.
Sie stellen bei mir als Vorsitzenden des Innenaus-
schusses den Antrag, eine Sondersitzung zu ma-
chen. Ich kann doch nicht eine Sondersitzung ma-
chen, wenn es sich um ein schwebendes Verfah-
ren handelt. Wo kommen wir da hin? Das ist eine
Schande, was Sie sich hier geleistet haben.

(Beifall bei der CDU)

Es ist heute viel gesagt worden, aber ich kann Sie
nur bitten, Frau Schneider, in Zukunft mit unserer
Hamburger Polizei, die sich große Verdienste er-
worben hat, anders umzugehen. Wenn etwas nicht
in Ordnung ist – das hat der Justizsenator deutlich
gesagt –, dann werden wir im Einzelfall der Sache
nachgehen. Aber Verallgemeinerung dürfen wir
nicht hinnehmen. Wir stehen für die Sicherheit der
Polizei und die Polizei steht für uns. Dafür sage ich
Dankeschön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Schäfer.

Dr. Martin Schäfer SPD: Vielen Dank, Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Nachdem es jetzt
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etwas durcheinander gegangen ist, versuche ich,
die Dinge noch einmal klarzustellen,

(Frank Schira CDU: Ah!)

jedenfalls so, wie es sich für meine Partei darstellt.

Erstens: Camps wie dieses Klimacamp vereinba-
ren Tagungen oder was auch immer mit dem Ziel,
politische Fragen zu bearbeiten und zu diskutieren
und finden in dieser Stadt weiterhin jederzeit statt

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Haben Sie
das auch schon dem Kollegen Dressel ge-
sagt?)

und sie können unter dem Schutz dieser Stadt
stattfinden.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens: Aktionen, die aus solchen Treffen her-
vorgehen – Aktionen, Demonstrationen oder was
auch immer, auch Aktionen, die anders sind als
das, was man üblicherweise kennt –, stehen unter
dem Schutz der Politik dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Drittens: Steine werfen gehört nicht dazu.

(Beifall bei der SPD und bei Hanna Gienow
CDU)

Steine werfen ist eine Straftat und insofern zu ver-
folgen.

Viertens: Wenn es einen solchen zeitlichen Zu-
sammenhang zwischen diesem Klimacamp und ei-
nigen Steinewerfereien bis hin zu Anschlägen
– und ich sage dieses Wort absichtlich, Herr Stef-
fen – auf Privatwohnungen einzelner Mitarbeiterin-
nen oder Mitarbeiter im öffentlichen Dienst gibt
– da gebe ich Ihnen wieder Recht –, dann kann es
keinerlei Sippenhaft geben und es kann keinerlei
Rückschluss gezogen werden auf die Teilnehmer
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses
Camps. Was ich aber unbedingt erwarte, ist eine
Distanzierung der Menschen von diesen Anschlä-
gen, die in diesem Camp sind. Das bedauere ich,
dass es eine solche Distanzierung nicht gegeben
hat.

(Beifall bei der SPD)

Ich bedauere es umso mehr, dass genau dadurch,
dass diese Distanzierung ausblieb, die Ziele dieses
Camps konterkariert worden sind. Das war der in-
haltliche Fehler, der dort geschehen ist. Dadurch
wurden die Ziele des Camps desavauiert oder zu-
mindest belastet.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

An dieser Stelle möchte ich noch einmal zu diesem
Camp Reader kommen, der schon vor Beginn des
Camps vorlag und in dem leider einige Passagen
standen, die so nicht hätten stehen bleiben dürfen.

Man darf am Anfang nicht sagen, wir geben den
Mitarbeitern in den einzelnen Dienststellen Gesich-
ter, und dann am Ende unter der Überschrift
Adressen Namen nennen – zwei von diesen vier
genannten Namen waren Opfer von solchen An-
schlägen –, und dann sagen, das konnte man aber
nicht ahnen, nur deswegen, weil die Namen zu-
sammengeschrieben worden sind mit den Adres-
sen der Dienststellen. Da fanden wir dann doch
den Ansatz der Polizeiführung etwas dürftig zu sa-
gen, wir bewachen jetzt besonders die Dienststel-
len. Das war unserer Meinung nach zu wenig. Da
hätte man mehr an Schutz bieten müssen, Herr
Steffen, und zwar wirklich mehr als das, was im In-
nenausschuss deutlich wurde und dort vonseiten
des Staatsschutzes gesagt worden ist. Ich darf es
Ihnen noch einmal vorlesen:

"Es sind eben bei den Objekten entspre-
chende Maßnahmen durchgeführt worden,
das heißt beispielsweise für die Ausländer-
behörde. Aber – wie schon gesagt – es sind
nicht die Privatanschriften dieser Mitarbeiter
des Amtes E hier aufgeführt worden, sodass
zu dem Zeitpunkt keine Maßnahmen durch-
geführt worden sind."

Es sind keine Maßnahmen durchgeführt worden
zum Schutz der Privatwohnungen dieser vier Leu-
te, die namentlich genannt worden sind. Das hal-
ten wir ebenfalls für ein Versäumnis.

(Beifall bei der SPD)

Zu den Polizeieinsätzen. Die müssen aufgearbeitet
werden von den Stellen, die dazu da sind

(Wilfried Buss SPD: Von Herrn Warnholz!)

und nicht von Herrn Warnholz. Herr Warnholz ist
nicht die Stelle, die dafür zuständig ist. Selbstver-
ständlich gilt auch hier: Straftat bleibt Straftat.
Wenn es welche gegeben haben sollte, dann muss
es entsprechende Konsequenzen haben. Aber bit-
te nach sauberer Klärung dessen, was tatsächlich
gewesen ist.

(Beifall bei der SPD – Karl-Heinz Warnholz
CDU: Sehr gut!)

Ich hoffe, dass ich insofern noch ein bisschen zur
Klarheit beitragen konnte.

(Frank Schira CDU: Am besten zu Ihrer
Fraktion!)

Nur eines muss ich am Schluss noch sagen. Es tut
mir leid, auch wenn es vielleicht ein bisschen billig
klingen mag, Frau Möller. Wo um Himmels Willen
war vorhin Ihre Position?

(Beifall bei der SPD – Frank Schira CDU:
Das war eine Rede an die SPD-Fraktion!)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Möller.
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Antje Möller GAL: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Herr Schäfer, ich sehe ein, dass das
jetzt sein musste, weil meine Position immer noch
die ist,

(Michael Neumann SPD: Von Kalli Warn-
holz!)

die ich in sechs Jahren als innenpolitische Spre-
cherin und davon auch sechs Jahre in der Opposi-
tion war, Polizeieinsätze in ihren einzelnen Aktio-
nen sehr deutlich zu kritisieren, einzelne Vorfälle
nachzuvollziehen. Genau das passiert hier und tat-
sächlich mit der Akribie, mit der Herr Schäfer ge-
zeigt hat, dass die SPD anscheinend doch auch so
kann. Das ist die dritte Variante, die kannte ich
jetzt noch nicht. Die finde ich gut. Die war auch im
Innenausschuss besser.

(Beifall bei der GAL und bei Dr. Joachim Bi-
schoff DIE LINKE)

Ich habe mir das Protokoll auch noch einmal mit-
genommen. Ich hätte diese Passage auch vorgele-
sen, die im Übrigen sehr deutlich macht, dass das,
was der Justizsenator gesagt hat, nämlich dass
das Konzept der Polizei sehr wohl die in der Bro-
schüre aufgelisteten Orte, die aus Sicht des Flücht-
lingsrats und anderer, die diese Broschüre erstellt
haben, die Häuser sind, in denen die Maßnahmen
gegen Flüchtlinge zu kritisieren sind. Ich versuche,
das jetzt einmal flapsig zu sagen: All diese Gebäu-
de waren im Konzept der Polizei enthalten. Tat-
sächlich aber nicht die Privatadressen der Mitar-
beiter oder Mitarbeiterinnen,

(Michael Neumann SPD: Da werden zwei
Anschläge verübt! Beim dritten kommt man
nicht auf die Idee, das Konzept umzustel-
len?)

die in den Adressen genannt werden, Herr Neu-
mann. Ja, dass Sie zu kurz kommen in dieser De-
batte, das sehe ich auch, aber ich möchte es trotz-
dem zu Ende sagen.

(Beifall bei der GAL)

Das ist das, was der Innensenator ganz deutlich
beantwortet hat. Die Privatadressen sind nicht ge-
nannt worden. Das Sicherheitskonzept hat sich auf
die Einrichtungen beschränkt. Daran können Sie
Ihre Kritik äußern und haben Sie auch deutlich ge-
äußert und auf diese Art und Weise kann man sie
auch ernst nehmen, aber nicht auf die Art und Wei-
se, wie Sie jetzt wieder dazwischen reden.

(Michael Neumann SPD: Erklären Sie das
doch mal! Geben Sie mal eine Antwort dar-
auf!)

– Die Antwort haben schon alle gesagt und ich sa-
ge sie nicht zum dritten Mal.

(Glocke)

Vizepräsident Wolfhard Ploog (unterbrechend):
Frau Möller, darf ich Sie bitten, einen Moment in-
nezuhalten. Herr Neumann, darf ich Sie bitten,
Frau Möller zu Ende reden zu lassen.

(Michael Neumann SPD: Geben Sie mir Re-
dezeit, dann kann ich das noch einmal erklä-
ren!)

Antje Möller (fortfahrend): Noch einmal zurück zu
dem, wie wir mit dieser Situation umgehen und wie
wir was aufarbeiten. Ich sage auch einmal etwas
zur Kirche, weil alle etwas zur Kirche gesagt ha-
ben. Ich bin nach meiner Konfirmation aus der Kir-
che ausgetreten, nachdem mir klar geworden ist,
dass die Vertreter der evangelischen Kirche Waf-
fen segnen. Das fand ich in meinem jugendlichen
Elan den entscheidenden Grund zu sagen, dass
ich mit dieser Kirche nichts zu tun haben will.

Wir alle können individuell auf das reagieren, was
die Kirche sagt, aber was ich weiterhin will, ist,
dass die Kirche – genauso wie alle anderen in die-
sem Raum oder in dieser Stadt – öffentliche Kritik
am Behördenhandeln los werden darf, genauso
wie am Handeln von Industriebetrieben, von Vorsit-
zenden, von Aufsichtsräten und so weiter. Das ist
unser aller Recht, Herr Voet van Vormizeele. Die
Form ist entscheidend, aber das deutliche kritische
Wort gegenüber Behördenhandeln ist genauso zu-
lässig wie das deutliche kritische Wort gegenüber
dem Handeln von Aufsichtsratsvorsitzenden und
anderen, die wichtige Positionen haben.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN und verein-
zelt bei der SPD)

Ich glaube, das ist das, was wir lernen müssen.
Die Bandbreite der Rechte, die uns unsere Demo-
kratie gibt, ist vielleicht strittig, aber sie ist wichtig,
um solch eine Diskussion bestehen zu können wie
wir sie hier haben. Wir werden Sie möglicherweise
noch das eine oder andere Mal in dieser Koalition
bestehen müssen, aber auch mit dieser Oppositi-
on. Deswegen mit der ganz großen Keule zu kom-
men und immer gleich zu sagen, wenn die nötige
Distanz fehlt, dann ist das sofort auch das Mitma-
chen bei Straftaten, finde ich grenzwertig und das
sollten wir hier nicht tun.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN und verein-
zelt bei der CDU und der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Damit ist die Aktuelle Stunde für heute
beendet. Wir werden sie morgen mit dem dritten
und vierten Thema fortsetzen.

Ich unterbreche jetzt die Sitzung und berufe auf
Antrag der Fraktion DIE LINKE den Ältestenrat ein.
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Unterbrechung: 16:56 Uhr

Wiederbeginn: 17.03 Uhr

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Meine Damen
und Herren! Nehmen Sie bitte wieder Ihre Plätze
ein, wir führen die Sitzung fort.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf, Drucksa-
che 19/886: Wahl eines stellvertretenden Mitglieds
für die Härtefallkommission.

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Wahl eines stellvertretenden Mitglieds für die
Härtefallkommission
– Drs 19/886 –]

Der Stimmzettel liegt Ihnen vor. Er enthält jeweils
ein Feld für Zustimmung, Ablehnung und Enthal-
tung. Sie dürfen auf dem Stimmzettel ein Kreuz
machen, aber bitte nur eins. Weitere Eintragungen
oder Bemerkungen würden zur Ungültigkeit führen.
Auch unausgefüllte Zettel gelten als ungültig. Bitte
nehmen Sie Ihre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlung wird vorgenommen.)

Ich darf die Schriftführer bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen.

Meine Damen und Herren! Sind alle Stimmzettel
abgegeben worden? – Das scheint der Fall zu
sein. Dann schließe ich die Wahlhandlung. Das
Wahlergebnis wird nun ermittelt und Ihnen im Lau-
fe der Sitzung bekannt gegeben.

Ich rufe die Punkte 31 und 33 bis 36 auf, die
Drucksachen 19/939 sowie 19/907 bis 19/910. Be-
richt des Haushaltsausschusses: Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Hamburgischen Hoch-
schulgesetzes, hier: Neugestaltung der Studienfi-
nanzierung mit vier Berichten des Wissenschafts-
ausschusses zum Thema Studiengebühren. Zum
Tagesordnungspunkt 31 liegen Ihnen mit den
Drucksachen 19/1019 bis 19/1022 vier Anträge der
Fraktion DIE LINKE vor.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/552:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Hamburgischen Hochschulgesetzes
hier: Neugestaltung der Studienfinanzierung
(Senatsantrag)
– Drs 19/939 –]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Entkoppelung von Rückmeldung und Studien-
gebühren
– Drs 19/1019 –]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Uneingeschränkte Befreiung von den Gebüh-
ren für Eltern, chronisch kranke und behinderte
Studierende
– Drs 19/1020 –]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Uneingeschränkte Befreiung von den Gebüh-
ren für Studierende, die in den Gremien der
Hochschule mitwirken
– Drs 19/1021 –]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Koalitionsvertrag nachgelagert einhalten
– Drs 19/1022 –]

[Bericht des Wissenschaftsausschusses über
die Drucksache 19/29:
Studiengebühren abschaffen (Antrag der SPD-
Fraktion)
– Drs 19/907 –]

[Bericht des Wissenschaftsausschusses über
die Drucksache 19/39:
Studiengebühren (Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE)
– Drs 19/908 –]

[Bericht des Wissenschaftsausschusses über
die Drucksache 19/89::
Studiengebühren, Moratorium für Exmatrikula-
tion wegen Nichtzahlung der Studiengebühren
(Antrag der Fraktion DIE LINKE)
– Drs 19/909 –]

[Bericht des Wissenschaftsausschusses über
die Drucksache 19/152:
Exmatrikulationen wegen Studiengebühren so-
fort stoppen! (Antrag der SPD-Fraktion)
– Drs 19/910 –]

Wer wünscht das Wort? Herr Beuß hat das Wort.

Wolfgang Beuß CDU: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben heute eine Abstim-
mung über die Neugestaltung der Studienfinanzie-
rung in Hamburg durchzuführen, die ein wirklicher
Meilenstein an Abarbeitung in diesem Koalitions-
vertrag ist.

(Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE: Schon
wieder Meilenstein!)

Das Ganze hat zügig funktioniert, weil die Behörde
und die sie führende Senatorin das neue System
der Studienfinanzierung schnell und sehr korrekt
auf den Weg gebracht haben, sodass wir nach den
parlamentarischen Beratungen in den Gremien
heute dieses Gesetz verabschieden können.

Deutlich wird auch, dass Regierung und die sie tra-
genden Fraktionen absolut handlungsfähig sind.

(Beifall bei der CDU und der GAL)
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Die neue Regelung, die wir verabschieden, kann
zum Wintersemester 2008/2009 in Kraft treten und
ich finde es sehr interessant und auch sehr be-
zeichnend, dass wir diese ganzen Dinge relativ ge-
räuschlos und auch nicht von Studentendemon-
strationen begleitet wie beim ersten Gesetz über
die Bühne bekommen haben. Im Parlament wird
auch deutlich, dass das Interesse an dieser Debat-
te so groß nicht sein kann im Gegensatz zur dama-
ligen Einführung des ersten Gesetzes zur Einfüh-
rung von Studiengebühren.

Mein Dank geht in dieser Beziehung an die Wis-
senschaftssenatorin Frau Gundelach und ihre Mit-
arbeiter, die in den vergangenen Wochen mit enor-
mer Energie daran gearbeitet haben, dass wir heu-
te dieses Gesetz verabschieden können.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Die CDU hatte in der vergangenen Legislaturperi-
ode die Studiengebühren eingeführt und wir hatten
dafür gute Gründe.

Erstens: Die CDU ist der Meinung, dass Studien-
gebühren bei steigenden Studentenzahlen ein
Baustein sind, um die Studienbedingungen an den
Hochschulen zu verbessern. Nur so machen wir
Hamburgs Hochschulen fit für die Zukunft.

Zweitens: Studierende profitieren in der Berufswelt
von ihrer Ausbildung, ideell sowie materiell.

Drittens: Neben den Einnahmen aus den Studien-
gebühren für die Hochschulen haben wir aber
auch den Etat der Wissenschaftsbehörde erhöht,
und zwar in den vergangenen zwei Legislaturperi-
oden von 2001 bis 2007 um insgesamt fast 145
Millionen Euro auf insgesamt 846,2 Millionen Euro.
Es ist ein wirklich stattlicher Betrag, der den Hoch-
schulen zur Verfügung gestellt wird.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Allen Unkenrufen zum Trotz steht die CDU weiter-
hin dafür ein, dass unsere Hochschulen zukünftig
finanziell gut ausgestattet werden, um Hamburg zu
einer Wissensmetropole zu machen.

Heute lässt die schwarz-grüne Koalition also ein
gewichtiges Dickschiff vom Stapel. Dieses neue
Modell, das wir verabschieden, stellt eine Lösung
dar, die uns alle zufrieden stimmen muss. Die
Hamburger Hochschulen erhalten auch weiterhin
die notwendige Finanzierung, um die Qualität in
Lehre und Studium zu verbessern. Unsere Hoch-
schulen brauchen dieses Geld. Durch das neue
Modell werden die Gebühren erst nach dem Studi-
um ab einem Jahreseinkommen von 30 000 Euro
fällig. Zu zahlen sind dann 375 Euro pro Hoch-
schulsemester. Mein Fazit: Kein Student wird wäh-
rend des Studiums mit den Gebührenzahlungen
belastet und es ist ein guter Kompromiss, den die
Koalition in dieser Frage gefunden hat.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Nun noch ein paar Zahlen. Dieses Gesetz wurde in
der Vergangenheit ein wenig von der Opposition
heruntergeredet, indem gesagt worden ist, ihr
nehmt längst nicht mehr das ein, was ihr euch ur-
sprünglich vorgenommen hattet; das ist richtig.
Diesen Kompromiss haben wir in den Verhandlun-
gen ausgehandelt, aber die zu zahlenden Gebüh-
ren von 47 500 Studierenden in dieser Stadt erge-
ben nach unserem neuen Modell immerhin noch
die stattliche Summe von 35,6 Millionen Euro und
die sind bitter notwendig, um den Reformprozess
an den Hochschulen weiter voranzutreiben.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Ich bin dem Finanzsenator auch dankbar, dass er
bei den Verhandlungen die Ausfallsumme, die
durch die nachgelagerten Studiengebühren ent-
steht und voraussichtlich 2,5 Millionen Euro pro
Jahr betragen wird, im Interesse des Wohls und
der Sicherheit der Studenten in Kauf genommen
hat. Insgesamt hätten die Einnahmen aus den Stu-
diengebühren nach dem alten Modell 38,1 Millio-
nen Euro gebracht. Die Differenz ist nicht schön,
aber der Kompromiss ist in der Sache vernünftig
und belastet die Studenten längst nicht so, wie das
möglicherweise mit dem vergangenen Modell der
Fall gewesen wäre. Die durchschnittliche Studien-
länge beträgt zehn Semester und das ergibt pro
Student eine Summe in Höhe von 3750 Euro und
die kann in Ratenzahlungen abgetragen werden.
Ich denke, wer ein Mindesteinkommen von 30 000
Euro hat, dem tut es nicht so weh, dass er das
nicht an den Staat zurückzahlen könnte.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Nun wird immer behauptet, bei der WK werde
durch diese Reform ein neuer Schattenhaushalt
eingerichtet. Ich sage dazu, die politische Ent-
scheidung für nachgelagert erhobene Studienge-
bühren ist eine vernünftige Entscheidung gewe-
sen. Das Volumen der gestundeten Gebühren wird
bei rund 250 Millionen Euro liegen. Die Kosten da-
für sind deshalb überschaubar und vor allen Din-
gen auch politisch so gewollt.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Der Tilgungsplan ist aufgrund der Zahlungsver-
pflichtungen der Studierenden bereits vorhanden
und gesetzlich abgesichert. Die zu erwartenden
Ausfälle sind überschaubar. Die Rückzahlungen
können nur dem vorherbestimmten Zweck zuge-
führt werden und nicht im allgemeinen Haushalt ir-
gendwo untergebuddelt werden; das finde ich ganz
wichtig und wesentlich.

Gestatten Sie mir noch einen Hinweis im Hinblick
auf die sogenannte soziale Gerechtigkeit, die die
Opposition so gern bemüht. Die berufstätigen Aka-
demiker, die eine Hochschulausbildung beendet
haben, profitieren alle finanziell und statusmäßig
von der Ausbildung, die sie an einer Hamburger
Hochschule erhalten haben. Es ist nach meiner
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Überzeugung deshalb nur gerecht, wenn sie sich
auch an den Kosten dieser Ausbildung anteilig be-
teiligen,

(Beifall bei der CDU)

natürlich erst dann, wenn sie im Beruf eine be-
stimmte Einkommensgrenze erreicht haben. Wer
hier von sozialer Ungerechtigkeit spricht, der möge
mir doch bitte einmal erklären, warum ein ange-
hender Tischlermeister bei seiner Fortbildung zum
Meister und für die Meisterprüfung selbst in Ham-
burg knapp 10 000 Euro hinblättern muss. Wer
nachschauen möchte, ob die Summe auch stimmt,
kann das auf der Homepage der Hamburger Tisch-
lerinnung tun. Ein berufstätiger Akademiker sollte
– das muss einmal gesagt werden – deshalb auch
an einem solchen Betrag, den er vom Staat erhält,
ein wenig finanziell beteiligt werden.

Um es noch einmal den Damen und Herren von
der SPD und den LINKEN klarzumachen: Nicht der
Student im ersten Semester wird zur Kasse gebe-
ten, sondern berufstätige, verdienende Akademi-
ker, die dank ihres Studiums ein entsprechendes
Einkommen erzielen und das ist nur fair und ge-
recht.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Ein letztes Wort zur Opposition. Dass Sie heute die
zweite Lesung verweigern und uns das erst auf
den letzten 20 Metern mitteilen, ist typisch für Ihr
fantasieloses oppositionelles Gehabe.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Mit dieser Entscheidung, die zweite Lesung heute
zu verweigern, entpuppen Sie sich wieder einmal
mehr als diejenigen, die meilenweit davon entfernt
sind, in dieser Stadt Verantwortung zu überneh-
men. Wir schaffen es Gott sei Dank auch ohne Sie,
ein ordentliches Gesetz auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
Frau Dr. Stapelfeldt.

Dr. Dorothee Stapelfeldt SPD:* Frau Präsidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber
Herr Kollege Beuß, wir halten es nicht für ein or-
dentliches Gesetz, sondern für ein falsches Ge-
setz, das unsozial ist, und deswegen müssen Sie
uns schon gestatten, dass wir das, was wir an par-
lamentarischen Möglichkeiten haben, auch ausnut-
zen; das werden wir heute tun.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Als die schwarz-grüne Koalition vor vier Monaten
gegründet wurde, war von Aufbruch für die Stadt,
von Modernisierung, von einer besonders dichten
emotionalen Atmosphäre zwischen den Koalitions-
partnern die Rede und natürlich von dem Signal,
das von Hamburg auf andere Länder und auf den

Bund ausstrahlen könnte. Ein Signal in diesem
Sinne sollte auch das erste große Gesetzesvorha-
ben des schwarz-grünen Senats sein, nämlich die
Änderung der Studiengebühren, die von Ihnen,
Herr Beuß, am gleichen Tag, als der Senat das be-
schlossen hat – dagegen ist auch nichts einzuwen-
den – bejubelt worden ist genau mit der Argumen-
tation, die Sie eben gebracht haben. Deswegen
wiederhole ich sie nicht noch einmal, aber ich sage
Ihnen dazu Folgendes:

Wenn Sie das für alle Menschen, die von dieser
Gesellschaft profitieren, umlegen wollten, dann
müssten wir zusätzlich zum Steuersystem noch ein
anderes System haben, das das an die Gesell-
schaft zurückgibt, was man erhalten hat. Das heißt
doch umgekehrt: Wenn gut ausgebildete Akademi-
ker, Hochschulabsolventen gut verdienen, dann ist
es doch im Rahmen des Steuersystems, das wir
haben, richtig, dass sie nach ihrer Leistungsfähig-
keit besteuert werden und andere Menschen, die
weniger verdienen, ebenfalls nach ihrer Leistungs-
fähigkeit. Das müssen wir in Deutschland beherzi-
gen, danach müssen Leute besteuert werden, da-
nach muss man das an die Gesellschaft zurückge-
ben, was man vorher zum Beispiel durch Bildung
erhalten hat und nicht auf einem anderen Wege.

(Beifall bei der SPD)

Die GAL hat erklärt, die Hamburger Studierenden
würden durch dieses Gesetz entlastet werden

(Jens Kerstan GAL: Sie werden auch entla-
stet!)

und es würde eine völlig neue Ausrichtung der Stu-
dienfinanzierung geschaffen werden. Was für ein
Signal ist es wirklich? Ist es für Hamburg ein Auf-
bruch in eine moderne, in eine wissensbasierte
Gesellschaft? Mitnichten, das ist es natürlich nicht,
das haben auch die parlamentarischen Beratun-
gen der letzten Monate gezeigt. Es ist ein unsozia-
les Gesetz, das die jungen Menschen vom Studie-
ren in Hamburg eher abhalten könnte, denn Stu-
diengebühren sind eine erhebliche finanzielle Be-
lastung und haben eine abschreckende Wirkung
auf einkommensschwache Gruppen. Dieses Ge-
setz erhöht nicht nur die sozialen Barrieren, was
wir von Beginn an beklagt haben, sondern es ver-
schärft noch einmal die Bedingungen für Studie-
rende mit kleinen Kindern, mit Behinderungen oder
mit chronischen Krankheiten, weil diese nicht wie
vorher von den Gebühren gänzlich befreit werden
und das ist zumindest eine unbillige Härte. Das
Gesetz verschärft die Bedingungen für Tausende
von Studierenden aus Ländern außerhalb der
Europäischen Union, weil die Stundung ihrer Ge-
bühren völlig in das Belieben der Hochschulen ge-
stellt ist, die dafür keine Kompensation von der
Wohnungsbaukreditanstalt erhalten.

Es waren keine hehren Ziele, die zu Veränderun-
gen der Studiengebühren in Hamburg führten, son-
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dern ganz banale, normale, taktische Abwägun-
gen, wie uns Frau Senatorin Gundelach im Haus-
haltsausschuss berichtete. Das will ich gerne ein-
mal zitieren:

"Die Senatsvertreterinnen und -vertreter er-
klärten hinsichtlich der Höhe der Studienge-
bühren und deren Absenken von 500 Euro
auf 375 Euro, dies sei ein Kompromiss, der
zwischen den Koalitionspartnern erzielt wor-
den sei. Insoweit gebe es hierfür keine Re-
chengrößen, sondern es sei eine Kompro-
misslösung. Dem grünen Koalitionspartner
seien 500 Euro zu viel gewesen und nach
Verhandlungen seien sie auf den Betrag von
375 Euro gekommen. Es sei ein ganz einfa-
ches, schlichtes Verfahren und übrigens
nicht das erste Mal, auf diese Art und Weise
zu solchen Beträgen zu kommen, wenn ge-
meinsam zwischen Koalitionspartnern etwas
vereinbart werde."

So kann es in Koalitionen gehen. Es ist nämlich
kein Aufbruch und keine völlige Wendung bei den
Studiengebühren, sondern es ist ganz banal, nüch-
tern, ernüchternd, alltäglich und taktisch abwä-
gend.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig! – Beifall
bei der SPD und bei Dora Heyenn [DIE LIN-
KE])

Heute versucht die GAL, das neue Studiengebüh-
renmodell als soziale Errungenschaft zu verkaufen.
Das wird ihr nicht gelingen, wie sowohl die Reak-
tionen der Studierenden als auch des Deutschen
Studentenwerks in den Anhörungen des Wissen-
schaftsausschusses gezeigt haben.

(Jörn Frommann CDU: Die Platte hatten Sie
schon mal!)

Auch wenn der schwarz-grüne Senat nun meint,
mit dem gefundenen Kompromiss die unterschied-
lichen Positionen pro und kontra Studiengebühren,
die seit ihrer Einführung leidenschaftlich diskutiert
werden, aufgelöst zu haben, kann ich nur sagen,
dass dies ein Irrtum ist. Es ist gar nichts aufgelöst
und vor allen Dingen sind sie kein Beitrag zur
Chancengerechtigkeit in der Hochschulbildung. Die
Studiengebühren sind nicht das richtige Signal für
eine wissensbasierte Gesellschaft. Sie sind unge-
recht, unsozial, teuer in der Verwaltung und führen
zu einem exzeptionellen Schattenhaushalt, der die
Stadt langfristig belastet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir werden poli-
tisch darauf hinwirken, dass es uns nach dieser
Legislaturperiode gelingen wird, mit anderen ver-
änderten politischen Mehrheiten die Studiengebüh-
ren wieder abzuschaffen. Aber das würde bedeu-
ten, dass wir schon im Jahre 2012 144 Millionen
Euro an Schulden bei der Wohnungsbaukreditan-
stalt abzutragen hätten, bevor wir überhaupt zu ei-

ner neuen Prioritätensetzung im Wissenschaftsetat
kommen könnten.

(Wolfgang Beuß CDU: Sie kommen ja gar
nicht an!)

Noch einmal vielen Dank an das Verhandlungsge-
schick der Koalitionspartner für solch eine Lösung.

Wenn wir verantwortlich für Hamburg handeln wol-
len und wenn wir die Stadt zur Wissensmetropole
machen wollen, dann müssen wir für Bildung dra-
matisch mehr tun und die Barrieren abbauen. Klu-
ge Köpfe sind das wichtigste Kapital der Zukunft
und da gibt es leider erschreckende Erkenntnisse
über Deutschlands Bildung im europäischen Ver-
gleich.

Im Jahre 2005 hatten 22 Prozent der Deutschen
zwischen 24 und 25 Jahren einen Hochschulab-
schluss, die Hälfte der Quote Norwegens oder Ir-
lands und weit hinter Spanien, Frankreich oder
Finnland. Im gleichen Jahr hatten 26 Prozent der
Deutschen zwischen 45 und 54 Jahren einen
Hochschulabschluss. Wenn dies nicht nur eine Mo-
mentaufnahme war, sondern die Entwicklung so
weiterginge, würde das bedeuten, dass die Hoch-
schulabsolventenquote sinken würde und die jün-
gere Generation tendenziell nicht besser qualifi-
ziert wäre als ihre Eltern. Eine solche Entwicklung
darf mit Studiengebühren nicht befördert und auch
nicht zugelassen werden.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Es gibt eine Befragung aus dem Jahr 2006 vom
Hochschulinformationssystem, das ebenfalls eine
alarmierende Entwicklung aufzeigt. Immer mehr
Abiturienten, selbst die mit Spitzennoten, verzich-
ten aus finanziellen Gründen auf ein Hochschulstu-
dium. 81 Prozent der Einserabiturienten aus Aka-
demikerfamilien nehmen demnach ein Studium
auf, aber nur 68 Prozent der gleich leistungsstar-
ken Gruppe aus Nichtakademikerfamilien.

Für Hamburg kann unsere Strategie nur sein, wir
brauchen mehr Bildung in Schulen und Hoch-
schulen, wir brauchen keine Barrieren. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU und der GAL,
es gibt im Übrigen keine öffentliche Rücken-
deckung für die Studiengebühren in dieser Stadt.
Sie gehören abgeschafft und dafür werden wir uns
einsetzen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
die Abgeordnete Dr. Gümbel.

Dr. Eva Gümbel GAL:* Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Frau Stapelfeldt,
wenn Sie hier sagen, dass Sie alles ausnutzen,
was parlamentarisch möglich ist, weil Ihnen das
Gesetz nicht passt, dann ging das in dem Fall ein
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bisschen zu weit. Sie haben gestern zugestimmt
und heute, nachdem die Sitzung schon begonnen
hatte, haben Sie en passant mitgeteilt, dass Sie ei-
ner zweiten Lesung nicht zustimmen werden.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Jörn
Frommann CDU: Scheinheilig!)

Frau Stapelfeldt, ich finde das so unglaublich, das
ist eine solche Trickserei – Herr Beuß hat schon
gesagt, dass wir das selbstverständlich hinbekom-
men –, was Sie da gemacht haben, geht zulasten
der Studierenden und das wissen Sie. Da zeigt
sich, dass Ihnen die Studenten egal sind und das
finde ich ein starkes Stück.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Wolf-
gang Beuß CDU: Trickser!)

Wir werden unsere Gesetzesnovellierung zur Stu-
dienfinanzierung beschließen,

(Ingo Egloff SPD: Ihr ward ja immer ganz
anständig!)

wenn nicht heute, dann beim nächsten Mal. Das
wird der erste messbare Erfolg unserer Beteiligung
am schwarz-grünen Senat sein. Unsere Reform
führt dazu, dass sich für über 50 000 Studierende
in dieser Stadt die Lebenswirklichkeit zum Positi-
ven wendet. Aus der studienbegleitenden Gebühr
ist eine Alumni-Abgabe geworden. Die Studieren-
den zahlen erst, wenn sie zu der Gruppe von Er-
werbstätigen gehören, die mehr als 30 000 Euro
verdienen. Wir haben den dann fälligen Betrag re-
duziert und das ist ein erheblicher Unterschied.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Aber bis es zu diesem Beschluss kommt – den ha-
ben Sie jetzt tüchtig hinausgezögert, meine lieben
Kollegen von der SPD –, gilt die alte Regelung, die
Senator Dräger im Sommersemester 2007 einge-
führt hat. Diese Regelung halten wir für falsch.
Denn mit der studienbegleitenden Erhebung der
Gebühr läuft man Gefahr, dass gerade all diejeni-
gen von den Hochschulen ferngehalten werden,
die wir dort ganz dringend brauchen, soziale Auf-
steiger aus Haushalten, in denen es eben nicht
normal ist, dass man ein Studium aufnimmt. Das
zementiert gesellschaftliche Strukturen und schafft
soziale Ungerechtigkeit. Und darum geht es im
Kern. Es geht – und da haben Sie völlig recht,
Frau Stapelfeldt – um die Frage von sozialer Ge-
rechtigkeit und um die Frage von Chancengleich-
heit beim Erwerb von Bildung. Das fängt in der
Schule an – wir haben darüber vorhin schon recht
ausführlich debattiert –, deshalb haben wir die
Hauptschulen gemeinsam abgeschafft. Und wir
wollen, dass die Kinder gemeinsam länger in der
Primarschule lernen. Aber wir wollen eben auch,
dass an der Hochschule wieder die Chancen-
gleichheit und der chancengleiche Zugang zu die-
ser Bildungsart hergestellt werden.

Aus finanziellen Gründen wird – und das ist eben
unser großer Erfolg – sich in Hamburg niemand
mehr gegen ein Studium entscheiden müssen. Das
ist ein Erfolg und das wird ein gutes erstes Ergeb-
nis von schwarz-grüner Regierungszusammenar-
beit sein.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wenn aber – und jetzt kommen wir zum zweiten
Punkt, den Sie, obwohl wir darüber im Wissen-
schaftsausschuss ausführlich gesprochen haben,
offensichtlich nicht gewillt sind, zur Kenntnis zu
nehmen – das Leben aus diesen Studierenden
Alumni gemacht hat und diese ehemaligen Stu-
denten mit ihrer erworbenen Hochschulbildung als
Ärzte, Juristen, Ingenieure, Banker als Werbekauf-
leute arbeiten und gutes Geld verdienen, dann ist
es eben auch eine Frage der sozialen Gerechtig-
keit, wenn sich die erfolgreichen Akademiker, all
diejenigen, die nach ihrem Studium über
30 000 Euro verdienen – Sie wissen, die Einstiegs-
gehälter bei Ingenieuren nach dem Bachelor-Ab-
schluss an der Technischen Universität Harburg
betragen zwischen 40 000 und 50 000 Euro pro
Jahr –, mit einem kleinen Teil an den Kosten ihrer
Ausbildung beteiligen. Das sind beim Bachelor für
ein sechssemestriges Studium 2 250 Euro und bei
einem Master mit 10 Semestern 3 750 Euro, also
Summen, die für diejenigen, die sich erfolgreich
auf dem Arbeitsmarkt bewegen, bezahlbar sind.
Für alle anderen Akademiker, bei denen das nicht
so gut läuft und die mit ihrem Einkommen unter
dieser Grenze von 30 000 Euro bleiben, bleibt das
Studium weiterhin kostenfrei. Sie müssen ihrer Uni
nichts zurückzahlen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Hier trägt weiterhin die Solidargemeinschaft die
Kosten, sodass auch die Hochschulen durch diese
Reform nicht schlechter gestellt werden, sondern
weiterhin mit einem festen Betrag rechnen können.
Das zusätzliche Geld wird von den Hochschulen
dazu verwendet, die Studienbedingungen vor allen
Dingen in der Lehre zu verbessern.

Jetzt kommt ausgerechnet von der Opposition der
Vorwurf: Ihre Reform ist aber teuer. Da antworten
wir: Ja, das stimmt. Unsere Reform kostet Geld
aber wir halten es eben auch für wesentlich in ei-
ner Frage, bei der es um die Austarierung von so-
zialer Gerechtigkeit in unserer Stadt geht, nicht am
falschen Ende zu sparen. Bei der Studienfinanzie-
rung geht die öffentliche Hand in die Vorleistung
und dort, wo das Gut Bildung die Menschen zu er-
folgreichen und einkommensstarken Mitgliedern
werden lässt, holt sie sich einen kleinen Teil zu-
rück. Das ist soziale Gerechtigkeit beim Zugang
zur Hochschulbildung und das leistet die schwarz-
grüne Reform der Studienfinanzierung.

(Beifall bei der GAL und der CDU)
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Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
die Abgeordnete Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Studiengebühren sind unsozi-
al und verschärfen die soziale Spaltung in dieser
Stadt.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Es ist das dritte Mal, dass wir in dieser Wahlperi-
ode über Studiengebühren diskutieren.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist aber das letzte
Mal heute!)

Aber den Gesetzentwurf von CDU und GAL disku-
tieren wir heute zum ersten Mal. Von der CDU sind
wir es gewohnt, dass sie stur durchzieht, was sie
sich vorgenommen hat.

(Wolfgang Beuß CDU: Halten Sie sich ein-
mal zurück!)

– Ich will es gerade belegen, vielleicht hören Sie
einfach einmal zu.

In der Rede vom Überseeclub hat Ole von Beust
2002 bestimmte Dinge angekündigt, die in dieser
Stadt vollständig umgesetzt worden sind. Einmal
haben wir ganz viele PPP-Projekte und ein Schat-
tenhaushalt hat sich aufgebaut. Die Ausgliederung
von öffentlichen Ausgaben in eigenständige öffent-
liche Unternehmen ist immer weiter fortgeschritten
und die demokratische Kontrolle durch die Bürger-
schaft wird immer geringer. Wie die CDU Bürger-
proteste sieht, hat sie heute wieder eindrucksvoll
belegt und es ist auch legendär, wie die CDU mit
Bürgerentscheiden umgeht. Die nachgelagerten
Studiengebühren nach dem Vorbild von Australien
waren auch eine Idee der CDU, die schon 2002
gefasst wurde. Mit der Koalition von Schwarz-Grün
hatten wir die Erwartung, dass die Argumente An-
dersdenkender jetzt stärker in die Regierungsarbeit
einbezogen und auch berücksichtigt werden.

(Wolfgang Beuß CDU: Sind sie doch!)

Transparenz und Bürgerrechte waren die Schlag-
worte der GAL und es herrschte eine Aufbruch-
stimmung, auf die heute schon mehrmals einge-
gangen wurde, als der Koalitionsvertrag beschlos-
sen wurde. Die Frage ist: Was ist übrig geblieben?
Die GAL hat noch zu Jahresbeginn Folgendes ge-
sagt, das kann man auch im Internet nachlesen:

"Studiengebühren sind [erstens] der falsche
Weg, [zweitens] unsozial, [drittens] ineffizi-
ent, [viertens] diskriminieren [sie und fünf-
tens] führen [sie] zu unübersehbaren Schul-
den."

Originalton GAL vor dem Wahlkampf.

Heute sagt Frau Gümbel, mit den nachgelagerten
Studiengebühren wende sich für die Studenten al-

les zum Positiven. Das kann verstehen, wer will.
Ich kann diesen Gesinnungswandel nicht verste-
hen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist zu befürchten, dass das Adenauer-Wort
doch über den Grünen schwebt. Er hat nämlich ge-
sagt:

"Was kümmert mich mein Geschwätz von
gestern."

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Am 1. Juli 2008 hatten wir im Wissenschaftsaus-
schuss eine öffentliche Anhörung. Es waren circa
200 Personen anwesend und 300 haben sich zu
Wort gemeldet und haben eine Stellungnahme zu
Protokoll gegeben. Die große Mehrheit war gegen
Studiengebühren. Die aufgeführten Argumente wa-
ren, dass die Notwendigkeit bestehe, die Hoch-
schulen sozial und offen zu halten, es wurde auf
die gesellschaftliche Verantwortung der Wissen-
schaften hingewiesen, es wurde noch einmal deut-
lich gemacht, dass Bildung auch den Aspekt der
Emanzipation beinhalten müsse, dass Bildung und
Hochschulstudium etwas mit demokratischen Be-
teiligungsrechten zu tun habe und dass es selbst-
verständlich auch die volkswirtschaftlichen Erfor-
dernisse und die historischen Erfahrungen und vor
allen Dingen auch die internationalistischen Ent-
wicklungsperspektiven betreffe.

Der Eindruck, der sich aufdrängte, war allerdings,
dass diese Anhörung der Form halber passierte.
Die Argumente wurden streckenweise gar nicht
wahrgenommen und ein Nachdenken über eigene
Positionen wurde überhaupt nicht ausgelöst,

(Wolfgang Beuß CDU: Wie können Sie so
etwas sagen?)

obwohl die Ausschussvorsitzende, Frau Dr. Güm-
bel, Folgendes ausführte:

"Die öffentliche Anhörung […] dient aus-
schließlich der Meinungsbildung der Mitglie-
der des Ausschusses […] Ziel der Anhörung
ist es …, Sachverstand zu sammeln und den
Kenntnisstand der Beteiligten zu erhöhen."

Sie berief sich auf Paragraf 59, darin steht aller-
dings etwas anderes.

Eine Auswertung der öffentlichen Anhörung fand
nicht statt. Die Studenten fühlen und fühlten sich
völlig zu Recht vorgeführt. Der AStA hat formuliert,
dass das Instrument der öffentlichen Anhörung mit
dieser Vorstellung zu einer Farce wurde. Es wur-
den eben nicht die Aspekte rauf und runter disku-
tiert, Frau Gümbel, sondern es wurde gar nicht zu-
gehört. Es wurde kein Bezug darauf genommen
und es wurde überhaupt nicht diskutiert, was in
stundenlangen Ausführungen dargelegt wurde.
Auch nachgelagerte Studiengebühren bleiben Stu-
diengebühren und sie sind nach wie vor der
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falsche Weg und sie sind nach wie vor unsozial, in-
effizient, diskriminierend und führen zu unüberseh-
baren Schulden.

(Beifall bei der LINKEN)

Bei dem vorgelegten Gesetzentwurf äußert sich
das unter anderem dadurch, dass es kaum Mög-
lichkeiten der Befreiung von der Zahlung gibt. Beim
alten Modell war noch ein Drittel der Studierenden
von der Zahlung der Studiengebühren befreit. Jetzt
wird es nur noch ganz wenigen gewährt. Wir ha-
ben in Hamburg zum Beispiel ungefähr 9 000 Stu-
dierende – das sind ungefähr 13 Prozent –, die
nicht aus EU-Staaten kommen. Diese werden nach
der neuen Regelung von CDU und GAL nicht mehr
befreit werden. Das hat wahrscheinlich etwas mit
dem Zauberwort der Koalition zu tun, nämlich "kos-
tenneutral". So, Frau Stapelfeldt, kann ich mir auch
erklären, dass man die Ausnahmetatbestände und
gleichzeitig auch die Studiengebühren von 500 auf
375 Euro herunterfährt. Das ist dann wahrschein-
lich ein Nullsummenspiel. Das kommt auf das Glei-
che hinaus.

Wir haben in der Zwischenzeit in der Presse Hurra-
Meldungen gelesen, dass es in der Universität
Hamburg ganz hohe Anmeldezahlen gebe. Daraus
wurde der Schluss gezogen, dass die Studienge-
bühren darauf keinen Einfluss hätten. Nicht be-
rücksichtigt wurde zu dem Zeitpunkt allerdings,
dass die ZVS, die Zentralstelle für die Vergabe von
Studienplätzen, nicht mehr intakt ist und nicht mehr
arbeitet, sondern dass sich die Studenten selbst
bewerben. Die Studierenden bewerben sich nicht
an einer, sondern an mehreren Universitäten. Jetzt
liegen andere Ergebnisse vor und insgesamt kann
man feststellen, dass die Zahl der Abiturienten, die
ein Studium anstreben, in Hamburg und in der Re-
publik zurückgeht.

(Dr. Dorothee Stapelfeldt SPD: Ja!)

Eine bundesweite Befragung – Frau Stapelfeldt hat
darauf hingewiesen – des Hochschulinformations-
systems hat den Abschlussjahrgang 2006 von Ab-
iturienenten mit dem Notendurchschnitt von 1,0 bis
2,0 untersucht. Dabei ist herausgekommen, dass
auch immer mehr Abiturienten mit Spitzennoten
kein Studium mehr aufnehmen wollen. Dabei ist
ganz wichtig, dass es deutliche Unterschiede nach
der sozialen Herkunft auch in der Gruppe der Ein-
serabiturienten gibt. 81 Prozent derjenigen, die
studieren wollen, kommen aus Akademikerhaus-
halten. Wichtig hierbei ist, dass das Studium bei je-
dem Zweiten dieser Studierenden auch von den
Eltern finanziert wird. Nur 68 Prozent der Spitzena-
biturienten aus Nichtakademikerhaushalten stre-
ben ein Studium an. Die meisten gaben an, dass
sie für die Finanzierung des Studiums selbst ver-
antwortlich seien und dass sie dafür jobben und
Darlehen aufnehmen müssten. Weil sie eben aus
anderen Verhältnissen kommen, leben sie auch
noch häufiger bei ihren Eltern. Das heißt, sie sind

darauf angewiesen, wohnortnahe Hochschulen
aufzusuchen, um studieren zu können, und sind
dadurch eingeschränkt.

Insgesamt ist die Neigung, nach der Schule zu stu-
dieren, in Deutschland zurückgegangen. Im Jah-
re 2002 verneinten noch 27 Prozent der jungen
Menschen mit Abitur, studieren zu wollen. 2006
waren es schon 32 Prozent, das ist eine signifikan-
te Steigerung. Mehr als jeder Vierte führt dafür ma-
terielle Gründe an, zum Beispiel den unzureichen-
den Unterhalt oder Angst vor Studiengebühren und
Verschuldung. Das bildungspolitische Ziel der
Europäischen Union und der OECD ist, dass mehr
junge Menschen an die Uni müssen. Wir haben im
europäischen Vergleich und im OECD-Vergleich
eine ganz geringe Studierendenquote. Wir haben
auch eine zu geringe Abiturientenquote. Aus dem
Grunde muss man einfach darauf hinweisen, dass
ein sozialer Zusammenhang zwischen Studienge-
bühren und der Aufnahme eines Studiums besteht,
und das darf nicht passieren.

Besonders dramatisch ist dabei, dass junge Frau-
en aus einkommensschwächeren Elternhäusern
auf ein Studium verzichten. Dabei haben wir, was
den Anteil der Frauen unter den Akademikern und
auch in den Spitzenpositionen der Wirtschaft anbe-
trifft, national und international einiges aufzuholen.
Es gilt empirisch eine sehr interessante Formel:
56 Prozent der Abiturientinnen nehmen ein Studi-
um auf, 48 Prozent schließen es ab, 46 Prozent
werden Diplomanden, 36 Prozent Doktoranden
und 10 Prozent werden Professorin. Wir müssten
eigentlich alles tun, damit alle jungen Frauen, die
die Talente und Kompetenzen haben, auch ein
Studium aufnehmen. Das hat auch soziale Grün-
de, warum sie es nicht tun.

(Beifall bei der LINKEN und bei Andrea Rug-
barth SPD)

Die neuesten Berechnungen des Statistischen
Bundesamts haben ausgewiesen, dass wir im Ver-
gleich von 2003 zu 2007 17 Prozent mehr Absol-
venten mit Abitur und Fachhochschulreife haben.
Aber im gleichen Zeitraum sank die Zahl der Studi-
enanfänger um 5 Prozent. In Hamburg sank in
dem Jahr, nachdem die Studiengebühren einge-
führt wurden, der Anteil um 4 Prozent, nur nicht an
der Hochschule für bildende Künste, wo ein Boy-
kott durchgeführt wurde. Da blieb der Anteil der
Studienanfänger gleich. Auch das zeigt deutlich,
welchen Zusammenhang es zwischen Studium
und Studiengebühren gibt.

Das alles müsste verantwortungsbewusste und an
Menschen interessierte Politiker und Politikerinnen
doch zum Nachdenken veranlassen. Nur davon
kann ich leider nicht viel sehen. Wie gesagt, von
der CDU erwartet das kaum einer, aber von der
GAL mit ihrem über Jahre gepflegten Anspruch auf
Streitkultur. Wir appellieren an die GAL, nicht nur
die Studiengebühren in Hessen abzuschaffen,

448 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008

(Dora Heyenn)



sondern auch in Hamburg. Sie haben dabei unsere
volle Unterstützung.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Ich habe darauf hingewiesen, dass wir hier im Ple-
num heute zum ersten Mal über diesen Gesetzent-
wurf diskutieren. Bisher haben wir das nur im Aus-
schuss getan. Für die letzten 20 Meter mit dem An-
trag, die erste und zweite Lesung zu trennen, kann
ich mich nur in aller Form entschuldigen. Ich weise
aber darauf hin und mit aller Macht zurück: Das ist
kein Trick. Denn sonst wäre es wohl nicht erlaubt.
Wir machen von dem demokratischen Recht Ge-
brauch und ich finde, es zeugt auch von einem ge-
wissen Respekt vor dem Parlament, wenn ein so
weitreichendes Gesetz beraten wird, dass man
sich zwischen der ersten und zweiten Lesung auch
Zeit nimmt, noch einmal darüber nachzudenken.
Deswegen erheben wir Widerspruch dagegen,
dass die zweite Lesung heute gleich mit durchge-
führt wird, und plädieren für eine Trennung. Anson-
sten haben wir vier Anträge vorgelegt. In diesen
vier Anträgen versuchen wir, die bittersten sozialen
Härten, wenn dieses Gesetz denn doch angenom-
men werden sollte, noch abzumildern und bitten
auch da um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
Senatorin Gundelach.

Senatorin Dr. Herlind Gundelach: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Der vorliegende Ge-
setzentwurf hat ein in Deutschland bislang einmali-
ges System zur Erhebung nachgelagerter Studien-
gebühren zum Inhalt. Er ist ein aus unserer Sicht
tragfähiger und auch beispielgebender Kompro-
miss zwischen den im Ausgang – und das geben
wir zu – unterschiedlichen Vorstellungen der Koali-
tionspartner. Es war und ist das Anliegen der CDU,
Studiengebühren zu erhalten, da sie den Hoch-
schulen eine weitere und zuverlässige Einnah-
memöglichkeit sichern, den Studenten den Wert ih-
res Studiums verdeutlichen und sie auch zu einem
bewussteren Umgang mit dem Studienangebot
veranlassen und – was genauso wichtig ist – den
Hochschullehrern ihre Lehrverpflichtung verdeutli-
chen, denn die Studenten bezahlen künftig für eine
Dienstleistung.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Es ist das Anliegen der GAL, dass während des
Studiums keine zusätzlichen finanziellen Belas-
tungen aufgebaut werden, die begabte junge Men-
schen aus finanziellen Gründen vom Studium ab-
halten beziehungsweise ihnen das Studium er-
schweren.

(Unruhe im Hause – Glocke)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü (unterbrechend):
Verzeihen Sie, Frau Senatorin. Ich bitte um mehr
Ruhe im Plenarsaal. Diejenigen, die den Debatten
nicht lauschen möchten, mögen bitte den Saal ver-
lassen. – Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Herlind Gundelach (fortfahrend):
– Danke.

Der Gesetzentwurf nimmt beide Argumentations-
stränge auf, er sichert den Hochschulen die drin-
gend benötigten Mittel zur Verbesserung der Situa-
tion der Lehre – und zwar geht es konkret um
38 Millionen Euro im Jahr – und er legt den Studie-
renden keine zusätzlichen finanziellen Belas-
tungen auf, da die Gebühren erst nach dem Studi-
um zu zahlen sind.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und der
GAL)

Nicht die finanzielle Situation im Studium ist ab die-
sem Wintersemester entscheidend, sondern der fi-
nanzielle Gewinn durch ein Studium und nach Be-
endigung des Studiums. Dem Gesetzentwurf wird
oft der Vorwurf gemacht, es handele sich dabei um
keine echte Nachlagerung, da der Student schon
während des Studiums erklären müsse, ob er von
seinem Stundungsrecht Gebrauch machen will. Ich
frage Sie: Wie stellen Sie sich eine sogenannte
echte Nachlagerung eigentlich vor? Soll die Hoch-
schule in Zukunft etwa wie folgt vorgehen und die-
jenigen, die die Einrichtung dann verlassen, mit fol-
gendem Tenor anschreiben? – Sehr geehrte Da-
men und Herren, es freut uns, dass Sie an einer
Hamburger Hochschule studiert haben. Um Sie
aber nicht mit allen Fakten zu konfrontieren und
gegebenenfalls zu verunsichern, haben wir Ihnen
nicht mitgeteilt, dass Ihr Studium bei uns gebüh-
renpflichtig ist. Nun, da Sie uns verlassen haben,
müssen wir Sie leider davon in Kenntnis setzen,
dass für Ihr Studium inzwischen ein Stundungsbe-
trag in Höhe von 3 750 Euro aufgelaufen ist, den
wir bitten, auf unser Konto einzuzahlen, sofern Sie
ein Brutto-Einkommen von 30 000 Euro erzielt ha-
ben. Wenn Sie dieses Einkommen allerdings noch
nicht erreicht haben, reichen Sie uns bitte in Zu-
kunft Ihren Einkommensnachweis unaufgefordert
jedes Jahr ein. Mit freundlichen Grüßen Ihre Hoch-
schulleitung.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie
glauben doch nicht im Ernst, dass eine solche Vor-
gehensweise etwas mit einem vernunftgemäßen
und damit rechtmäßigen Handeln zu tun hat.

(Wolfgang Rose SPD: Wer fordert das
denn?)

Eine auf einer solchen Basis angestrengte Klage
von Betroffenen würden wir bei jedem Gericht ver-
lieren.

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008 449

(Dora Heyenn)



– Doch, das war die Forderung. Man solle die Stu-
denten sozusagen im Vorfeld gar nicht allzu inten-
siv davon unterrichten. Nachgelagert hieße, man
solle sozusagen an sie herantreten, wenn sie das
Studium beendet hätten. Das exakt würde in ei-
nem solchen Fall dieses bedeuten.

(Wolfgang Rose SPD: Und wer fordert das?)

Denn auch nachgelagerte Studiengebühren haben
ihren Entstehungsgrund im Studium und davon
muss der Studierende rechtzeitig unterrichtet wer-
den.

Noch ein weiterer Vorwurf wird dem Gesetzentwurf
regelmäßig gemacht, nämlich dass er zu teuer sei.
Sicher, ich gebe Ihnen zu: Er ist nicht billig. Aber
es ist gut ausgegebenes Geld, denn es trägt dazu
bei, den schon geschilderten Zielsetzungen Rech-
nung zu tragen und – und das ist für mich das
Wichtigste – jungen Menschen zu einer qualifizier-
ten Ausbildung zu verhelfen.

Noch einen Vorwurf höre ich ständig. Studienge-
bühren seien eine unzumutbare Belastung und
schreckten junge Menschen vom Studium ab.
Auch das stimmt nicht. Erstens haben wir in Ham-
burg so viele Studenten wie schon lange nicht
mehr. Zweitens wurde mir bei meinem Gespräch
mit dem Studierendenwerk ausdrücklich beschei-
nigt, dass das Thema Studiengebühren bei ihren
Beratungsgesprächen so gut wie keine Rolle spie-
le, und drittens – ich betone es nochmals – müs-
sen in Hamburg ab diesem Wintersemester wäh-
rend des Studiums keine Zahlungen mehr geleistet
werden.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch
noch einmal auf die konkrete Belastungshöhe zu
sprechen kommen. Es handelt sich in der Regel
um einen Betrag zwischen 2 250 Euro für ein Ba-
chelor-Studium und 3 750 Euro für einen Master-
Abschluss, der erst ab einem Brutto-Einkommen
von 30 000 Euro zurückgezahlt werden muss. Die-
ser Betrag ist so gering, dass er mit Sicherheit
heute keinen jungen Menschen davon abhält, ein
Studium aufzunehmen,

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

und zwar ein Studium, das ihm – ich glaube, man
kann das gar nicht oft genug sagen – in der Regel
einen deutlich besser dotierten Arbeitsplatz garan-
tiert und ihn auch weitaus weniger als alle anderen
der Gefährdung aussetzt, später arbeitslos zu wer-
den.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich
glaube, das sehen auch die Studenten so. Denn
der massenhafte Protest, den Sie so lautstark an-
gekündigt haben, ist ausgeblieben und so fanden
sich zum Beispiel bei der abschließenden Bera-

tung im Haushaltsausschuss nur noch ein paar
Versprengte ein. Auch die Zahl der in der Behörde
eingegangenen Briefe hielt sich sehr in Grenzen
und der Aufruf eines Kommilitonen, doch auch im
kommenden Semester massenhaft zum Studien-
gebührenboykott aufzurufen, wurde von anwesen-
den Studenten mit den Worten konterkariert: "Wir
haben keine Zeit, wir müssen studieren." Auch
heute scheint mir, wenn ich so in die Ränge blicke,
die Resonanz – bei den Studenten zumindest
– nicht so hoch zu sein, dass sie hier massenhaft
aufgetaucht sind. Infolgedessen ist daraus zu
schließen, dass die Studenten mit dieser Regelung
sehr wohl leben können.

(Beifall bei der CDU und bei Andreas Wal-
dowsky GAL)

Danken möchte ich in diesem Zusammenhang
aber auch meinen Mitarbeitern, die den Gesetzent-
wurf in der gebotenen Eile zuverlässig und sorgfäl-
tig erarbeitet haben. Und danken möchte ich den
Koalitionsfraktionen, die aus der Anhörung eine für
mich sehr wertvolle Anregung aufgenommen ha-
ben und durch einen Änderungsantrag sicherge-
stellt haben, dass diejenigen Studierenden, die
sich in Zukunft in der Hochschulpolitik und in Hoch-
schulgremien engagieren wollen, einen um zwei
Semester verlängerten Stundungsanspruch haben.
Fazit: Wer qualitativ gute Hochschulen mit besse-
rer Betreuung der Studierenden will, den bitte ich
um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsidentin Nebahat Güclü: Das Wort hat
der Abgeordnete Dr. Tschentscher.

Dr. Peter Tschentscher SPD:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Ich habe mich eigent-
lich gemeldet, um noch einmal ein paar kritische
Anmerkungen zu dem finanziellen Konstrukt zu
machen, das uns der Senat vorgelegt hat. Aber
nach dem Verlauf der Debatte möchte ich doch
zwei Vorbemerkungen machen.

Das eine ist die Frage des parlamentarischen Ver-
fahrens. Da, finde ich, ist es ziemlich unfreundlich,
dass man uns oppositionelles Gehabe vorwirft,
nachdem wir auf Bitte und Vorschlag Ihrer Senato-
rin noch vor der Sommerpause gesagt haben: Ja,
wir stellen sicher, dass der neue Gesetzentwurf
zum Wintersemester dieses Jahres in Kraft treten
kann. Dazu hat gehört, dass ich zum Beispiel die
Protokolle aus dem Wissenschaftsausschuss erst
am Tag der Beratung unseres Haushaltsausschus-
ses lesen konnte. Wir haben als Opposition also si-
chergestellt, dass dieses Verfahren so ablaufen
kann. Frau Senatorin, wir danken Ihnen dafür,
dass Sie uns ermöglicht haben, uns daran zu be-
teiligen. Sie haben sich nur bei Ihren Koalitions-
fraktionen bedankt, dass dort so schnell gearbeitet
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wurde. Ich will das einfach noch einmal sagen, weil
ich glaube, dass das ein Ablenkungsmanöver ist,

(Wolfgang Beuß CDU: Gottchen, Gottchen!)

dass Sie an dieser Stelle das oppositionelle Geha-
be auf einmal in den Vordergrund stellen. Wir ge-
ben Ihnen mit der zweiten Lesung einfach die Ge-
legenheit, noch einmal ein, zwei Nächte darüber zu
schlafen und noch einmal nachzudenken, liebe
GAL-Fraktion, ob das alles richtig gelaufen ist.

(Wolfgang Beuß CDU: Richtig pädagogisch!
Der große Pädagoge!)

Da komme ich zu meiner zweiten Bemerkung, lie-
be GAL. Frau Gümbel, Sie wissen, dass ich Ihnen
so gut wie nie widerspreche – und wenn, dann nur
höchst ungern. Aber bei dem Thema Studienge-
bühren sind Sie völlig aus der Spur gekommen. Ich
muss Ihnen sagen: Wenn Sie uns vorrechnen,
dass das für die Studierenden jetzt alles in Ord-
nung sei und dass sie nur nachträglich bezahlen
müssten, bin ich noch froh, dass Sie nicht auf die
Idee gekommen sind zu sagen, man müsste ein-
mal die Kosten jedes Studiums ermitteln und dann
diejenigen, die den Abschluss gemacht haben, an-
teilig auch für die Kosten Ihres Studiums aufkom-
men lassen.

(Wolfgang Beuß CDU: Dann hätten Sie rich-
tig bezahlen müssen!)

Dann wäre nämlich ein Medizinstudium fünfmal
teurer als manch ein anderes Studium. Und dieje-
nigen, die das dann angehen, müssen sich auf
ziemliche Darlehenssummen gefasst machen. Das
ist alles ein bisschen abstrus.

Es geht auch nicht um die Frage, wie Studienge-
bühren auf die Studierenden wirken. Natürlich ist
es so, dass 500 Euro bar auf den Tisch härter sind
als 375 Euro als Darlehen später bezahlt. Das ist
aber gar nicht das Thema. Wir reden von sozialer
Ausgrenzung. Und das ist keine politische An-
sichtssache, sondern das ist etwas, was das Deut-
sche Studentenwerk ganz sorgfältig untersucht
hat. Die Ergebnisse sind Ihnen im Wissenschafts-
ausschuss dargelegt worden. Da geht es nicht um
politische Ansichten. Es ist eine Tatsache, dass bei
der Nichtaufnahme eines Studiums die finanziellen
Gründe, insbesondere Studiengebühren, bei den-
jenigen an erster Stelle stehen, die ein Studium
aufnehmen wollen oder nicht aufnehmen wollen.

(Wilfried Buss SPD: Hört, hört!)

Vor allem Studienberechtigte aus einkommens-
schwachen Herkunftsgruppen lassen sich dadurch
abschrecken,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

dass sie sich mit der Inanspruchnahme von BAföG
und eben auch durch Studiengebühren für ihre Zu-
kunft verschulden. Das ist der Punkt, über den wir
reden.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Diese jungen Menschen werden auch nicht in ge-
bührenfreie Bundesländer abwandern – auch das
ist Ihnen berichtet worden –, weil sie eben vor dem
Hintergrund ihrer finanziell mangelnden Ausstat-
tung wesentlich stärker in ihrer überregionalen Mo-
bilität eingeschränkt sind als Kinder aus einkom-
mensstarken Familien in Blankenese.

(Wolfgang Beuß CDU: Sozialneiddebatte!)

Das ist doch der Punkt, der die soziale Ausgren-
zung ausmacht.

(Beifall bei Dora Heyenn DIE LINKE)

– Sie müssen jetzt nicht protestieren, liebe CDU-
Fraktion. Sie haben das Thema zur Debatte ange-
meldet.

Herr Beuß hat ganz stolz verkündet, dass das ein
super Ding sei, was wir beschlossen haben. Liebe
GAL-Fraktion, das müsste Ihnen zu denken geben.
Herr Beuß hat gesagt, es gab gute Gründe, wes-
wegen die CDU die Studiengebühren eingeführt
hat. Richtig, sie gehören nämlich zu einer ganzen
Reihe von finanziellen Bildungshürden, die Sie von
der Vorschule bis in die Universität aufgebaut ha-
ben,

(Wolfgang Beuß CDU: Der Wahlkampf ist
vorbei!)

– Ja, ich sage es dennoch.

um die in Deutschland seit dem Kaiserreich beste-
hende soziale Selektion im Bildungswesen wieder
zu verschärfen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Das entspricht einer neoliberalen Denkart, die alle
…

(Zurufe der CDU: Oh, oh!)

– Ja, ich sage das jetzt einmal, weil das dazuge-
hört und weil mich Studierende gebeten haben,
das einfach einmal in dieser Allgemeinheit zu sa-
gen.

Es entspricht einer neoliberalen Denkart, alle Be-
reiche unseres Lebens von der Gesundheit bis zur
Bildung zu ökonomisieren, damit auch in diesen
Bereichen geringere finanzielle Kraft als fehlende
Chancengleichheit wirkt.

(Erste Vizepräsidentin Barbara Duden über-
nimmt den Vorsitz.)

Das ist der Punkt.

(Beifall bei der SPD)

In dieser Situation triumphiert die CDU, weil es ihr
gelungen ist, gegen ein klares Wählervotum, ge-
gen eine breite Mehrheit in Hamburg und gegen ei-
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ne Mehrheit im Parlament die Abschaffung der
Studiengebühren mit Hilfe der GAL zu verhindern.
Den sozialen Ausgrenzungseffekt haben Sie noch
verbreitern können, indem Sie Ausnahmen für Stu-
dierende mit Kindern, Behinderungen und chroni-
schen Erkrankungen abschaffen werden. Das ist
das Ergebnis im Sinne der CDU und deswegen tri-
umphieren Sie heute und feiern diesen Gesetzent-
wurf als einen Erfolg, obwohl – und jetzt komme
ich zu meinem Punkt – die finanzielle Konstruktion
abenteuerlich ist.

Herr Freytag ist nicht da, der hat einen schweren
Tag. Er hat um 14 Uhr eine anstrengende Presse-
konferenz gehabt. Aber neben dem bildungspoliti-
schen Elend ist diese abenteuerliche finanzielle
Konstruktion, die sich unser historisches Bündnis
ausgedacht hat, wirklich ein Ding.

(Beifall bei der SPD)

Die Hochschulen bekommen sofort 38 Millionen
Euro, aber irgendwie soll aktuell keiner dafür zah-
len. Die Studierenden nicht, die sollen später zah-
len. Der Finanzsenator aber auch nicht und der ist
mindestens ebenso klamm wie die Studierenden.

(Heiterkeit bei der SPD)

Das ist die Situation. Das ist ein wirklich kreatives
Modell. Die Hochschulen bekommen ab sofort je-
des Jahr 38 Millionen Euro und keiner zahlt. Wie
kann das angehen? Die Antwort lautet: Nicht nur
die Studierenden zahlen später, auch dem Steuer-
zahler wird später die Quittung präsentiert.

In der Drucksache, über die wir heute sprechen
– man muss es noch einmal nachlesen – heißt es:

"Im eingeschwungenen Zustand"

Wer das noch nicht gehört hat, das ist ein Zustand
im Jahre des Herrn 2023. In diesem Zustand, in
dem sich Herr Freytag wahrscheinlich schon aus
dem Senat herausgeschwungen hat und Schwarz-
Grün – so Gott will – gar nicht mehr existiert, in
diesem sogenannten eingeschwungenen Zustand
fallen für den Steuerzahler jährlich 24 Millionen
Euro an.

(Wolfgang Beuß CDU: Das habe ich doch
schon gesagt!)

– Ja, das haben Sie gesagt, aber Sie haben nicht
gesagt, wofür 24 Millionen Euro anfallen, Herr
Beuß. 24 Millionen Euro fallen nicht an für Studium
und Lehre, sondern für Zins- und Bearbeitungskos-
ten der Wohnungsbaukreditanstalt, für Kosten der
Verwaltung und Nachverfolgung der Gebührenfor-
derungen, Kosten für nicht beitreibbare Forderun-
gen, Verwaltungskosten der Hochschulen und der
Wohnungsbaukreditanstalt. 24 Millionen Euro nicht
für Studium und Lehre, sondern für Bürokratie, Zin-
sen und schwarz-grünen Murks. Das ist der Punkt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

38 Millionen Euro kostet die Abschaffung der Stu-
diengebühren. Dafür haben Sie uns im Wahlkampf
massiv kritisiert. 24 Millionen Euro kostet das Mo-
dell, das Sie geschaffen haben, um die Studienge-
bühren beizubehalten. Der Unterschied besteht in
14 Millionen Euro und für 14 Millionen Euro, liebe
GAL-Fraktion, setzen Sie die soziale Spaltung von
der Vorschule über die Schule in die Hochschulen
fort.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Wolf-
gang Beuß CDU: Oh, ne!)

Das kreative Modell, Herr Beuß, das Sie mit
Schwarz-Grün gefunden haben, bedeutet, dass
über 200 Millionen Euro neue Schulden gemacht
werden, zwar nicht im offiziellen Haushalt – das
wäre dem Senat nun doch unangenehm,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Richtig!)

nachdem Herr von Beust und Herr Freytag in allen
Sommerinterviews gesagt haben, keine neuen
Schulden –, aber eben doch 200 Millionen Euro
neue Schulden in einem Schattenhaushalt eines
öffentlichen Unternehmens der Wohnungsbaukre-
ditanstalt, für die Hamburg die Zinsen zahlt. Am
Anfang zahlt keiner und am Ende wird doppelt ge-
zahlt. Das ist die Formel eines schwarz-grünen
Bündnisses, das faule Kompromisse zulasten der
Studierenden und der Steuerzahler macht.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Kleibauer.

Thilo Kleibauer CDU: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Dass die Studiengebühren
oder das neue Modell zum jetzt beginnenden Win-
tersemester eingeführt werden, Herr Tschentscher,
liegt nicht an der SPD, sondern in erster Linie dar-
an, dass der Senat zügig gearbeitet hat, dass die-
se Koalition professionell gearbeitet hat und dass
sie im Sinne der Studierenden in dieser Stadt gear-
beitet hat. Das sollte man hier nicht vergessen.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Uwe
Grund SPD: Das sind die größten Finanz-
tricks bisher vom Senat!)

Studiengebühren werden deutlich gesenkt – Sie,
Herr Tschentscher, sind der einzige Redner der
Opposition, der das heute immerhin erkannt und
eingeräumt hat – und sie werden zukünftig erst
deutlich später, nämlich wenn sich das Studium fi-
nanziell bezahlt macht, beglichen. Mögliche Hür-
den, ein Studium aufzunehmen, werden abgebaut.
Damit werden wesentliche Kritikpunkte am bisheri-
gen Modell berücksichtigt. Hiervon profitieren die
meisten Studenten und dies zeigen auch viele po-
sitive Rückmeldungen, die wir erhalten. Nur die
Kollegen von der SPD wollen nicht erkennen, dass
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der neue Senat damit auch ein Stück weit in die
Richtung der Position geht, die Sie seit langem
vertreten. Das verstehe ich nicht. Von Ihnen kom-
men die gleichen Worthülsen wie vor zwei Jahren.
Die haben sie überhaupt nicht an das neue Modell
angepasst. Sie üben Kritik um der Kritik Willen. Sie
setzen auf Schwarzmalerei, Sie setzen auf kurzfri-
stige Stimmungsmache, aber nicht auf konstruktive
Lösungen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Hamburgs Hochschulen haben in den letzten bei-
den Semestern erstmals durch Studiengebühren
rund 38 Millionen Euro – die Zahl ist schon ge-
nannt worden – zusätzlich eingenommen. Dies er-
höht deutlich den Handlungsspielraum der Univer-
sitäten und, was uns und der GAL ganz wichtig ist,
diese 38 Millionen Euro werden auch zukünftig
nahtlos zur Verfügung stehen.

Mit diesen Einnahmen werden die Studiengebüh-
ren konkret verbessert. Die Qualität des Studiums
in Hamburg wird gesteigert durch viele einzelne
Maßnahmen. Sie beurteilen das sehr abstrakt,
sehr pauschal und sagen, das sei alles unsozial.
Aber demnach wäre es unsozial, jetzt Lehraufträge
zu vergeben, Tutorien einzuführen, die Bibliotheks-
öffnungszeiten zu verlängern, die Ausstattung von
Laboren und Bibliotheken jetzt zu verbessern, um
damit die Studienbedingungen zu verbessern. Die-
ses vergessen Sie total.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gümbel
GAL)

Da muss man nur ein Weilchen zurückschauen,
wie die soziale Komponente aussah, als die SPD
in diesem Haus Wissenschaftspolitik verantwortet
hat. Da haben Sie die Mittel gekürzt,

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Ja!)

da haben Sie die Studienbedingungen verschlech-
tert. Das hat dazu geführt, dass das Studium in
Hamburg nicht attraktiv wurde und vor allen Din-
gen, dass es länger wurde. Und wo ist die soziale
Komponente, wenn sie sehr lange Studienzeiten
haben?

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Wir setzen darauf, die Qualität und die Attraktivität
des Studiums in Hamburg weiter zu steigern. Ich
möchte an dieser Stelle auch betonen, dass es
uns dabei ganz wichtig ist, dass die Studenten in
der Mittelverwendung vor Ort an den Hochschulen
in angemessener Form beteiligt werden. Hierauf
werden wir auch weiter sehr sorgfältig achten.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Das Modell der nachgelagerten Bezahlung ist
schon genannt worden, dass Hamburg die Kosten
der Stundung übernimmt und dadurch gewährlei-
stet wird, dass die Hochschulen sofort Mittel ha-

ben, die Studenten aber erst zum Berufseinstieg
zur Kasse gebeten werden.

Herr Tschentscher, Sie sagen, dadurch werden zu-
künftige Haushalte belastet. Ich bin Ihnen dankbar
für diese Argumentation, denn mit diesem Vorwurf
übernehmen Sie und die Vorgänger von der SPD
die politische Verantwortung für Zins- und Pensi-
onsbelastungen in Milliardenhöhe, die wir heute
haben, denn die sind zuzeiten von SPD-Bürger-
meistern, von SPD-Finanzsenatoren angehäuft
worden.

(Dr. Peter Tschentscher SPD: Im Wesentli-
chen nicht!)

Dann sage ich: Wir übernehmen die politische Haf-
tung für das, was wir heute machen mit allen
Chancen und Risiken, aber dann laufen Sie nicht
vor der Haftung dessen weg, was Sie in den ver-
gangenen Jahren gemacht haben.

(Beifall bei der CDU – Dr. Dorothee Stapel-
feldt SPD: Das ist ja so etwas von super
peinlich! Super peinlich!)

Im Übrigen ist das Volumen – die Zahlen haben
Sie auch genannt, Herr Tschentscher – sehr viel
überschaubarer als das, was Sie gemacht haben,
zumal man auch sagen muss, gleichzeitig schaffen
wir es dadurch, die Situation an den Hochschulen
zu verbessern. Den 215 Millionen Euro stehen im
Übrigen auch Forderungen an die Studenten ge-
genüber. Es sind Verbindlichkeiten, die aber auch
in Teilen durch Forderungen gedeckt sind.

Lassen Sie mich noch einen Satz sagen, weil Sie
immer von Skandal und Schattenhaushalt spre-
chen. Die Wohnungsbaukreditanstalt gibt es seit
über 40 Jahren. Wie in anderen Bundesländern als
Förderbank im staatlichen Auftrag, auch schon zu
Zeiten einer SPD-Regierung und einer SPD-Allein-
regierung.

Die Wohnungsbaukreditanstalt veröffentlicht jedes
Jahr einen umfangreichen Geschäftsbericht. Damit
ist sie als eigenständiges Unternehmen manchmal
sogar etwas schneller als das, was wir von der Fi-
nanzbehörde bekommen. Der Geschäftsbericht für
das Jahr 2007 liegt schon seit Monaten vor, sehr
detailliert, über 100 Seiten. Jetzt davon zu spre-
chen, dass wir hier irgendetwas verschleiern – die
Zahlen sind transparent, sehr detailliert und die ha-
ben Sie dann auch laufend –, ist ein Stück weit lä-
cherlich.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Lassen Sie mich noch auf zwei Kritikpunkte einge-
hen, die Sie zum eigentlichen Gesetz genannt ha-
ben. Zum einen zum Thema Befreiung. Frau Sta-
pelfeldt hat ausgeführt, dass sich hier die Bedin-
gungen verschärfen. Das Gegenteil ist ein Stück
weit der Fall. Es entschärfen sich die Bedingungen
für alle.
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(Dr. Dorothee Stapelfeldt SPD: Das stimmt
ja nicht!)

Wenn niemand während des Studiums Gebühren
zahlen muss, dann bedarf es auch keiner Grundla-
ge, jemanden zu befreien, zumal es in Teilberei-
chen noch Befreiungsmöglichkeiten gibt, was die
längere Studiendauer betrifft für Studierende mit
Kindern oder für Studierende mit Behinderungen
oder chronischen Erkrankungen.

Zum Thema ausländische Studenten. Hier gibt es
die Möglichkeit der Gebührenstundung durch die
Hochschulen in eigener Flexibilität. Das ist auch et-
was, was wir grundsätzlich wollen, nämlich die Fle-
xibilität der Hochschulen stärken. Ich glaube, dass
Hamburg ein weltoffener Hochschulstandort bleibt.
Ich habe auch den Eindruck, dass die Hoch-
schulen ein großes Interesse daran haben, den
Austausch mit internationalen Studenten fortzuset-
zen. Ich möchte auch auf das eingehen, was Herr
Beuß schon am Anfang gesagt hat. Ich gehöre
auch zu denjenigen, die sich vor zweieinhalb Jah-
ren im Wissenschaftsausschuss mit dem Thema
Studiengebühren beschäftigt haben, damals be-
gleitet von sehr lebhaften, sehr emotionalen Prote-
sten, Diskussionen, von Veranstaltungen mit sehr,
sehr vielen Teilnehmern. Dagegen fanden die Be-
ratungen, die wir in zwei Fachausschüssen mit
mehreren Sitzungen hatten, dieses Mal sehr viel
sachlicher und in einer sehr viel ruhigeren Atmo-
sphäre statt. Auch das spricht für mich dafür, dass
die Koalitionspartner hier einen sehr guten Kom-
promiss gefunden haben. Wir schaffen Verbesse-
rungen für die Studierenden, wir schaffen Finanzie-
rungssicherheit für die Hochschulen und wir haben
ein neues Modell entwickelt, das sachgerecht und
sozial ausgewogen ist und dieses Gesetz werden
wir auch verabschieden.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Bischoff.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! In einem Punkt sind
wir uns einig: Die Universitäten brauchen mehr Mit-
tel. Wir sind uns wahrscheinlich auch in dem nach-
folgenden Satz noch einig, dass insgesamt in die-
ser Gesellschaft mehr Ressourcen in den Bil-
dungsbereich kommen müssen. Das ist völlig un-
strittig. Aber – und deswegen haben wir überhaupt
diese Auseinandersetzung – Ihr Vorschlag, das
jetzt über Studiengebühren oder an anderer Stelle
Gebühren zu machen, ist nach unserer festen
Überzeugung kein taugliches Mittel für das 21.
Jahrhundert.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir müssen für diese Bereiche andere Formen der
Finanzierung finden. Sie selber sehen, dass im Be-
reich Kita, im Bereich der Vorschule, im Bereich
der Schule und eben auch im Bereich der Hoch-
schulen andere Formen gefunden werden müssen,
wie wir diese wichtigen Entwicklungssektoren un-
serer Gesellschaft vernünftig ausstatten können.
Das ist der Punkt, um den es geht. Wir folgen Ih-
nen nicht darin, dass wir mit den Studiengebühren
ein gutes Mittel hätten, um mehr Ressourcen für
die Universitäten zu erlangen. Das heißt, die Hart-
näckigkeit der Auseinandersetzung hat den Hinter-
grund, dass wir gesellschaftsweit in einer grund-
sätzlichen Auseinandersetzung sind, nicht nur in
Hamburg. Die Frage ist, ob dieses Modell, das Sie
jetzt entwickelt haben, wirklich tragfähig auch für
andere Bundesländer ist. Für uns kommt klar her-
aus, dass wir generell gegen diese Methodik sind,
die Universitäten mit Studiengebühren auszustat-
ten. Wir werden uns in allen Bundesländern dafür
einsetzen, dass diese Studiengebühren abge-
schafft werden. Das ist der Punkt der Auseinander-
setzung.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Gümbel, dazu könnten Sie gerne einmal Stel-
lung nehmen. Warum machen Sie so etwas in
Hessen und warum machen Sie die völlig andere
Politik in Hamburg? Das möchten wir gerne einmal
erläutert haben.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Das ist doch nicht transparent, was Sie machen.

Herrn Beuß will ich gerne zugestehen, auch wenn
es jetzt ein bisschen utopisch klingt, dass wir
selbstverständlich auch dafür sind, dass bei der
Meisterausbildung Gebührenfreiheit vorherrscht.
Das ist völlig klar.

(Beifall bei der LINKEN – Wolfgang Beuß
CDU: Finanzieren, finanzieren!)

– Ja, jetzt kommen wir auf den Punkt. Da haben
wir in den nächsten Monaten noch einiges vor, wie
wir das finanzieren.

Frau Stapelfeldt hat es gesagt. Wir sind dafür,
dass dieser Bildungsbereich ausgebaut wird. Wir
wollen dafür andere Finanzierungsmittel haben,
nicht über Gebührenstrukturen, die bringen über-
haupt nichts.

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Zweitens möchte ich Herrn Tschentscher noch un-
terstützen, denn das, was jetzt vorgelegt wurde, ist
rein finanziell völlig absurd. Unsere Argumente
müssen Sie nicht teilen, aber die müssen Sie sich
wenigstens noch einmal anhören. Das heißt, Sie
machen ein Modell 37 Millionen Euro, 36 Millionen
Euro, 38 Millionen Euro für die Universitäten – wir
werden sehen, was im Endeffekt rüberkommt –
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und sagen – Herr Beuß, das ist der entscheidende
Punkt –, da gehen wir locker Verpflichtungen von
über 200 Millionen Euro ein. Das heißt, wenn die-
ses Gesetz – wovon ich ausgehe –, dieses Mon-
strum 2012 abgeschafft wird, weil die Mehrheiten
anders sind,

(Karen Koop CDU: Aber bestimmt nicht mit
Ihnen!)

dann muss damit die politische Entscheidung ver-
knüpft werden, auch die aufgelaufenen Schulden
abzutragen. Das ist gar keine Frage. Das heißt,
wenn Sie das noch einmal durchrechnen, um 38
Millionen oder 36 Millionen Euro auszugeben, neh-
men Sie Verpflichtungen gegenüber den Kapital-
märkten von 23 oder 24 Millionen Euro in Kauf.
Solch eine Rechnung ist, ehrlich gesagt, für einen
hanseatischen Kaufmann eine Katastrophe.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Kerstan.

Jens Kerstan GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Vielleicht fangen wir mit dem an,
Herr Bischoff, weil das immer wieder kommt. Die
Mehrheit, die es angeblich in diesem Haus für eine
bestimmte Maßnahme X oder Y gibt. Dann sagen
Sie immer, warum wir Grüne denn kein Bündnis
mit den LINKEN und der SPD machen? Da muss
ich ganz ehrlich sagen, dass ich mir diesen Vor-
wurf persönlich nicht machen lasse, weil ich nach
der Wahl – dafür habe ich auch Ärger in meiner
Partei bekommen – einmal gesagt habe, wenn die
SPD darüber reden will, dann sollten wir einmal
über solch ein Bündnis reden und die SPD, außer
Herrn Böwer, ich glaube, das war der Einzige, woll-
te darüber nicht reden.

(Wolfgang Beuß CDU: Typisch!)

Sie wollen mit denen keine Regierung eingehen. In
Hessen ist Ihre Partei gerade an der Zerreißprobe,
ob Sie das Risiko eingehen wollen, sich von ihnen
tolerieren zu lassen. Weil Sie das nicht wollen, gibt
es in diesem Haus keine Mehrheit für einen hand-
lungsfähigen Senat, der ein Ersuchen der Bürger-
schaft, Studiengebühren abzuschaffen, umsetzen
könnte. Deshalb agieren wir Grüne in diesem Haus
anders als in Hessen, weil der Wähler anders ent-
schieden hat als es mir und wahrscheinlich auch
der CDU oder der SPD recht war. Aber darüber
können wir schlecht streiten, das ist nun einmal so.
Darum würde ich Sie bitten, lassen Sie doch die-
sen albernen Vorwurf. In den ersten Wochen zum
Vorführen, als der Senat noch nicht gebildet war,
konnte man das machen, aber langsam sollten Sie
wirklich einmal eine neue Platte auflegen. Die wird
wirklich langweilig.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Im Kern geht es heute darum, dass wir verabschie-
den, dass ab Beginn dieses Semesters Studieren-
de – und Studierende heißt, Leute, die sich im Stu-
dium befinden – weniger zahlen müssen und finan-
ziell nicht mehr belastet werden. Da muss ich wirk-
lich sagen, ich verstehe es nicht und finde es fahr-
lässig, dass Sie so tun, als ob das überhaupt
nichts wäre, als ob sich gar nichts ändern würde.
Ich frage Sie einmal ganz ehrlich: Wissen Sie
nicht, was es für eine alleinerziehende Mutter an
der Universität in den letzten Semestern bedeutet
hat, pro Semester 500 Euro aufzubringen? Wissen
Sie nicht, was es für einen Studenten bedeutet,
der, um sein Studium zu finanzieren, nebenbei ar-
beitet, 500 Euro aufbringen zu müssen? Fragen
Sie einmal diese Leute, ob sich nunmehr gar nichts
ändert. So etwas zu behaupten, das kann nur je-
mand, der von der sozialen Situation der Studen-
ten an den Universitäten überhaupt keine Ahnung
hat.

(Hans-Detlef Roock CDU: So ist es!)

Das im Namen der sozialen Gerechtigkeit zu tun,
ist traurig. Das ist eine fahrlässige Argumentation.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Dr. Do-
rothee Stapelfeldt SPD: Sie sind nur jenseits
der gesetzlichen Realität!)

Man kann natürlich grundsätzlich über Studienge-
bühren streiten, ob die sinnvoll sind oder nicht. DIE
LINKE ist da ganz konsequent, das finde ich in
Ordnung. Wir Grünen sehen das ähnlich, aber es
gibt keine Mehrheit, um sie in diesem Hause abzu-
schaffen. Also muss man das tun, was man tun
kann und wir sorgen dafür, dass Studenten wäh-
rend des Studiums nicht mehr belastet werden und
dass die Studenten, die nach dem Studium keinen
Job finden oder Frauen, die dann Mutter werden,
heiraten oder nicht mehr berufstätig sind, nach
dem Studium keine Gebühren zahlen müssen.
Aber das ignorieren Sie. Sie tun so, als gebe es
das gar nicht und doch sind das Tausende von
Menschen, denen wir die Gebühren ein für allemal
erlassen. Das sollten Sie einmal zugestehen.

(Beifall bei Dr. Eva Gümbel und Michael
Gwosdz, beide GAL)

Das wäre ehrlich, aber die Größe haben Sie nicht
und das tut mir für Sie wirklich leid.

Kommen wir zum nächsten Punkt. Herr Tschent-
scher, wenn ein paar Wissenschaftspolitiker über
die finanziellen Auswirkungen reden und das ein
bisschen schräg wird, finde ich das in Ordnung.
Aber wenn ein haushaltspolitischer Sprecher sagt,
wir wollen die Studiengebühren abschaffen und
das kostet pro Jahr 38 Millionen Euro und jetzt fin-
det, dass wir nur einen Teil der Gebühren ab-
schafften und das die Stadt 14 Millionen Euro kos-
tet und Sie sagen, die 14 Millionen Euro müssten
ja finanziert werden und das sei ja furchtbar.
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(Ingo Egloff SPD: Das haben wir doch gar
nicht gesagt!)

Es tut mir leid, das ist nun eine Rechnung, da
muss man schon Sozialdemokrat sein, um sie zu
verstehen, warum 14 Millionen Euro weniger sind
als 38 Millionen Euro.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Da haben Sie völlig recht, Herr
Kerstan! Sie haben das nämlich nicht ver-
standen!)

Ich möchte noch einmal zu Ihrem letzten Argument
kommen. Sie sagen, wir vergrößern die soziale
Spaltung in dieser Stadt, weil Menschen, die ein
Einkommen von 30 000 Euro im Jahr haben, einen
Betrag zwischen 2000 bis 3000 Euro bezahlen
müssen. Da möchte ich Sie fragen, ob Sie dieses
Argument ernst meinen oder verstehen, was Sie
da sagen. Wissen Sie eigentlich, wie viele Zehn-
tausend Menschen in dieser Stadt in ihrem ganzen
Leben ein Einkommen von 30 000 Euro nicht errei-
chen werden, die teilweise ein oder zwei Jobs ha-
ben und immer noch nicht auf 30 000 Euro kom-
men. Die müssen keine Gebühren zahlen. Aber
Sie sagen, die soziale Spaltung in der Stadt steigt,
weil es Menschen gibt, die beim Durchschnittsein-
kommen oder darüber liegen, wie beispielsweise
gut verdienende Banker, PR-Agentur-Agenten,
Facharbeiter und andere. Ich muss sagen, Sie wis-
sen überhaupt nicht, wie die soziale Situation in
dieser Stadt ist, denn sonst würden Sie ein solches
Argument gar nicht bringen können.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Ach nein, Herr Kerstan!)

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es nicht
das Maximale, das wir aus grüner Sicht hier be-
schließen. Wir sind immer noch der Meinung, dass
Studiengebühren grundsätzlich abgeschafft wer-
den sollen, aber wenn man Studiengebühren er-
hebt, gibt es keine sozialere Variante als die, die
wir hier gefunden haben. Sie wird ab sofort, ab Ok-
tober die Situation der Studierenden in dieser
Stadt spürbar verbessern.

Jetzt kommen wir noch einmal zu den parlamenta-
rischen Rechten. Ich war nun auch sechs Jahre
lang in der Opposition und wir haben sehr oft die
zweite Lesung verweigert. Das ist völlig normal,
das dürfen Sie auch gerne jederzeit tun. Nur wir
haben es vorher auch immer gesagt.

(Wolfgang Beuß CDU: Trickser, Trickser!)

Dann gibt es nämlich auch die Möglichkeit für die
Regierungsmehrheit, wenn es eng ist, dann in ei-
ner Doppelsitzung am Anfang die Tagesordnung
zu ändern und dann das, was Sie uns eben sogar
explizit gesagt haben, schlafen Sie doch einmal ei-
ne Nacht darüber, das dann auch zu tun und dann
die zweite Abstimmung auf den nächsten Tag zu
legen. Das haben Sie nicht getan, weil Sie es um

mehrere Wochen verschieben wollen. Das macht
doch wirklich nur Sinn, wenn Sie verhindern wol-
len, dass diese Regelung zu Anfang des nächsten
Semesters in Kraft tritt und das bedeutet in letzter
Konsequenz, dass Sie wollen, dass die Studenten
im nächsten Semester immer noch 500 Euro pro
Semester zahlen und das mit der Argumentation,
wir wollen Studiengebühren abschaffen. Das ist an
Absurdität wirklich nicht mehr zu überbieten.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Kühn.

Philipp-Sebastian Kühn SPD: Frau Präsidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Die De-
batte um dieses Gesetz verläuft etwas diffus.

(Frank Schira CDU: Damit meinen Sie aber
nicht Frau Stapelfeldt!)

Ich möchte mich trotzdem bemühen, durch meinen
Beitrag die Dinge verständlich darzustellen und vor
allem noch einmal klarzumachen, worum es der
Opposition in diesem Hause geht.

Eines will ich gleich am Anfang sagen: Das, was
Sie mit Ihren Beiträgen versucht haben – das will
ich einmal in Richtung der Koalition sagen –, ist,
ein vollkommen diffuses und verwirrendes Bild
über dieses Gesetz zu skizzieren. Insofern, glaube
ich, ist es sehr notwendig, dazu noch ein paar An-
merkungen zu machen.

(Wolfhard Ploog CDU: Das ist ganz einfach
zu verstehen!)

Herr Kerstan, ich möchte mich aber zu Beginn an
Sie wenden, weil Sie das Problem parlamentari-
scher Gepflogenheiten angesprochen haben. Nun
bin ich ein relativ neuer Abgeordneter. Ich möchte
Ihnen aber gerne aus der letzten Sitzung des Wis-
senschaftsausschusses berichten. Da wollten wir
nämlich – das habe ich persönlich beantragt – eine
Selbstbefassung zum Thema Universitätsumzug,
ein Thema, das Ihre Senatorin angestoßen hat und
die Stadt über Wochen beschäftigt, und Sie ver-
weigern diese Selbstbefassung

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ja, ganz genau!)

mit dem Argument, es gebe nichts, worüber man
diskutieren könnte. Wenn Sie dem zuständigen
Ausschuss in einer solchen Situation verweigern,
ein politisches Statement abzugeben, dann sollten
Sie sich jetzt, was die Verfahrensfragen dieser
heutigen Sitzung angeht, bitte nicht äußern.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Der zweite Punkt ist doch, dass dieses Gesetz na-
türlich noch rechtzeitig in Kraft treten wird,
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(Frank Schira CDU: Was ist denn das für ein
konfuser Beitrag? – Wolfgang Beuß CDU:
Kommen Sie mal zum Thema!)

weil Sie genau wissen, dass sie in diesem Septem-
ber – nicht in der morgigen Sitzung, sondern in der
darauf folgenden Sitzung – sehr wohl noch die
Möglichkeit haben werden, mit Ihrer Mehrheit das
Gesetz zu beschließen, sodass es auch rechtzeitig
in Kraft tritt. Es ist also mitnichten das Ansinnen
der sozialdemokratischen Fraktion und der Frakti-
on der LINKEN, dieses Gesetz insofern zu verhin-
dern, als dass es nicht rechtzeitig in Kraft treten
könnte, sondern wir wollen diese Argumente noch
einmal vortragen. Wir haben – das mag vielleicht
von einer Demokratie zu viel verlangt sein – aber
doch die berechtigte Hoffnung, dass einige unserer
Argumente vielleicht doch noch einmal Eingang in
Ihre Köpfe und Herzen finden.

(Beifall bei der SPD und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Aber nun noch einmal zu einzelnen Debatten. Herr
Kerstan, Sie haben eben die Frage aufgeworfen,
gerade auch in Richtung von Herrn Tschentscher,
was mit diesen 14 Millionen Euro zu finanzieren ist.
Es ist doch die Frage, wofür oder womit finanziere
ich etwas. Nehme ich 21 Millionen Euro in die
Hand, um auf der anderen Seite 37 oder 38 Millio-
nen Euro zu erzielen, oder nehme ich gleich eine
Summe X in die Hand und gebe es direkt in den
Bereich, den ich politisch fördern will. Um diese
Frage geht es und da hat Herr Tschentscher als Fi-
nanzexperte doch vollkommen richtig argumentiert.
Da kann ich nur sagen, dann kennen Sie das heu-
te zu verabschiedende Gesetz schlecht, wenn Sie
diesen Umstand nicht begreifen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Wenn man sich die Debatte und vor allem auch die
Positionen anschaut, die die Grünen in anderen
Bundesländern und auf Bundesebene einnehmen,
dann überrascht es mich, Frau Dr. Gümbel, dass
Sie davon sprechen, dass dieses Gesetz der erste
spürbare Erfolg dieser Koalition ist.

(Wolfgang Beuß CDU: Ja, so ist es!)

Das ist schon ein starkes Stück, vor allem, wenn
man sich einmal überlegt, was Sie im Wahlkampf
völlig zu Recht gesagt haben. Ich war gestern in
Berlin auf einer Wissenschaftstagung der SPD-
Sprecher zu diesem Thema.

(Zurufe von der CDU: Oh, oh!)

– Ja, es macht durchaus Sinn, einmal durch die
Republik zu reisen und sich mit Kollegen auszutau-
schen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – La-
chen bei der CDU)

Das scheint bei Ihnen viel zu kurz zu kommen. Wie
Ihre Kollegen in den anderen Bundesländern Ihr

Gesetz beurteilen, das brauche ich Ihnen nicht zu
sagen, aber das können Sie sich sicherlich den-
ken.

Aber jetzt noch zu ein paar Punkten, die mir heute
in der Debatte aufgefallen sind, die ich sehr be-
denklich und vor allem bedenkenswert finde. Zum
einen ist es der doch ziemlich billige Versuch, hier
Auszubildende und andere Gruppen und Studie-
rende gegeneinander auszuspielen. Das geht so
ein bisschen nach der Nummer – Herr Beuß, Sie
haben es einmal im Wahlkampf gesagt –, es kann
doch nicht sein, dass die Krankenschwester das
Studium des Arztsohnes

(Wolfgang Beuß CDU: Ne, ne, das habe ich
nicht gesagt!)

– na ja, so in dem Sinne – finanzieren. Oder auch,
wie Sie es hier indirekt versuchen, dass die Studie-
renden mit Abitur und Studium natürlich wesentlich
mehr Geld kosten als andere Bevölkerungsgrup-
pen.

(Wolfgang Beuß CDU: Das stimmt!)

– Ja, die zahlen aber auch mehr Steuern. Ein
Grundprinzip des Sozialstaates ist die Steuerpro-
gression, die Sie hier infrage stellen. Worum geht
es im Kern bei dieser Debatte? Im Kern geht es
darum, dass, wenn man sich einmal die globalen
Vorbilder – auch das soll man ja mal tun – Ihres
Gesetzentwurfes vornimmt, nämlich Neuseeland
und Australien, dann stellt man fest, dass dort mitt-
lerweile die unterschiedlichen Studiengänge unter-
schiedlich viel Gebühren kosten.

(Egbert von Frankenberg CDU: Sie kommen
ja viel herum!)

Jurastudenten und BWLer müssen richtig tief in die
Tasche greifen und Exoten wie ich, die Geisteswis-
senschaften studiert haben,

(Zurufe von der CDU: He, he!)

bekommen ihr Studium zu einem relativ günstigen
Tarif. Darum scheint es Ihnen wahrscheinlich im
Kern zu gehen, denn jetzt möchte ich mich mei-
nem Hauptkritikpunk zuwenden

(Zurufe von der CDU: Ah, ah!)

– ja, hören Sie mal gut zu –, nämlich der Frage
Nachgelagertheit. Ist dies wirklich ein Gesetz, bei
dem es Ihnen wirklich darum ging, soziale Härten
herauszunehmen und eine echte Nachgelagertheit
durchzuführen? Da möchte ich nur an die öffentli-
che Anhörung des Wissenschaftsausschusses er-
innern, wo alle Fachleute, die in irgendeiner Form
aus dem studentischen, hochschulpolitischen oder
studentenwerkspolitischen Rahmen kamen, gegen
dieses Gesetz gesprochen haben. Es hat zum Bei-
spiel kein Vertreter des Studentenwerkes dieses
Gesetz gelobt.
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(Frank Schira CDU: Ja, was glauben Sie
denn?)

Im Gegenteil. Der Vertreter des Studentenwerkes
hat gesagt, dass es dem Anspruch der Sozialver-
träglichkeit nicht entspricht. Wie kommt der nun zu
dieser Einschätzung?

(Wolfgang Beuß CDU: Das waren doch Ihre
Leute!)

Ich glaube, dass es Ihnen im Kern überhaupt nicht
– nun hören Sie doch bitte einmal zu –

(Barbara Ahrons CDU: Das fällt schwer!)

um Nachgelagertheit geht. Warum? Zum einen
muss der Student oder die Studentin zu jedem Se-
mester die Stundung der Gebühren neu beantra-
gen. Warum muss das so sein? Da hat die Senato-
rin gesagt, wie stellen Sie sich das denn vor? Dann
schreibt die Universität irgendwann einen Brief und
teilt den Studenten mit, Sie haben leider diverse
Kosten erzeugt und jetzt seien Sie doch bitte so
gut und zahlen Sie sie zurück. Das ist doch Un-
sinn, Frau Senatorin.

Natürlich können Sie bei einem nachgelagerten
Gesetz jedem Studenten zu Beginn seines Studi-
ums sagen, ein Bachelorstudiengang kostet nach
soundsovielen Semestern soviel, ein Masterstu-
diengang soviel und dieses Geld wird mit Ab-
schluss eines Studiums fällig. Das könnten Sie
auch bei einem echten nachgelagerten System
machen; darum geht es Ihnen aber gar nicht.

Und warum haben Sie sich dieses Konstrukt einfal-
len lassen, weil es nämlich sehr beeindruckende
Zahlen gibt. Das wissen Sie auch, Herr Beuß, weil
es bei der öffentlichen Anhörung auch gesagt wur-
de. Es ist nämlich der Umstand, dass die deut-
schen Studierenden ein hohes Hemmnis haben,
was Kredite und Zinsfinanzierung ihres Studiums
anbelangt. Bis zum heutigen Tag haben gerade
einmal 6 Prozent aller Studierenden in Deutsch-
land überhaupt von Stundungs- oder Kreditmodel-
len Gebrauch gemacht. Und warum wollen Sie,
dass jeder Student das in jedem Semester neu be-
antragen muss, weil Sie nämlich darauf spekulie-
ren, dass der Großteil der Studierenden Angst vor
zusätzlichen Kosten nach dem Studium hat und
seine Gebühren semesterbegleitend bezahlen
wird. Genau darum geht es Ihnen mit dem Gesetz.
Deshalb haben Sie sich auch dagegen entschie-
den, eine generelle Stundung zu etablieren. An-
sonsten macht dieses System nämlich keinen
Sinn, es sei denn, folgende zwei Punkte werden ir-
gendwann in näherer Zukunft in Kraft treten: Zum
einen, dass zukünftig die unterschiedlichen Ab-
schlüsse unterschiedlich teuer bezahlt werden
müssen und zum anderen, dass Sie die Gebühren
kräftig erhöhen. Ansonsten macht das Missverhält-
nis aus 37 Millionen Euro Einnahmen und 21 Mil-
lionen Euro, die ich investieren muss, um diese
Einnahmen zu erzielen, überhaupt keinen Sinn

und führen das Gesetz ad absurdum. Ich hoffe, ich
konnte noch einmal darstellen, dass es sich bei
diesem Gesetz um kein echtes nachgelagertes
Studiengebührengesetz handelt, sondern Sie in
Wahrheit alles beim Alten belassen wollen.

Was die Reduzierung angeht, Herr Kerstan, so las-
sen Sie sich diese nun wirklich sehr deutlich von
den chronisch Kranken, von den Studierenden mit
Kindern bezahlen, die ohnehin nach ihrem Studi-
um mit höheren finanziellen Belastungen leben
müssen, schon während ihres Studiums, aber
auch danach. Auch dort geht es Ihnen überhaupt
nicht darum, soziale Härten abzufedern, sondern
Sie behandeln diese Leute genauso wie den allein-
stehenden Studenten oder Arbeitnehmer, der
30 000 oder 35 000 Euro bezahlt. Das zeigt eben
auch, dass es Ihnen um Sozialverträglichkeit bei
diesem Gesetz nicht ging.

(Beifall bei der SPD)

Ihr Versprechen und Ihre Ankündigung, ein Gesetz
vorzulegen, das sozialverträgliche Studiengebüh-
ren verspricht, haben Sie nicht eingehalten. Das
überrascht auch nicht, weil es für mich als Sozial-
demokraten keine Form sozialverträglicher Bil-
dungsgebühren geben kann.

(Olaf Ohlsen CDU: Mach Schluss, Junge!)

Vor diesem Hintergrund haben sich die SPD und
der Parteivorstand am 1. September entschieden,
auch zukünftig für ein gebührenfreies Erststudium
zu stehen.

Deshalb will ich vor allem in Richtung der studenti-
schen Öffentlichkeit eines ganz klar an diesem Pult
sagen. Sobald in dieser Stadt Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten wieder an einer Regie-
rung beteiligt sind oder den Senat mit Mehrheit
stellen, spätestens dann – das wird allerspätestens
in vier Jahren sein – werden in dieser Stadt die
Studiengebühren abgeschafft, weil sie unsozial
sind, weil sie soziale Härten bedeuten und weil sie
für uns Sozialdemokraten kein gangbarer Weg
sind. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Herr Langhein.

Dr. A. W. Heinrich Langhein CDU:* Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich möchte eini-
ges zum Beitrag von Frau Heyenn richtigstellen.
Frau Heyenn, Sie haben vorhin behauptet, wir hät-
ten die öffentliche Anhörung im Wissenschaftsaus-
schuss überhaupt nicht wahrgenommen oder nur
pro forma durchgeführt.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ja!)
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Das ist einfach die Unwahrheit. Wir haben nach
der öffentlichen Anhörung im Wissenschaftsaus-
schuss natürlich für diejenigen Studierenden, die
sich in Gremien engagieren, die Regelstudiendau-
er verlängert.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ja, das stimmt!)

– Sie bestätigen, dass das so gewesen ist.

Wir haben uns natürlich sehr genau angehört, was
dort passiert ist. Insofern bitte ich darum, bei der
Wahrheit zu bleiben.

(Beifall bei der CDU und bei Michael
Gwosdz GAL)

Zum zweiten möchte ich einen weiteren Beitrag
aus der öffentlichen Anhörung zitieren. Vizepräsi-
dent Fischer hat sich ganz klar für Studiengebüh-
ren ausgesprochen, ich zitiere:

"Sie sind für uns unverzichtbar als Bestand-
teil des Haushaltes. Sie haben uns die
Chance gegeben, aus einer sehr misslichen
finanziellen Ausstattung der Universität im
Bereich von Studium und Lehre uns lang-
sam am eigenen Schopf aus diesem Morast
herauszuziehen."

(Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE: Morast!)

Genau darum geht es. Ich habe von der Oppositi-
on überhaupt nicht gehört, wie sie das Notwendige
finanzieren will.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Wie kommt
der Morast zustande?)

Wir benötigen Haushaltsmittel, um die Universität
in den Stand zu versetzen, dass Forschung und
Bildung stattfinden kann.

(Beifall bei der CDU, bei Horst Becker und
Dr. Eva Gümbel, beide GAL)

Wir wollen insgesamt keine Steuererhöhungen für
genau diesen Punkt machen. Herr Bischoff, Sie
haben ja eingesehen, dass Mittel vorhanden sein
müssen beziehungsweise Mittel kreiert werden
müssen, um das Studienumfeld zu verbessern.
Aber Sie haben nicht die zweite Wahrheit gesagt,
dass dafür auch die Steuern entsprechend erhöht
werden müssten.

Wir wollen einen anderen Weg gehen, nämlich den
Weg der nachgelagerten Studiengebühren, die
einen gewissen Sinn haben. Wir müssen nämlich
ein Klima schaffen, dass sich die Studierenden un-
mittelbar für Bildung und Forschung einsetzen.
Dies muss sich nach dem Studium in einem finan-
ziellen Beitrag an die Universität dann auch zei-
gen. Wir müssen insbesondere die Wirtschaft da-
von überzeugen, in alle Bereiche der Universität,
auch in die Geisteswissenschaften, zu investieren,
denn die Geisteswissenschaften sind unmittelbar
mit den Naturwissenschaften verknüpft.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das ist ja
eine tolle Begründung!)

Mathematik und Grundzüge der Logik sind eine
originäre Geisteswissenschaft, die für die Natur-
wissenschaften und die angewandten Geisteswis-
senschaften, wie zum Beispiel die Rechtswissen-
schaft, die Soziologie, die Volkswirtschaftslehre,
nicht hinweggedacht werden kann.

Ich möchte bei diesem Beispiel bleiben. Wir haben
in der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität selbst ein Beispiel dafür, das man besichti-
gen kann. Wenn Sie in die Bibliothek der rechts-
wissenschaftlichen Fakultät gehen, finden Sie ein
Schild, auf dem die Rechtsanwaltskanzleien aufge-
führt sind, die Buchspenden gemacht haben. Das
ist ganz wichtig, um überhaupt Bildung und For-
schung durchführen zu können. Wir müssen dafür
sorgen, dass sich das erweitert auf die Geisteswis-
senschaften, die auch ein wichtiger Beitrag für die
Naturwissenschaften sind.

(Dr. Dorothee Stapelfeldt SPD: Und woher
wissen Sie, dass das nicht passiert, Herr
Langhein?)

Den großen Unternehmen, die aus den Fachberei-
chen der Naturwissenschaften ihren Nachwuchs
bekommen, muss deutlich werden, dass es sich
lohnt, nicht nur in naturwissenschaftliche Projekte,
sondern auch in die Geisteswissenschaften zu in-
vestieren. Nicht zuletzt sollen die Studierenden
durch die Studiengebühren dazu angehalten wer-
den, bei der Verwendung der Gelder mitzuwirken.
Hier gilt es, ein fachübergreifendes Verständnis bei
den Studierenden zu wecken, um den generellen
Wert aller Fächer in den Naturwissenschaften und
den Geisteswissenschaften zu stärken.

Wir wollen mit den Studiengebühren insgesamt ein
Klima pro Bildung schaffen. Wir wollen ein Bil-
dungsbewusstsein schaffen, das den Wert aller
akademischen Fächer stärkt. Wir wollen der
Selbstverantwortung aller Bürger für eine gute Bil-
dung und einen steten Fortschritt in der gesamten
Wissenschaft zum Durchbruch verhelfen. Deswe-
gen bitte ich Sie und fordere Sie auf, sich für die-
ses Gesetz einzusetzen, um Bildung und For-
schung eine neue Perspektive zu geben.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort
bekommt Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Herr Langhein, Sie gehen hier
mit sehr schweren Wörtern um wie Wahrheit.

(Frank Schira CDU: Na und?)

Das Wort haben Sie dreimal in Ihrem kurzen Auf-
tritt benutzt.
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1Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage bei (s. Seite 488 bis 489)

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass ei-
ne Anhörung stattgefunden hat, die stundenlang
gedauert hat. Die überwiegende Anzahl war gegen
Studiengebühren; genau 33 Personen haben ihre
Meinung zu Protokoll gegeben. Sie zitieren eine
Meinung, die Ihre Meinung unterstützt. Wir von der
LINKEN und der SPD haben in der Ausschusssit-
zung, die nach der Anhörung war, in der die Aus-
wertung der Anhörung auf der Tagesordnung
stand, mehrfach nachgefragt, wie denn GAL und
CDU mit den Argumenten von Studentenwerk, von
Studierenden, von Fachschaftsräten, dass Stu-
diengebühren unsozial seien, umgehen würden.
Darauf haben Sie überhaupt nicht geantwortet. Der
Eindruck der Studenten war – das kann ich sehr
gut nachvollziehen –, dass diese Anhörung wirklich
nur pro forma durchgeführt und auf die Argumente
überhaupt nicht eingegangen wurde.

(Dr. A. W. Heinrich Langhein CDU: Das ist
doch nicht wahr!)

Wir begrüßen es natürlich, dass die GAL sich in ei-
nem harten innerkoalitionären Kampf durchgesetzt
hat und zwei Semester Gebührenfreiheit für Stu-
denten, die sich in den Gremien engagieren, er-
reicht hat. Dieser Antrag lag vor, das ist schon rich-
tig, aber eine Auswertung war das nicht. Ich bleibe
nach wie vor dabei, dass diese Anhörung von den
meisten in der CDU und der GAL nicht ernst ge-
nommen worden ist und das ist schade.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe
keine weiteren Wortmeldungen mehr und wir kom-
men zur Abstimmung, zunächst zu den vier Anträ-
gen der Fraktion DIE LINKE.

Wer den Antrag aus der Drucksache 19/1019 an-
nehmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wer dem Antrag aus der Drucksache 19/1020 sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Das ist mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wer den Antrag aus der Drucksache 19/1021 be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Auch die-
ser Antrag ist mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wer dem Antrag aus der Drucksache 19/1022 zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen nun zum Bericht des Haushaltsaus-
schusses aus der Drucksache 19/939. Die SPD-
Fraktion hat hierzu gemäß Paragraf 36 Absatz 1
unserer Geschäftsordnung eine namentliche Ab-
stimmung beantragt. Frau Thomas und Herr Hak-

verdi werden Sie daher gleich in alphabetischer
Reihenfolge aufrufen.

Wenn Sie der Empfehlung des Haushaltsaus-
schusses folgen und das neunte Gesetz zur Ände-
rung des Hamburgischen Hochschulgesetzes aus
Drucksache 19/552 mit der vom Ausschuss emp-
fohlenen Änderung beschließen möchten, antwor-
ten Sie bitte deutlich mit Ja, wenn Sie es ablehnen
wollen, mit Nein und wenn Sie sich enthalten wol-
len mit Enthaltung.

Dann darf ich Herrn Hakverdi bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen. Dazu wäre es ganz hilf-
reich, wenn man den Schriftführer hören könnte
und derjenige, der aufgerufen worden ist, sich
auch äußern kann. Vielleicht kann das technisch
sichergestellt werden.

(Namentliche Abstimmung)1

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Gibt es
ein Mitglied der Bürgerschaft, das nicht aufgerufen
worden ist? – Das ist nicht der Fall. Dann erkläre
ich die Abstimmung für beendet.

Meine Damen und Herren! Das Abstimmungser-
gebnis wird nun ermittelt und Ihnen in wenigen Mi-
nuten mitgeteilt. Bis dahin unterbreche ich die Sit-
zung.

Unterbrechung: 18.50 Uhr

Wiederbeginn: 18.55 Uhr

Erste Vizepräsidentin Barbara Duden: Meine
Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder eröffnet.
Bei der Abstimmung über das neunte Gesetz zur
Änderung des Hamburgischen Hochschulgesetzes
aus Drucksache 19/552 mit der vom Haushaltsaus-
schuss empfohlenen Änderung gab es 66 Ja-Stim-
men, 50 Nein-Stimmen, keine Enthaltung. Damit ist
dieses Gesetz in erster Lesung beschlossen wor-
den.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das ist der Fall. Dann wird die zweite
Lesung für die nächste Sitzung vorgesehen.

Nun kommen wir zum Bericht des Wissenschafts-
ausschusses aus Drucksache 19/907. Wer der
Ausschussempfehlung folgen möchte, den bitte ich

460 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008

(Dora Heyenn)



um das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Das ist mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen zum Bericht des Wissenschaftsaus-
schusses aus der Drucksache 19/908. Ich stelle
fest, dass die Bürgerschaft Kenntnis genommen
hat.

Weiter zum Bericht des Wissenschaftsausschus-
ses aus Drucksache 19/909. Wer der Aus-
schussempfehlung folgen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Das ist mit Mehrheit angenommen.

Schließlich zum Bericht des Wissenschaftsaus-
schusses aus Drucksache 19/910. Wer sich der
Ausschussempfehlung anschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Auch das ist mit Mehrheit ange-
nommen worden.

Nun sind wir Ihnen noch ein Abstimmungsergebnis
schuldig. Bei der Wahl eines stellvertretenden Mit-
glieds für die Härtefallkommission sind insgesamt
104 Stimmzettel abgegeben worden. Davon waren
0 Stimmzettel ungültig, also 104 Stimmzettel gültig.
Frau Ksenija Bekeris erhielt 97 Ja-Stimmen, 2
Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen. Damit ist Frau Be-
keris gewählt.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Wir kommen zu Punkt 6 der heutigen Tagesord-
nung, der Großen Anfrage der SPD-Fraktion:
Raumbedarf für die Primarschule.

[Große Anfrage der Fraktion der SPD:
Raumbedarf für die Primarschule
– Drs 19/448 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/989 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Einführung der Primarschule und Stadtteil-
schule
– Drs 19/989 –]

Wer wünscht das Wort? Herr Rabe, bitte.

Ties Rabe SPD:* Es sind nicht mehr so viele Zu-
schauer da und wir haben mehr als fünf Minuten
Zeit. Möglicherweise gelingt es auch, zu dem The-
ma noch etwas mehr als schroffe Auseinanderset-
zungen zu schaffen.

(Vizepräsident Wolfhard Ploog übernimmt
den Vorsitz.)

Vielleicht gelingt es auch einmal, das eine oder an-
dere Argument zu finden.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Schulpolitik, das hatten wir besprochen,

braucht den Dialog der Politik mit den Bürgerinnen
und Bürgern. Ich will ausdrücklich einräumen, dass
die Schulsenatorin diesen Dialog begonnen hat.
Das begrüßen wir und stellen fest, dass es zumin-
dest unter den engagierten Bürgerinnen und Bür-
gern in der Bildungsszene eine gewisse Gespannt-
heit und Interessiertheit gibt, wie es weitergehen
soll. Das ist ein richtiger Schritt und das freut uns;
Sie reden ausdauernd mit vielen Menschen.

Ich sage aber auch offen, was uns nicht freut. Sie
reden eher mit einigen Menschen, denn es ist
schon verwunderlich, dass Sie das Parlament und
auch den Schulausschuss bisher mit der Diskussi-
on über das neue Schulsystem nicht befasst ha-
ben. Ich erinnere mich gut an mehrere Gespräche
mit Mitgliedern der anderen Parteien in diesem
Haus, die mir dann immer sagten, ich organisiere
mir das Schreiben über den Schulleiter, ich habe
einen Elternrat und so weiter. Wir Parlamentarier
wüssten bis heute nichts über diese Reform, wenn
wir uns nicht über Freunde und Bekannte ständig
die vielen Briefe, Ankündigungen, Protokolle und
Mitteilungen der Schulbehörde hinten herum be-
sorgen würden. Das ist, gelinde gesagt, unwürdig
und ich wünsche mir auch als schulpolitischer
Sprecher ausdrücklich einen anderen Stil, wenn es
um diese Reform geht.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Gespräche sind gut und, ich glaube, das ist ein er-
ster Anfang, dass die Obleute der anderen Partei-
en zugestimmt haben, dass wir uns jetzt erstmals
im Schulausschuss damit befassen dürfen. Das ist
ein erster Schritt, ich wünsche mir weitere, dann
kann das klappen.

Reden ist also ein Anfang. Politik braucht aber
dauerhaft Dialogbereitschaft und das Engagement
der Menschen. Ob das gelingt, ist nicht nur davon
abhängig, ob man miteinander redet, sondern
auch, ob man mit den Gesprächspartner ehrlich
umgeht. Zu diesem ehrlichen Umgang gehört
selbstverständlich, die Chancen zu erläutern und
Begeisterung zu wecken. Aber zu diesem ehrli-
chen Umgang gehört auch, dass man am Anfang
einer Reform zumindest in Umrissen sagt, welche
Chancen, aber auch welche Risiken damit verbun-
den sind.

Zu den Chancen wird viel gesagt. Wir reden stän-
dig über Chancengleichheit, über soziale Gerech-
tigkeit, aber zu den Risiken wird gar nichts gesagt.
Wenn wir uns als Opposition darum bemühen da-
nach zu fragen, dann habe ich auf mittlerweile sie-
ben Anfragen immer folgende Antwort bekommen:
Die Planungen der zuständigen Behörde sind noch
nicht abgeschlossen. Na klar. Planungen sind nie
abgeschlossen. Diese Standardantwort taugt für
jede Ausrede.

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008 461

(Erste Vizepräsidentin Barbara Duden)

http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=19&doknum=448&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=19&doknum=989&dokart=drucksache


Aber nun bekommen wir hintenherum mit, was da
in der Schulbehörde alles läuft, was die da planen,
worüber die schwitzen, worüber sie sich streiten.
Man muss ganz ehrlich sagen, ein bisschen mehr
als diesen Satz kann man der Öffentlichkeit
durchaus einmal mitteilen, wenn es um das Thema
Primarschule geht.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen sagen wir: Schenken Sie der Öffentlich-
keit reinen Wein ein.

(Beifall bei der SPD)

Ich will wenige Punkte erläutern. Wenn es darum
geht, dieses Schulsystem zu verändern – ich
schicke vorweg, dass wir die Richtung nicht gut fin-
den, aber wenn es darum geht, diese Richtung zu
begleiten, dann möchte ich zumindest darum bit-
ten, in dem Zusammenhang ein paar kritische Fra-
gen vorweg zu beantworten –, dann ist es nicht nur
eine Frage von Gebäuden und von Umbau, son-
dern es ist auch eine Frage, was in diesen neuen
Schulen passiert? Wie sollen Schülerinnen und
Schüler dort unterrichtet werden? Ich habe das
vorhin schon in meiner kurzen Antwort in der Aktu-
ellen Stunde gesagt. Mit einer großen Euphorie ist
uns im Schulausschuss vor kurzer Zeit erläutert
worden, wie man die Risikoschüler an Haupt- und
Realschulen fördern möchte. Wir haben alle geju-
belt und gesagt, gut so, richtige Richtung, Finger
hoch, wir machen mit. Hinterher stellt sich dann
heraus: Von wegen pädagogische Konzepte, von
wegen alle lernen gemeinsam, von wegen neuer
Unterricht. Das alles ist verschoben worden zu ei-
ner Art Notlösung, Hauptsache alle Schüler sitzen
im selben Raum, der Rest findet sich. Wenn man
diese Erfahrung hinter sich hat, dann darf man
durchaus einmal fragen, welche Ideen es in die-
sem zukünftigen Schulsystem gibt, die aktuellen
Probleme, insbesondere, was Risikoschüler an-
geht, zu lösen.

Eine zweite Frage will ich ergänzen. Was wird an
den zukünftigen Gesamtschulen und Gymnasien
geschehen, wenn dort ein Drittel – vielleicht noch
mehr – Schüler weniger sind und diese Schulen
sich ganz anders ausrichten müssen. Deshalb ist
die Forderung ganz klar: Wir wissen, dass es am
Anfang nicht darum gehen kann, bis ins Letzte
Lehrpläne und Ideen zu präsentieren, aber zumin-
dest ein ungefähres Konzept, was außer einem
großen Umbau und Schüler-Hin- und Herverschie-
bungen an diesen Schulen passieren soll. Da soll-
ten Sie einmal etwas vorlegen. Daher unser An-
trag, dass wir und auch die Öffentlichkeit Klarheit
brauchen.

Im nächsten Punkt braucht die Öffentlichkeit auch
ein bisschen mehr Klarheit. Was kostet dieser
Spaß eigentlich und vor allem, wer bezahlt ihn?
Aus den Hinweisen der Enquete-Kommission wis-
sen wir, dass zwei Drittel der Grundschulen in

Wahrheit den Platz für die Primarschule zurzeit
nicht bieten. Natürlich haben wir dazu eine Anfrage
gestellt. Die Antwort können Sie sich denken: Die
Planungen der zuständigen Behörde sind noch
nicht abgeschlossen. Dabei war die Frage super
einfach. Die lautete schlicht: An welchen Grund-
schulen ist es möglich, die Primarschule ohne
neue Umbauten unterzubringen? In Bergedorf ha-
be ich eine Liste gemacht, habe die Schulleiter an-
gerufen und die Antworten waren sehr klar. Aber
die Schulbehörde sagt uns: Die Planungen seien
nicht abgeschlossen, man wisse das nicht. Natür-
lich weiß man das ganz genau. Natürlich gibt es
sogar schon Baukostenzahlen darüber. Aber das
wird der Öffentlichkeit nach wie vor verheimlicht
und das mit gutem Grund, denn dieser Aspekt der
Schulreform kostet sehr viel Geld, ist in Wahrheit
sinnlose Bauerei, ein sinnloses Fördervorhaben für
das örtliche Handwerk, das mit Bildung in diesem
Fall nichts zu tun hat. Da darf man, finde ich,
schon etwas mehr von der Schulbehörde erwarten
als den Standardsatz: Wir wissen es nicht. Des-
halb sollten Sie klar sagen, was solche Aspekte
zumindest ungefähr kosten und wie das technisch
gehen soll.

Ich will noch einen weiteren Punkt ansprechen,
wenn es um die Frage geht, wo eigentlich das
Geld herkommt. Da gibt es im Moment die tollsten
Ideen, wie das technisch funktionieren soll, aber
die letzte Idee, die wir da gehört haben, finde ich,
ist wirklich das Letzte. Das funktioniert dann so:
SAGA und GWG sollen den Umbau der zukünfti-
gen Schulen organisieren und finanzieren. Motto:
Der Senat spielt und baut teuer um, rechnet das
Ganze schön und bittet dann andere zur Kasse.
Ich sage ganz ehrlich, es freut uns zwar, dass ge-
rade CDU und GAL den von uns Sozialdemokraten
aufgebauten Wohnungsunternehmen so viel zu-
trauen – jahrelang haben Sie nämlich gerade diese
Unternehmen schlechtgeredet und bekämpft und
nun sollen sie für Sie die Kastanien aus dem Feuer
holen –, doch wenn die Mieter von SAGA- und
GWG-Wohnungen allein die Zeche für eine Schul-
reform zahlen müssen, wäre das wirklich der Gipfel
der Ungerechtigkeit. Eine Schulreform betrifft Kin-
der in der Elbchaussee genauso wie in der Eckern-
förder Straße in Altona-Nord und deswegen muss
sie von allen bezahlt werden. Wir sagen deshalb:
Sorgen Sie für eine redliche Finanzierung und kas-
sieren Sie für Ihre Experimente nicht bei denen ab,
die sowieso wenig haben.

(Beifall bei der SPD)

Der letzte Punkt. Wie wird dieser Veränderungs-
prozess organisiert? Ich finde, die Schulbehörde
und insbesondere die Schulsenatorin ist ein Schritt
in die richtige Richtung gegangen. Ich stehe auch
nicht hintan, das zu sagen. Allerdings darf man
auch an dieser Stelle kurz klarmachen, dass ur-
sprünglich im Koalitionsvertrag etwas ganz ande-
res versprochen war. Da heißt es nämlich noch,
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man wolle die Vertreter der Schulen verbindlich be-
teiligen. Aufgabe sei die Erstellung eines regiona-
len Schulentwicklungsplans. Auf meine Kleine An-
frage liest sich das nun mittlerweile doch ein
bisschen anders. Es ist mehr so eine Art wolkige
Ideenbörse, deren Ergebnis möglicherweise, aber
möglicherweise auch nicht von der Schulbehörde
berücksichtigt wird. Wir sagen deshalb, auch wenn
die Betroffenen offiziell keine verbindlichen Be-
schlüsse mehr fällen dürfen, hat die Schulbehörde
die Pflicht, die Vorschläge und Ideen ernst zu neh-
men und mit ihnen konstruktiv und klug umzuge-
hen. Diese Schulentwicklungskonferenzen, in die
viele Menschen Hoffnungen setzen, dürfen keine
Alibiveranstaltungen werden. Gleichzeitig sollten
Sie bei der Vorbereitung dieser Schulentwicklungs-
konferenzen zwei Geburtsfehler korrigieren.

Erstens: Kreiselternrat und Kreisschülerrat sind
nicht nur im Schulgesetz mit besonderer Bedeu-
tung ausgestattete Gremien. Diese Gremien haben
auch – anders als alle anderen Vertreter in der
Schulentwicklungskonferenz – eine regional über-
geordnete Sicht auf die Dinge. Da sitzen sonst nur
Vertreter der Schulen, die für ihre Schulen kämp-
fen. Wer diesen Mechanismus der Schulen kennt,
der weiß, dass da jeder erst einmal eisenhart dar-
um kämpft, in seiner Schule möglichst viele Schü-
ler zu haben. Kreiseltern- und Kreisschülerrat ha-
ben hier eine andere Sicht. Deshalb sagen wir,
dass wir diese Sicht brauchen. Sie sollten das drin-
gend nachkorrigieren und diese Konferenzen auch
für Vertreter dieser beiden Gremien öffnen.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens: Beteiligt werden müssen aus unserer
Sicht auch die Bezirksversammlungen. Ich bin im-
mer ein bisschen verblüfft, gerade auch vorhin von
Jens Kerstan zu hören, wie man mit dem Wort Be-
zirksverwaltung, Bezirksversammlung – nach dem
Motto, fängt beides mit "Bezirksver" an, das ist ir-
gendwie dasselbe – die Verwaltung und das Parla-
ment so lustig durcheinander wirft. Bei aller Liebe
– und da muss man ehrlich sagen, die GAL hat im-
mer für Demokratie vor Ort gekämpft –, es ist nicht
dasselbe, wenn ich das kurz sagen darf, ob je-
mand aus der Bezirksverwaltung, aus dem Be-
zirksamt kommt oder ob er ein Parlamentarier ist.
Die einen bekommen nämlich nachher die Dresche
bei den Wahlen und die anderen nicht. Deswegen
ist es allein schon ein Grund, die Bezirksversamm-
lungen zu beteiligen.

(Beifall bei der SPD)

Gerade dass die GAL da so hartleibig ist, verstehe
ich ehrlich gesagt nicht. Sie haben gesagt, diese
Gremien werden zu groß. Bei aller Liebe, ich habe
das in Bergedorf durchgerechnet, 128 sind es ver-
mutlich. Ob da jetzt noch von jeder Fraktion einer
dazu kommt, macht plus vier oder nicht. Soll das
angeblich die Arbeitsfähigkeit beschädigen? Das
ist eine wirklich alberne Diskussion. Die GAL hat

sich immer für mehr Kompetenzen in den Bezirks-
versammlungen und für mehr Demokratie vor Ort
eingesetzt. Ich will zumindest dazu raten, er-
wecken Sie nicht den Eindruck, dass diese ganzen
Versprechungen nur galten, solange Ihnen die De-
mokraten nicht in die Quere gekommen sind.

Ein letzter Punkt, der auch dafür spricht, den Be-
zirk wirklich zu beteiligen. Es ist eine unselige und
zum Glück fast ausgerottete Vorstellung, Schule
ginge nur Schüler, Lehrer und Eltern etwas an.
Schulen entwickeln sich in Wahrheit immer mehr
zu Zentren für Bildung, für Kultur, für Freizeit, zu
Zentren des Lebens im Stadtteil. Dass wir hier dar-
über reden, zeigt noch einmal, dass Schule nicht
nur eine eingemauerte Burg für wenige Menschen
ist, nämlich die Lehrer, Eltern und Schüler, son-
dern dass Schule und Bildung alle etwas angeht.
Diese Verzahnung von Schule mit Stadtteil ist ein
großes und lohnendes Projekt, das von vielen
Schulen energisch und erfolgreich vorangetrieben
wird. Unsere Forderung deshalb: Machen Sie die-
se guten Ansätze nicht zunichte, sondern fördern
Sie dieses Zusammenwachsen. Auch das spricht
dafür, Vertreterinnen und Vertreter der Bezirksver-
sammlung an diesen Gesprächen zu beteiligen.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kom-
me damit zum Schluss. Ich will klarmachen, dass
die SPD einen anderen, aus unserer Sicht einen
einfacheren und vor allem einen effektiveren Weg
gewählt hätte, wenn es darum geht, das Hambur-
ger Schulsystem umzubauen. Aber jetzt geht es
auch darum zu gucken – und auch da ist Oppositi-
on soweit konstruktiv –, dass diese Schulreform
keine schlimmen Fehler macht und dass es darum
geht, dass die Eltern und Kinder bei diesen ganzen
Veränderungen, bei Ringtausch, bei Wanderun-
gen, bei Container aufstellen im Schulhof und so
weiter nicht unter die Räder kommen. Wir sind be-
reit dazu, an der Stelle zu sagen, welche Fehler es
gibt. Wir fordern die Schulbehörde deshalb auf: Le-
gen Sie Ihre bislang geheim diskutierten Fakten
zur Primarschulreform auf den Tisch der Öffentlich-
keit, aber auch einmal auf den Tisch im Parlament.
Führen Sie Schulen zusammen, legen Sie pädago-
gische Konzepte wenigstens in Umrissen vor, sor-
gen Sie für eine redliche Finanzierung und vor al-
lem: Nehmen Sie die Schulentwicklungskonferen-
zen ernst, auch wenn Sie ihnen die juristische Be-
deutung genommen haben, so bleibt trotzdem die
moralische Pflicht, diese ersten Ideen, die sich dort
anbahnen, entsprechend behutsam und konstruk-
tiv zu bewegen. Am besten erreichen Sie das alles,
wenn Sie unserem Antrag zustimmen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Lemke.
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Dittmar Lemke CDU: Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Wir haben bereits in der Aktu-
ellen Stunde ausführlich über die Vorzüge der Pri-
marschule gesprochen. Das wiederholen wir jetzt
nicht. Hier geht es jetzt um die Große Anfrage der
SPD-Fraktion und dem Antrag zu der Drucksache.
Da muss ich sagen, Herr Rabe, bin ich schon sehr
überrascht, weil das, was Sie eben beantragt ha-
ben, in Teilen etwas anderes ist als das, was Sie
schriftlich beantragt haben. Ich frage mich, ob das
jetzt eine Abänderung Ihres ursprünglichen An-
trags sein soll, denn Sie haben gemäß Ihrem An-
trag ausdrücklich beantragt, dass der Senat zur
Sitzung des Schulausschusses über das pädago-
gische Konzept der Primarschule berichten möge.
Dann soll über die Investitionskosten berichtet wer-
den. Sie haben aber eben von ungefähren Kosten,
vom ungefähren Konzept und von anbahnenden
Ideen gesprochen. Was meinen Sie mit Ihrem An-
trag nun?

(Michael Neumann SPD: Was meinen Sie
mit Ihrem Debattenbeitrag? War ein super
Einstieg!)

Sollen sich anbahnende Ideen dargestellt werden?
Das verstehe ich nicht.

Ich werde mich jetzt einmal auf Ihren Antrag bezie-
hen, so wie Sie ihn schriftlich eingereicht haben.

Der Antrag verfügt über sechs Punkte und ich wer-
de Ihnen genau sechs Gründe für die Ablehnung
des Antrags nennen.

Erstens: Durch die regionalen Schulentwicklungs-
konferenzen sollen Empfehlungen für die örtliche
Schulstruktur entwickelt werden. Erst dann können
doch Aussagen getroffen werden, wie der Raum-
bedarf ist und wie dieser befriedigt werden kann.
Zuvor kann auch keine Aussage über Baulichkei-
ten, über Investitionen gegeben werden, da noch
nicht feststeht, welche Schule zukünftig was
macht. Wir stehen doch mitten in einem aktiven
Entwicklungsprozess und der ist noch sehr am An-
fang. Hier will die SPD schon das Ergebnis wissen,
bevor diese Konferenzen überhaupt mit ihrer Arbeit
begonnen haben. Ich finde das interessant. Viel-
leicht war das bei der SPD immer so, dass das Er-
gebnis schon vor der Untersuchung und Planung
feststand.

(Beifall bei der CDU)

An dieser Stelle ein Wort zu dem Inhalt Ihrer
Großen Anfrage. Ich denke, man muss sich doch
vorher überlegen, wenn man umfangreiche Fragen
stellt und die Behörde mit Fragen überschüttet,
was man damit erreichen will, außer einer Menge
Arbeit für die Behördenmitarbeiter.

(Ingo Egloff SPD: Das ist ein parlamentari-
sches Recht, Herr Kollege!)

– Ja, aber ich wollte schon lange einmal wissen,
wie viele Differenzierungsräume die Schule im An-

na-Susanna-Stieg hat. Es sind übrigens vier. Die
Schule Wildschwanbrook hat nur einen.

(Ties Rabe SPD: Klar, dass Sie sich ungern
mit Fakten auseinandersetzen!)

Ihre Anfrage ist reine Datenklauberei, die hinsicht-
lich der Raumsituation keinerlei Aussagekraft im
Rahmen der Planungen hat. Das ist doch das Pro-
blem dieser Großen Anfrage.

(Michael Neumann SPD: Sie meinen die
Antwort des Senats!)

Aber ich gebe Ihnen ein Beispiel, warum wir mit
den Fragen dort nichts anfangen können.

(Karin Timmermann SPD: Wieso denn? –
Michael Neumann SPD: Wieso müssen Sie
die denn beantworten?)

Ich gehe gelegentlich mit meinem Sohn auf einen
Kinderspielplatz am Isebekkanal. Von diesem Kin-
derspielplatz sehe ich in 100 Meter Entfernung die
Schule in der Bismarckstraße, die heißt, glaube
ich, Schule an der Isebek. 50 Meter entfernt sehe
ich das Gymnasium Kaifu. Diese beiden Schulen
liegen also ungefähr 100 Meter auseinander. Es ist
doch vollkommen klar, dass hier vielleicht ein ge-
genseitiger Austausch von Räumlichkeiten möglich
ist. Ganz bestimmt gibt es solch eine Möglichkeit
für Schüler in der fünften und sechsten Klasse.
Aber das können doch nur die regionalen Schul-
konferenzen feststellen, in welcher Form dort zu-
sammengearbeitet werden soll. Ich will damit nur
sagen, dass der Erkenntniswert Ihrer Großen An-
frage gleich null ist.

(Ingo Egloff SPD: Sie können sich das ja
von Herrn Rabe mal erklären lassen!)

Zweitens: Das pädagogische Konzept der Primar-
schule wird zurzeit in der Behörde erarbeitet. Auf-
grund des gemeinsamen Lernens ist Unterricht in
der bisherigen Form nur bedingt zielführend. Es
müssen also neue Instrumente geschaffen wer-
den. Ich glaube, da sind wir uns einige. Die Behör-
de wird uns ihre Ergebnisse vorlegen, wenn diese
erarbeitet sind. Sie wird diese Ergebnisse sicher-
lich nicht geheim halten.

Drittens: Im Antrag heißt es:

"Die Schulsenatorin verschweigt in einem
Schulbrief die Möglichkeit der Langform […]
und die CDU-Fraktion weist die Senatorin öf-
fentlich zurecht."

Was sollen wir mit einer solchen Aussage in Ihrem
Antrag anfangen?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Vielleicht mal
ernst nehmen!)

Genauso gut könnten Sie über das Wetter über
der Hamburger Straße lamentieren. Das ist doch in
keiner Weise zielführend zu unserem Thema, das
wir hier diskutieren.
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(Beifall bei der CDU – Ingo Egloff SPD: Ds
ist klar, dass Sie das stört, Herr Lemke!)

Viertens: Der Kreiselternrat wirkt nach dem Schul-
gesetz an der Schulplanung mit. Richtig. So wird
es auch geschehen. Die Behörde wird sich ganz
bestimmt nach Recht und Gesetz verhalten. In den
Schulentwicklungskonferenzen nehmen aber El-
ternvertreter der betroffenen Schulen teil. Die El-
ternschaft hat deshalb Mitwirkungsmöglichkeiten
und sie wird diese auch aktiv wahrnehmen. Ich se-
he das überhaupt nicht, dass hier die Elternschaft
in irgendeiner Weise ausgeschlossen wird. Im Ge-
genteil, es ist vorgesehen, auf diese Kompetenz
zurückzugreifen.

Fünftens: Die Belange der Stadtteile werden sehr
wohl in den Konferenzen berücksichtigt. Vertreter
der Bezirksämter nehmen an den Konferenzen teil.
Dass die Bezirksversammlungen Parlamente sind,
ist mir neu, das habe ich heute zum ersten Mal ge-
hört.

Sechstens: Nach Ihrem Antrag soll der Senat in
der nächsten Sitzung des Schulausschusses über
Fragen betreffend die Primarschule berichten. Hier
ist es so, dass bereits zugesagt worden ist, dass in
der Sitzung im September Fragen beantwortet
werden. Für die Sitzung des Schulausschusses im
Oktober ist eine ausführliche Selbstbefassung vor-
gesehen. Dieses wurde von den Fraktionen einver-
nehmlich festgelegt.

(Ties Rabe SPD: Dann können Sie ja zu-
stimmen!)

Dann frage ich mich, was wollen Sie mit Ihrem An-
trag eigentlich noch? – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Gwosdz.

Michael Gwosdz GAL:* Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Einerseits
danke an Herrn Rabe, dass der Beitrag etwas zur
Versachlichung und weniger zur Verbreitung von
Hektik und Unruhe beigetragen hat. Zum anderen
hat Herr Lemke sehr viele Punkte gesagt, die ge-
nau darlegen, warum wir diesen Zusatzantrag ab-
lehnen werden.

Wie Herr Lemke schon gesagt hat, ergibt die An-
frage nach dem gesamten Raumbestand und
Raumbedarf interessante Daten und Zahlen. Die
Schlussfolgerung aus der Anfrage, die sie danach
gezogen haben, haben Sie in der Anfrage selbst
schon formuliert, nämlich zu sagen, die bestehen-
den Grundschulen bieten für die Primarschulen mit
Sicherheit nicht genug Platz. Dann brauchen Sie
eigentlich auch die Anfrage nicht mehr, wenn Sie
die Antwort schon wissen oder sie selbst geben.
Sie haben die Zahlen natürlich so gelesen, dass

sie Ihre Vermutung bestätigt haben. Nur eines ha-
ben Sie dabei vergessen, wie viel Platz an wel-
chem Standort wir für Primarschulen, Stadtteil-
schulen und Gymnasien künftig benötigen. Das
können wir heute noch nicht wissen, denn das ist
gerade die Aufgabe der regionalen Schulentwick-
lungskonferenzen, die Standortfrage zu klären.

(Wilfried Buss SPD: Sie müssen auch die
Bedingungen dafür kennen!)

Wenn wir die regionalen Schulentwicklungskonfe-
renzen und ihre Aufgabe ernst nehmen wollen, so
wie Sie an uns gerade appelliert haben, dann kön-
nen wir auch nicht die Ergebnisse der regionalen
Schulentwicklungskonferenzen vorwegnehmen,
denn das wäre kein ernst nehmen der Aufgabe
dieser Konferenzen.

(Ties Rabe SPD: Fakten mögen die nicht!)

Natürlich werden die Vertreter der regionalen
Schulentwicklungskonferenzen die entsprechen-
den Zahlen, Daten und Materialien von der Behör-
de bekommen, die sie brauchen, um diese Ent-
scheidungen zu treffen. Es ist klar, dass sie nicht
aus dem Nichts heraus arbeiten werden. Das zur
Anfrage, das meiste hat Herr Lemke schon gesagt.

Wichtig ist mir – und das scheint wohl der Fall zu
sein, wie Herr Rabe gerade gesagt hat –, dass die
regionalen Schulentwicklungskonferenzen erst ein-
mal in Ruhe arbeiten können und uns dann im Mai
die Ergebnisse präsentieren, wir uns diese dann
ansehen werden und nicht Hektik und Unruhe ver-
breitet wird. Das bringt jetzt wenig.

Auch Ihr Zusatzantrag läuft in die Leere. Ihre Kritik
an der Zusammensetzung der regionalen Schul-
entwicklungskonferenzen und am Prozess verwun-
dert mich schon. Sie haben noch im vergangenen
Dezember mit der Drucksache 18/7565 den Senat
aufgefordert – ich zitiere –:

"Die Schulaufsicht und die Schulentwick-
lungsplanung zu regionalisieren"

Das ist nun geschehen. Sie haben gefordert – Zi-
tat –:

"… unverzüglich den Zeitplan für die regio-
nale Schulentwicklungsplanung vorzulegen
mit der Darstellung, wer wann beteiligt wird"

Sie haben gefordert – Zitat –:

"… die für die regionale Schulentwicklungs-
planung notwendigen Planungsgrundlagen
offenzulegen"

Das wird in den regionalen Schulentwicklungskon-
ferenzen geschehen.

(Wilfried Buss SPD: Das ist nicht gesche-
hen! Das ist ja der Punkt! – Ties Rabe SPD:
Das ist nicht geschehen!)
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Und Sie haben gefordert, die regionalen Konferen-
zen – Zitat –:

"… unverzüglich […] einzuberufen."

Auch das ist unverzüglich geschehen. Das heißt,
wir folgen nur Planungen und Vorschlägen, die Sie
in der letzten Legislaturperiode selbst gefordert ha-
ben. Sie hatten damals verlangt, die regionale
Schulentwicklungsplanung durch Eltern, Schüler,
Schulleitungen, Lehrerkollegien, die Schulaufsicht
und die bezirklichen Kompetenzen vor Ort gestal-
ten zu lassen. Genau das geschieht in einem Ver-
fahren, das alle Schulen vor Ort beteiligt mit allen
betroffenen Akteuren. Es findet keine Schulent-
wicklungsplanung in den Mauern der Bildungsbe-
hörde statt.

Über die regionalen Schulentwicklungskonferen-
zen werden genau die Akteure mit einbezogen, die
sonst nicht beteiligt werden. Statt sich darüber zu
freuen, beklagen Sie nun, dass nicht auch noch
die Akteure, die ohnehin noch auf anderen Wegen
beteiligt sind, nicht auch noch in den Schulentwick-
lungskonferenzen sitzen. Beteiligung ist gut, aber
doch nicht doppelt und dreifach.

(Gerhard Lein SPD: Wieso doppelt? Wieso
dreifach?)

Hier nun zu beantragen, was auf die Tagesord-
nung des nächsten Schulausschusses kommen
soll, ist mir unverständlich. Herr Lemke hat noch
einmal nachgetragen, dass wir uns noch vor der
Sommerpause einvernehmlich im Schulausschuss
darauf geeinigt hatten – in Anwesenheit von Frau
Senatorin Goetsch –, uns aufgrund des Vorschlags
der SPD-Vertreter mit der Grundschule Buddestra-
ße zu befassen. Da haben die Senatorin und der
Senat vorgeschlagen, diese Selbstbefassung über
die Grundschule Buddestraße auszudehnen auf ei-
ne komplette Selbstbefassung zum Thema regio-
nale Schulentwicklungskonferenzen. Wir waren al-
le dafür. Wir haben dann in unsere Terminkalender
geguckt. Frau Senatorin hat mitgeteilt, dass sie am
11. September bei der nächsten Sitzung nicht in
Hamburg sein wird. Wir waren alle damit einver-
standen, dass wir deswegen dieses Thema erst
bei der nächsten Sitzung im Oktober auf die Ta-
gesordnung nehmen. Das ist im Protokoll so fest-
gehalten. Das wissen Sie auch. Wir haben nun
aber auf dringlichen Wunsch vereinbart, dass wir
diese Selbstbefassung auf den 11. September vor-
ziehen – dann nicht in Anwesenheit der Senato-
rin – und uns dort mit dem Zustandekommen der
Schulregionen und der Organisation und Durchfüh-
rung der regionalen Schulentwicklungskonferenzen
befassen.

Mit allen weiteren Aspekten, wie dem Raumbedarf,
werden wir uns selbstverständlich auch befassen,
aber erst dann, wenn es dafür eine Diskussions-
grundlage gibt, wie die Standortempfehlungen der
Regionalkonferenzen. Insofern lehnen wir den An-

trag ab und freuen uns auf die vereinbarte Diskus-
sion im Ausschuss.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Senatorin Goetsch.

Zweite Bürgermeisterin Christa Goetsch: Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Lemke
und Herr Gwosdz haben schon im Einzelnen dar-
auf hingewiesen, dass sich Ihr Antrag auflöst, weil
die Punkte erfüllt sind. Ich will noch ein paar Dinge
verstärken und ergänzen. Es ist so, dass wir in die-
sem Monat den Planungsprozess starten, der
dann über die verschiedenen Stationen zum Som-
mer 2010 zur Einführung der Primarschule führt,
natürlich in der Kombination mit entsprechend an-
derer Unterrichtsqualität und deshalb auch beglei-
tend das Landesinstitut, begleitend natürlich die
Entwicklung der Bildungspläne und all die Arbei-
ten, die selbstverständlich in der Behörde parallel
gemacht werden, damit wir Sie im parlamentari-
schen Verfahren dazu beteiligen können.

Was ich nicht verstehe, Herr Rabe, ist, dass Sie
schon ein Ergebnis im Vorwege haben wollen.
Wenn man plant und eine breite Beteiligung initi-
iert, dann wäre das eine Alibisituation, wenn wir als
Behörde das Ergebnis schon vorgeben. Sie haben
immer wieder Pappkameraden aufgebaut, auch bei
der SAGA-GWG, und dann gleich wieder umgetre-
ten, weil Sie Dinge erfunden haben, die nirgendwo
in irgendeiner Form stehen.

Schauen Sie sich das einmal an. Die regionalen
Schulentwicklungskonferenzen sind der erste
Schritt, übrigens auch laut Empfehlung der Enque-
te-Kommission, parteiübergreifend empfohlen. Am
22. September geht es los. Innerhalb weniger Ta-
ge werden dann in allen 22 Schulregionen Auftakt-
konferenzen stattfinden und damit ist die regionale
Schulaufsicht – zweite Empfehlung der Enquete-
Kommission – auch schon umgesetzt mit diesem
Start. Damit die Beteiligten auch entsprechend ar-
beiten können, brauchen sie eine Vielzahl von In-
formationen. Die Beteiligten, die legitimierten ge-
wählten Vertreter – Eltern, Schüler, Lehrer, Schul-
leitungen –, werden selbstverständlich alle Rah-
mendaten bekommen. Sie werden aus der Behör-
de das an Datenmaterial bekommen, Herr Rabe,
das es bisher in dieser breiten Form noch nie ge-
ben hat, was notwendig ist, um planen zu können,
nämlich die Eckwerte für Primar- und Stadtteil-
schule. Das ist natürlich Voraussetzung. Das wird
am 22. September den Beteiligten der Schulent-
wicklungskonferenzen natürlich in die Hand gege-
ben. Sie werden das Kartenmaterial der Schul-
standorte bekommen. Sie bekommen umfangrei-
che Daten zu den bestehenden Schulen, Raumka-
pazitäten, Zahlen der Schülerströme. Das ist alles

466 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008

(Michael Gwosdz)



notwendige Basis und Zahlenmaterial, um arbeiten
zu können, also das, was Sie fordern.

(Wilfried Buss SPD: Genau das fordern wir!)

– Das wird doch passieren. Insofern ist ihre Argu-
mentation doch Schnee von gestern. Dass das
aufbereitet und vorbereitet werden muss, ist doch
selbstverständlich. Da sieht man doch, wie ernst
dieser Beteiligungsprozess ist.

Die Ist-Zustands-Daten der Schulgebäude, die zur
Verfügung stehen, sind sehr umfangreich, aber
das ist die Grundlage. Dann gehen die Konferen-
zen an die Arbeit. Ob dann die Planungsdaten
– das ist ja das spannende – mit den tatsächlichen
Raumkapazitäten übereinstimmen, da bin ich
selbst gespannt, weil wir alle wissen, dass die al-
ten Musterraumdaten längst überholt sind oder wie
auch immer die Räume genutzt werden, das ist
sehr unterschiedlich. Insofern bekommen Sie eine
vernünftige Datenbasis, um entsprechend arbeiten
zu können und zum Beispiel auch die Fachraum-
problematik zu diskutieren.

All das bedeutet viel Arbeit der regionalen Schul-
konferenz, aber es ist die große Chance, Herr Ra-
be, mitzugestalten und dafür braucht es den Sach-
verstand der regionalen Gegebenheiten und das
wird dann entsprechend in mehreren Monaten er-
arbeitet.

Es ist nichts geheim. Ich war bis zur Sommerpause
bestimmt schon auf 20 Veranstaltungen. Wenn ir-
gendetwas geheim wäre, würde ich mich gar nicht
allem entsprechend stellen und Rede und Antwort
stehen. Es wird mit Informationsbriefen weiterge-
hen. In einem, Herr Rabe, haben Sie recht. Dass
der Schulausschuss die Briefe nicht bekommen
hat, ist tatsächlich ein Versäumnis. Da muss man
tatsächlich Exekutive und Legislative kommunikati-
onstechnisch besser zusammenbringen. Sie sind
jetzt in dem Verteiler, zumindest habe ich veran-
lasst, dass das passiert.

Dann habe ich mit den Kreiselternräten längst ge-
tagt. Ich werde nochmals Abendveranstaltungen
mit den Elternräten der jeweiligen Schulformen
machen. Wir haben diverse Gespräche mit der
Lehrer- und Elternkammer gemacht, auch mit der
Schülerkammer. Vor allen Dingen ist es da interes-
sant, dass deren Vertreter auch noch einmal für
die Planungskonferenzen in Zusammenarbeit mit
der BSB eine Schulung bekommen. Es gibt ein
Schulungsangebot für die Eltern im Landesinstitut.
Sie werden selbstverständlich weiter unterrichtet.
So ernst nehmen wir das mit Transparenz und Be-
teiligung und so kann es dann auch zu einem kon-
struktiven Planungsprozess kommen, um diese
Ziele zu erfüllen.

Ich denke, wir stellen an diesem Punkt die gesam-
te Philosophie der Schulplanung vom Kopf auf die
Füße und werden hiermit ein Novum beginnen,
das die Beteiligung organisiert, die Sie brauchen.

Herr Rabe, wenn Sie sagen, die Schule lebt natür-
lich von anderen Einrichtungen des Stadtteils und
hat nicht mehr nur die wilhelminischen Mauern um
sich herum, dann haben Sie vollkommen recht.
Deshalb sind die Sozialraummanager der Bezirke
mit beteiligt. Die Bezirksversammlungen werden
selbstverständlich in der zweiten Phase mit betei-
ligt, wie sich das gehört, ordentliches Verfahren.
Es geht alles in den Prozess und die Kitas sind
ebenfalls dabei. Was wollen Sie mehr? – Danke.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Es mag sein,
dass es nur gefühlt ist, aber es ist eine ziemlich ho-
he Geräuschkulisse im Hintergrund und ich darf
Sie bitten, wichtige sonstige Gespräche nach drau-
ßen zu verlagern, damit wir auch im Präsidium den
Rednerinnen und Rednern folgen können. Ich dan-
ke für Ihr Verständnis.

Das Wort bekommt Frau Rugbarth.

Andrea Rugbarth SPD: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte mich kurz fassen an-
gesichts der vorgerückten Stunde. Ich finde es be-
dauerlich, dass Sie unserem Antrag nicht zustim-
men wollen, denn dies betrifft auch die Kinder aus
CDU-nahen Haushalten und nicht nur unsere Kin-
der.

(Glocke)

Vizepräsident Wolfhard Ploog (unterbrechend):
Entschuldigen Sie bitte, Frau Rugbarth. Meine Da-
men und Herren! Das war eine ernst gemeinte Be-
merkung von mir.

Frau Rugbarth, bitte.

Andrea Rugbarth (fortfahrend): – Danke, Herr
Präsident.

Wir wollen mit unserem Antrag eines erreichen und
das haben wir doch alle gemeinsam, dass die
Grundlage jeglicher Entscheidung eine fachlich
und sachlich fundierte ist und allen Kindern zugute
kommt.

Insofern ist es mir wichtig, über die raummäßige
Organisation hinaus Fragen an die Senatorin zu
stellen, insbesondere zum pädagogischen Konzept
des Ganzen. Um es Ihnen einmal zu verdeutlichen:
Wir haben in Hamburg Schulen, die hervorragend
bereits ein längeres gemeinsames Lernen prakti-
zieren, die Heinrich-Hertz-Schule in Winterhude,
die Albert-Schweitzer-Schule in Klein Borstel oder
auch die Max-Brauer-Schule in Altona – Frau Se-
natorin, Sie kennen sie bestens. Diese Schulen ar-
beiten bereits nach dem Prinzip des längeren ge-
meinsamen Lernens. Diese Kollegen vor Ort ha-
ben unter einem sehr großen persönlichen Kraft-
und Zeitaufwand pädagogische Konzepte einge-
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führt. Möchten Sie, dass dieses jetzt so verallge-
meinert wird? Ich möchte genau wissen, welche
Zeitkontingente Sie zum Beispiel im Lehrerarbeits-
zeitmodell für diese Weiterbildung vorsehen. Das
Zeitkontingent bedeutet auch Geld, Frau Senato-
rin, und über solche Sachen möchte ich im Vorfeld
einmal informiert werden, damit man vielleicht ge-
meinsam konstruktiv darüber nachdenken kann.

Insofern ich bin sehr traurig, dass wir zu wenige In-
formationen erhalten. Was Sie genannt haben
– Eckwerte, Kartenmaterial –, bezieht sich nur auf
Räume, aber es geht ja um wesentlich mehr als
nur um Räume.

(Beifall bei der SPD)

Wieso man auf den regional vorhandenen Sach-
verstand verzichten will, leuchtet mir nicht so rich-
tig ein. Denken Sie doch einmal darüber nach, die
Kreiselternräte einzubeziehen; hier ist Sachver-
stand vorhanden. Diese haben den Überblick über
alle Schulen jenseits von partikular vordergründi-
gen schulischen Einzelinteressen. Man sollte nicht
unterschätzen, was da an Potenzial hilfreich für
diese Reform sein kann.

Unser Antrag beinhaltet keine rein aus der Opposi-
tion heraus politisch motivierten, piksenden Forde-
rungen; das sind Mindestvoraussetzungen für eine
Reform. Die hieraus resultierenden Informationen
machen es uns einfacher, das Ganze zu begleiten,
also unterstützen Sie es bitte.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Herr Freistedt,
bitte.

Marino Freistedt CDU:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich möchte ganz kurz auf mei-
ne Vorrednerin eingehen. Ich halte es für wichtig,
dass in dem vorgelegten Konzept auch die Frage
sehr deutlich wird, wie wir mit den Betroffenen um-
gehen. Wir wollen ein transparentes System und
das bedeutet im Endeffekt, mit den Schulen, mit
den Betroffenen anzufangen. Eltern und Schullei-
tungen werden gehört und wir wollen zunächst
nicht zu den Mittelinstanzen kommen. Die haben
natürlich das Recht, uns beziehungsweise den
Kommissionen, den verschiedenen regionalen
Schulentwicklungsgremien und Ihnen als Abgeord-
nete ihre Meinung schriftlich mitzuteilen. Erst wenn
diese Gremien tagen und ihre Richtungen mit vor-
geben, ist es sicherlich an der Zeit nachzufragen,
wie es überregional aussieht. Ich sehe da über-
haupt keinen Widerspruch und möchte wirklich
darum bitten, nicht einen künstlichen Streit zu
schaffen, als wollte diese Regierung nicht mit ge-
wählten Elternräten zusammenarbeiten. Ganz im
Gegenteil, uns liegt das Interesse der einzelnen
Schulen sehr am Herzen

(Wilfried Buss SPD: Das haben Sie jetzt erst
neu gelernt!)

und Frau Senatorin hat eben auch darauf hinge-
wiesen, wie wir das machen.

Eine zweite Sache darf ich hier ganz kurz erwäh-
nen. Natürlich gehen wir vom Ist-Zustand aus. Der
ist wichtig und Sie haben danach gefragt. Aber es
gibt schon einen anderen Blickwinkel unserer Ko-
alition als den, der von den LINKEN und jetzt auch
von der SPD hier vorgetragen wurde. Wir sagen
nicht, als erstes muss der Staat vorgeben und ent-
scheiden, sondern wir wollen von unten herauf,
von den Schulen, von den Eltern hören, welche
Möglichkeiten es gibt und wie wir diese Möglichkei-
ten in pädagogische Konzepte umwandeln können
und nicht umgekehrt, dass der Staat vorgibt, diese
und jene Räume sind da und ihr, liebe Eltern, habt
euch darauf einzustimmen. Das ist eben der Unter-
schied, wir fangen von unten an und nicht von
oben, das ist ganz wichtig.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Es ist dann – ich finde es richtig, dass wir das eben
auch in einer sehr sachlichen Weise gemacht ha-
ben – natürlich auch eine pädagogische Frage. Da
sehen wir sicherlich in den Schulen Bedarf und es
haben in den letzten drei, vier Monaten durchaus
nicht nur strittige Diskussionen in den einzelnen
Schulformen stattgefunden, um sich auf den Weg
des längeren gemeinsamen Lernens, der Einfüh-
rung der Primarschule, zu begeben, sondern es
hat viele Gespräche, viele Diskussionen gegeben
und sie haben schon pädagogische Initiativen aus-
gelöst.

Wenn wir all dieses jetzt sehen, dann ist das, was
Sie als Bedenken vortragen und möglicherweise
auch müssen, bei Weitem nicht so bedeutsam wie
das, was wir gemeinsam seit der Enquete-Kom-
mission beschlossen haben, dass wir nämlich die-
se Schulen gemeinsam und in Ruhe voranbringen.
Wir haben acht Monate Zeit und dann werden wir
Politiker, werden die einzelnen Gremien die Ergeb-
nisse erhalten. Die Behörden und Bezirke werden
diese Ergebnisse diskutieren und damit können wir
zufrieden sein.

Meine Damen und Herren! Wir haben Vertrauen in
das Vorgehen dieses Senats und werden deshalb
Ihren Antrag ablehnen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Gibt es weitere Wortmeldungen? Das
sehe ich nicht. Dann komme ich zur Abstimmung.

Wer möchte den SPD-Antrag aus der Drucksache
19/989 annehmen? – Gegenprobe. – Stimmenthal-
tungen? – Das ist mehrheitlich abgelehnt worden.
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Dann stelle ich fest, dass die Große Anfrage,
Drucksache 19/448, besprochen worden ist.

Ich rufe dann den Punkt 52 der Tagesordnung auf,
Antrag der Fraktionen der GAL und CDU: Ankopp-
lung des Blindengeldes an die Rentenentwicklung
– daher Änderung des § 2 Absatz 1 des Hamburgi-
schen Blindengeldgesetzes.

[Antrag der Fraktionen der GAL und der CDU:
Ankopplung des Blindengeldes an die Renten-
entwicklung – daher Änderung des § 2 Absatz 1
HmbBlinGG
– Drs 19/930 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Sozial- und Gleichstellungsausschuss über-
weisen.

Wer wünscht das Wort? Herr von Frankenberg, bit-
te.

Egbert von Frankenberg CDU: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Mit diesem Antrag wol-
len wir rückwirkend zum 1. Juli in Hamburg das
Blindengeld erhöhen. Wir wollen es an die allge-
meine Entwicklung der Renten in Deutschland an-
passen. Das ist eine Steigerung um 1,1 Prozent.
Das Blindengeld als solches ist ein einkommens-
und vermögensunabhängiger Nachteilsausgleich
für Blinde und schwer sehbehinderte Menschen,
das aus Landesmitteln bestritten wird. Die Gesamt-
ausgaben in Hamburg betragen etwa 13,5 Millio-
nen Euro. Darüber hinaus gibt es auch noch An-
sprüche auf ergänzende Blindenhilfe.

Vom Umfang her betrifft das zurzeit knapp 3000
Menschen. Die Zahl ist insgesamt in den letzten
Jahren leicht abnehmend und die Erhöhung als
solches hat den Sinn und Zweck, die Geldentwer-
tung aufzufangen. Sie soll sie ausgleichen und das
wollen wir nicht nur in diesem Jahr einmalig ma-
chen, sondern in Zukunft jährlich jeweils zum 1. Ju-
li an die aktuelle Rentenentwicklung anpassen. Ich
denke, dass das eine gute Lösung ist, die den
Menschen auch hilft.

Das Überweisungsbegehren der SPD hingegen
werden wir ablehnen, weil wir die Erhöhung als
solches nicht unnötig verzögern wollen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Grund.

Uwe Grund SPD:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die eben vorgestellte Dynamisierung
des Blindengeldes bedeutet, dass das Blindengeld
in diesem Jahr ab 1. Juli um 5 Euro steigt; das ist
eine gute Nachricht. Es ist wenig, aber es ist eine
gute Nachricht. Schön ist, dass die CDU dazuge-

lernt hat, denn vor wenigen Jahren wurde die Dy-
namisierung des Blindengeldes abgelehnt. Noch
viel schlimmer ist, dass das Blindengeld in Ham-
burg dramatisch gekürzt wurde, nämlich um fast
ein Viertel im Jahre 2004.

(Frank Schira CDU: Raten Sie mal, warum!)

Dieses Ergebnis hat dazu geführt, dass ganz viele
blinde Menschen in große Schwierigkeiten gekom-
men sind, weil sie die Benachteiligungen, die durch
ihre Behinderung entsteht, in irgendeiner Form
ausgleichen müssen. Das hat vor allem mit dem
Thema Lesen, mit dem Thema Verkehr, mit dem
Thema Unterstützung im Zusammenhang mit den
Lebensumständen eines blinden Menschen zu tun.

Diese Kürzung ist von uns damals heftig kritisiert
worden und inzwischen ist der Wert des Blinden-
geldes von damals noch 448 Euro natürlich weiter
durch die Inflationsrate entwertet worden. Die An-
passung an die Rentenerhöhung wird das mildern,
aber wir alle wissen, wie das mit den Rentenerhö-
hungen aussieht; von Ausgleich der Inflationsrate
kann in diesem Jahr keine Rede sein.

Ich will das ein bisschen dramatisieren, um Ihnen
deutlich zu machen, was es bedeutet. Wenn wir in
gleichem Umfang in Fünf-Euro-Schritten das Blin-
dengeld anheben, dann müssen wir das 26 Jahre
lang tun, um wieder da anzukommen, wo wir 2004
einmal waren. Das macht deutlich, dass das eine
gute Tat ist, aber die üble Tat viel schlimmer war
und die Menschen darunter heute noch leiden.

(Beifall bei Gerhard Lein SPD)

4,5 Millionen Euro sind pro Jahr eingespart wor-
den. Das heißt, in knapp fünf Jahren sind zulasten
der blinden Menschen in Hamburg, verantwortet
durch den CDU-geführten Senat, über 20 Millionen
Euro eingespart worden; das darf man nicht ver-
gessen. Ansonsten werden wir Ihrem Antrag zu-
stimmen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Frau Gregersen.

Martina Gregersen GAL: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Blinde Men-
schen haben aufgrund ihrer Beeinträchtigung er-
hebliche Mehrbedarfe als wir Sehenden. Wenn ich
irgendwo einmal ganz schnell hin möchte, dann
kann ich aufs Fahrrad springen oder habe die Opti-
on, das Auto zu nutzen. Ein blinder Mensch hat
diese Möglichkeit nicht, er muss sich fahren las-
sen, er ist darauf angewiesen, dass ihn jemand
fährt oder dass er ein Taxi nimmt oder man ihm
den unbekannten, noch nicht gelernten Weg zeigt.

Das alles gibt es nicht zum Nulltarif. Um diese
Nachteile und die Folgekosten der Erblindung aus-
zugleichen für die Bedarfe an Hilfsmitteln wie zum
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Beispiel Putzhilfe, Schreib- und Lesehilfen oder be-
sondere Computer gibt es das Blindengeld.

Das Blindengeld ist 2005 gekürzt worden und wir
fanden es nicht fair, das gebe ich zu. Wir hatten
andere Vorschläge gemacht, die nicht angenom-
men wurden, aber wir haben uns in den Koalitions-
verhandlungen dafür eingesetzt, dass wenigstens
die Dynamisierung wieder eingeführt wird. Wenn
ich jetzt einmal gucke, wie wenig Blindengeld in ei-
nigen anderen Bundesländern gezahlt wird oder
wie stark die Kürzungen dort sind – Herr Grund,
ich gucke einmal in die SPD-regierten Länder
Brandenburg, Bremen, Sachsen-Anhalt –, so zah-
len die alle weniger oder es wurde unter der SPD-
Regierung erheblich gekürzt.

Laut Aussagen – ich bin froh, dass die Zahl der
Betroffenen erheblich gesunken ist – des Hambur-
ger Blindenverbandes bezogen 2007 rund 2990
Menschen in Hamburg Blindengeld. Für diese
knapp 3000 Menschen freut es mich sehr, dass wir
uns als GAL bei den Koalitionsverhandlungen
durchsetzen konnten und nun die Ankopplung des
Blindengeldes an die Rentenentwicklung wieder
rückgängig machen können. Viele andere Länder
haben diese Dynamisierung und auch die Ankopp-
lung an die Rentenentwicklung bereits gestrichen,
auch in Bundesländern, in denen die SPD regiert.

Wenn wir also heute diesen Antrag beschließen,
dann erhalten die blinden Menschen in Hamburg
rückwirkend eine Blindengelderhöhung, denn die
Rente ist schon zum 1. Juli um 1,1 Prozent gestie-
gen. Herr Grund hat es eben richtig gesagt, es
sind nur 5 Prozent

(Uwe Grund SPD: 5 Euro!)

– es sind nur 5 Euro, richtig –, aber es ist ein Si-
gnal. Es ist erstens das Signal, dass es im Sozial-
bereich nicht immer nur bergab geht, und es ist
das Signal, dass es jährlich steigen kann und es ist
auch ein Signal, das vielen blinden Menschen
Hoffnungen gibt

(Christiane Schneider DIE LINKE: Auf was
denn?)

und die sich wirklich darüber gefreut haben, dass
man sie nicht vergessen hat.

Wenn wir ehrlich sind, geben wir das Geld für blin-
de Menschen nicht nur in diesem Bereich aus. Die
Stadtgestaltung wird sich auch verändern. Jeder
Umbau, den wir im öffentlichen Nahverkehr vor-
nehmen, muss barrierefrei erfolgen. Wenn wir Sha-
red Spaces bauen, dann bauen wir auch Blinden-
leitsysteme ein. Wir werden die Betreuung für be-
hinderte Kinder und Jugendliche verbessern, wir
wollen also nicht nur eine Gruppe von Behinderten
immens bevorteilen, wir wollen ihnen ein Zeichen
geben und etwas Gutes tun, aber auch die ande-
ren Menschen mit Benachteiligungen nicht verges-
sen.

Wenn wir jetzt für die Wiedereinführung der Dyna-
misierung stimmen, dann ist das ein tolles Signal.
Ich würde mich freuen, wenn Sie zustimmen wür-
den und wir gemeinsam beschließen könnten das
zu machen, was andere Bundesländer bereits auf-
gegeben haben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Das Wort be-
kommt Herr Joithe-von Krosigk.

Wolfgang Joithe-von Krosigk DIE LINKE: Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Die damalige
CDU-Regierung in Hamburg hat das Blindengeld
für Erwachsene von 585 Euro auf 448 Euro ge-
senkt. SPD und GAL waren damals entschieden
dagegen und die ehemalige sozialpolitische Spre-
cherin der GAL, Martina Gregersen, die gerade ge-
sprochen hat, äußerte damals, das Vorgehen des
Senats sei nicht notwendig und unverantwortlich.
Das hört sich dann heute ein bisschen anders an
mit dem Begriff: Ein tolles Signal,

(Martina Gregersen GAL: Das ist es auch!)

dass das Blindengeld jährlich steigen könnte. Und
bei könnte muss man aufhorchen, denn wenn die
Renten nicht entsprechend steigen, dann wird
auch das Blindengeld nicht steigen und es wird
keinesfalls, wie gewünscht, an die Kostensteige-
rung angepasst sein.

Jetzt soll also das erheblich herabgesetzte Blin-
dengeld jährlich zum 1. Juli an die Rentensteige-
rung angepasst werden. Das waren in diesem Jahr
sage und schreibe nicht 5 Prozent – das haben wir
schon geklärt –, sondern 1,1 Prozent, also 5 Euro.
Dann gibt es Vergleiche mit dem Arbeitslosengeld
II, das ähnlich sinnvoll – in Anführungszeichen –
angepasst wird. Die Geldentwertung kann damit
nicht ausgeglichen werden.

Dieser Antrag hebt zwar das Einfrieren des Blin-
dengeldes auf, schreibt aber die als nicht notwen-
dig und unverantwortlich bezeichnete Kürzung fort.
Ich sage ganz entschieden: Das ist die Sozialpolitik
der neuen Grünen in Hamburg. Gestern standen
im Sozial- und Gleichstellungsausschuss die An-
träge von SPD und LINKE für ein Sozialticket und
die Anhebung der Regelsätze für Sozialhilfeemp-
fänger auf der Tagesordnung. Diese Anträge wur-
den von der schwarz-grünen Mehrheit niederge-
stimmt wie auch der in der vorangegangenen Sit-
zung von uns geforderte Armuts- und Reichtums-
bericht. Grün blinken und schwarz fahren ist der
sozialpolitische Leitsatz der neuen Linken.

(Jens Kerstan GAL: Das Sozialticket ist ge-
rade im Haushaltsausschuss dran!)

Die LINKE wird sich unter Einbeziehung der Be-
troffenen und der Verbände für eine tatsächliche
Erhöhung des Blindengeldes einsetzen. Von Mo-
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gelpackungen à la Schwarz-Grün haben wir schon
genug. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Wolfhard Ploog: Meine Damen
und Herren! Gibt es weitere Wortmeldungen? Das
sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/930 an den Sozial- und Gleichstellungsaus-
schuss zu? – Gegenprobe. – Stimmenthaltun-
gen? – Das ist mehrheitlich abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Wer
möchte dem gemeinsamen Antrag von GAL- und
CDU-Fraktion folgen und das darin aufgeführte
Vierte Gesetz zur Änderung des Hamburgischen
Blindengeldgesetzes beschließen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig so ge-
schehen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht. Wer will das soeben
in erster Lesung beschlossene Gesetz in zweiter
Lesung beschließen? – Gegenprobe. – Stimment-
haltungen? – Das ist ebenfalls einstimmig be-
schlossen. Damit ist das Gesetz auch in zweiter
Lesung und somit endgültig beschlossen worden.

Wir kommen dann zu Punkt 49 der Tagesordnung,
Antrag der CDU-Fraktion: Implementierung einer
abgestimmten Landes- und Regionalplanung für
die Metropolregion Hamburg durch Schaffung ei-
ner Gemeinsamen Planungskonferenz der Metro-
polregion Hamburg.

[Antrag der Fraktion der CDU:
Implementierung einer abgestimmten Landes-
und Regionalplanung für die Metropolregion
Hamburg durch Schaffung einer Gemeinsamen
Planungskonferenz der Metropolregion Ham-
burg
– Drs 19/927 –]

Mir ist mitgeteilt worden, dass einvernehmlich auf
eine Debatte verzichtet werden soll.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/927 federführend an den Stadtentwicklungsaus-
schuss und mitberatend an den Wirtschaftsaus-
schuss zu? – Gegenprobe. – Stimmenthaltun-
gen? – Das ist mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich lasse jetzt in der Sache abstimmen. Wer möch-
te den CDU-Antrag aus der Drucksache 19/927
annehmen? – Gegenprobe. – Stimmenthaltun-

gen? – Das ist mehrheitlich so beschlossen wor-
den.

Dann kommen wir zu Punkt 9 der Tagesordnung,
Große Anfrage der SPD-Fraktion: Medizinische
Versorgung Obdachloser.

[Große Anfrage der Fraktion der SPD:
Medizinische Versorgung Obdachloser
– Drs 19/601 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Sozial- und Gleichstellungsausschuss über-
weisen.

Wer wünscht das Wort? Frau Bekeris.

Ksenija Bekeris SPD: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Wer den
Präsidentschaftswahlkampf in den USA verfolgt,
dem dürfte nicht entgangen sein, für welches
Wahlversprechen die demokratischen Rednerin-
nen und Redner den meisten Applaus ernten, es
ist das Versprechen einer Krankenversicherung für
alle. Wofür Barack Obama in den USA noch wirbt,
wurde bei uns durch die SPD-Ministerin Ulla
Schmidt bereits durchgesetzt. Das Ziel, dass jede
Bürgerin und jeder Bürger im Krankheitsfall abgesi-
chert ist, konnte im Rahmen der Bundesgesund-
heitsreform durch das GKV-Wirtschaftlichkeitsstär-
kungsgesetz weitgehend umgesetzt werden. Er-
reicht wurde dies durch eine umfassende Versi-
cherungspflicht.

Theoretisch muss also niemand ohne medizinische
Versorgung sein. Nun ist es auch unsere Aufgabe
als Landesparlament, die praktische Umsetzung
der Gesetzgebung zu begleiten und hier muss ein
besonderes Augenmerk auf die Schwächsten der
Gesellschaft gelegt werden.

Wir alle wissen, dass Wohnungslosigkeit sowohl
körperlich als auch psychisch ein deutlich erhöhtes
Krankheitsrisiko darstellt. Dazu kommt, dass
Krankheit für Obdachlose aufgrund ihrer Lebenssi-
tuation sehr schnell sehr gefährlich werden kann.
Trotzdem hören wir immer wieder von Fällen, in
denen Obdachlose keine medizinische Versorgung
erhalten, denn Obdachlose haben Probleme, ihren
Rechtsanspruch auf eine Krankenversicherung
durchzusetzen.

(Vizepräsident Wolfgang Joithe-von Krosigk
übernimmt den Vorsitz.)

Dafür gibt es verschiedene Gründe wie zum Bei-
spiel fehlende Möglichkeiten, versicherungsrele-
vante Unterlagen aufzubewahren, psychische Be-
einträchtigung oder auch Schamgefühle. Trotz die-
ser Probleme muss in einer reichen Stadt wie
Hamburg nach einer Möglichkeit gesucht werden,
eine medizinische Versorgung für alle sicherzustel-
len.
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(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Das ist die Meinung meiner Fraktion, aber leider
nicht die des Senats. Die Antwort des Senats auf
die Große Anfrage meiner Fraktion könnte man so
zusammenfassen: Zwar gibt es Personen, die me-
dizinisch nicht versorgt werden, darüber haben wir
aber keine Zahlen. Die Zahlen aber, die wir haben,
zeigen keinerlei Probleme auf, also besteht kein
Handlungsbedarf.

Meine Damen und Herren! Wer die Augen vor der
Realität verschließt, der sieht auch keine Proble-
me.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Schätzungen aus der Szene gehen davon aus,
dass etwa 20 Prozent der Obdachlosen keine
Krankenversicherung haben. Die kalte Jahreszeit
steht bevor und jetzt ist noch Zeit, um in der medi-
zinischen Versorgung Fortschritte zu erreichen.
Deshalb beschäftigen wir uns hier und heute mit
diesem Thema und deshalb möchte ich die Bürger-
schaft eindringlich darum bitten, die Anfrage an
den Sozial- und Gleichstellungsausschuss zu über-
weisen.

Wir haben zwei Möglichkeiten, die medizinische
Versorgung obdachloser Menschen zu verbessern.
Zum einen können wir die bürokratischen Hürden
so gering wie möglich halten, zum anderen können
wir uns Gedanken machen, wie eine medizinische
Erstversorgung aussehen muss, die auch tatsäch-
lich bei den Obdachlosen ankommt und in der La-
ge ist, eine Brücke ins Regelsystem zu schlagen.
Beide Möglichkeiten zieht der Senat nicht in Be-
tracht.

Ein Beispiel für eine unnötige bürokratische Hürde
für Obdachlose ist die Praxisgebühr und die Zu-
zahlung zu Medikamenten, Heil- und Hilfsmitteln.
Die gesetzlichen Krankenkassen haben die Mög-
lichkeit, ihren Versicherten eine Befreiungsbe-
scheinigung gegen Vorauszahlung der maximalen
Zuzahlung auszustellen. Obdachlose können diese
Möglichkeit ebenfalls nutzen, wenn der Träger der
Sozialhilfe die Zuzahlung der Höchstbeträge im
Darlehen übernimmt. Die Rückzahlung erfolgt in
Teilbeträgen über eine Einbehaltung der Hilfe zum
Lebensunterhalt. Eine finanzielle Mehrbelastung
hat der Sozialträger also nicht und trotzdem wird
von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht.

(Uwe Grund SPD: Ganz schlecht!)

Gerade einmal drei Fälle kennt der Senat, in de-
nen ein solches Darlehen im ambulanten Bereich
gewährt wurde. Die Begründung dafür ist, die Zu-
zahlung müsse bereits angefallen sein, bevor ein
Darlehen gewährt werden könne. Meine Damen
und Herren, ist das Ihr Ernst? Wie soll eine Zuzah-
lung getätigt werden, wenn keinerlei Rücklagen

vorhanden sind? Die gesetzliche Möglichkeit eines
Darlehens wird durch Ihre juristische Interpretation
der Gesetzeslage konterkariert.

(Beifall bei der SPD und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Lassen Sie uns dieses im Ausschuss diskutieren,
denn hier muss eine Lösung im Sinne der Betroffe-
nen gefunden werden. Grundsätzlich muss zudem
überlegt werden, wie die medizinische Versorgung
für Obdachlose verbessert und finanziell gestärkt
werden kann. Ein positives Beispiel ist das Land
Nordrhein-Westfalen. Hier haben sich Gesund-
heitsministerium, Krankenkassen, Kassenärztliche
Vereinigung und die kommunalen Spitzenverbän-
de auf ein gemeinsames Finanzierungskonzept
verständigt, um die medizinische Erstversorgung
wohnungsloser Menschen zu verbessern. Es ist zu
prüfen, ob ein ähnliches Modell auch in Hamburg
durchsetzbar und umsetzbar wäre. Mein Kollege
Uwe Grund hat dieses Modell bereits Ende letzten
Jahres angesprochen. Nun liegt die erste Auswer-
tung vor, also eine gute Gelegenheit für den Aus-
schuss, sich damit zu befassen.

Meine Damen und Herren! Wir haben heute den 3.
September. Lassen Sie uns noch vor dem Winter
einen Schritt hin zu einer besseren medizinischen
Versorgung für Obdachlose machen. Stimmen Sie
für eine Überweisung der Anfrage an den Sozial-
und Gleichstellungsausschuss. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat die Abgeordnete Fischer.

Lydia Fischer CDU:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Das war eine sehr engagierte
Rede, das zeugt von Engagement und das ist
auch gut so.

(Beifall bei der SPD)

Nur die Sichtweite und die Sichtweise ist natürlich
in den einzelnen Fraktionen unterschiedlich. Ich
werde jetzt einmal über unsere Sichtweise und
Einstellung zu dieser Thematik sprechen.

Wir haben hier schon viel diskutiert und unsere Er-
fahrung zeigt, dass Obdachlosigkeit ein ernstzu-
nehmendes Problem ist. Aber wir haben ein her-
vorragendes Fachstellenkonzept entwickelt und
dadurch in den letzten Jahren die Arbeitslosigkeit
sehr verringert. Das ist ein großer Erfolg und das
ist gut so.

(Beifall bei der CDU)

Und dieses Konzept, das jetzt greift, wird von vie-
len Fachleuten auch sehr gelobt und der Erfolg ist
eingetreten. Ich muss sagen: Das freut uns und
das ist gut so.

472 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 10. Sitzung am 3. September 2008

(Ksenija Bekeris)



Die medizinische Versorgung, die Sie ansprechen,
ist natürlich auch ein Teilbereich, mit dem wir uns
befassen und beschäftigen. Auch hier, meinen wir,
greift ein Hilfesystem. Vielleicht kann in dem einen
oder anderen Fall noch etwas verbessert werden,
davon gehen wir auch aus. Aber im Großen und
Ganzen sagen wir: Hier greift etwas, denn die Ob-
dachlosen haben Zugang zu den Krankenkassen.
Jeder Obdachlose kann einen Antrag stellen und
kann wieder in seine Krankenkasse aufgenommen
werden.

(Uwe Grund SPD: Das wissen wir schon!)

– Das wissen wir und das ist auch gut so.

Für die 10 Euro, die gezahlt werden müssen, sind
Ulla Schmidt und eventuell auch Olaf Scholz zu-
ständig, denn die haben grundsätzlich nicht vorge-
sehen, Obdachlose davon zu befreien. Da müssen
Sie sich schon an Ihre SPD-Vertreter wenden.

(Uwe Grund SPD: Das ist ja Quatsch!)

Sie sprechen einige Details an, und zwar stellen
Sie darauf ab, Praxisgebühren durch vorausge-
zahlte Darlehen zu ersetzen. Sie wissen, dass der
Bundesgesetzgeber bei der Praxisgebühr keine
Ausnahme für Obdachlose vorgesehen hat. Aller-
dings bestätigt die Ärztekammer Hamburg, dass in
derartigen Fällen eine Vielzahl niedergelassener
Ärzte auf die Praxisgebühr verzichtet und die Be-
handlung gleichwohl abgerechnet werden kann.
Ein Bedarf an Darlehensgewährung, der wiederum
aus bundesgesetzlichen Gründen im Voraus nicht
möglich ist, dürfte daher nicht bestehen. Soweit
dieses gesetzlich zulässig ist, macht der Senat von
Darlehensmöglichkeiten im Interesse der Betroffe-
nen Gebrauch. Dieses gilt für die Zuzahlung bei
stationärer Versorgung und bei hohem Bedarf
chronisch Kranker am Jahresbeginn. Die Durch-
führung, für die im Übrigen das Bezirksamt Mitte
zuständig ist, ist nicht zu beanstanden.

Sie sorgen sich weiter, dass Obdachlose diese
10 Euro bezahlen müssen. Das haben wir eben
besprochen. In diesem Punkt müssen Sie initiativ
werden, nicht wir. Tun Sie es, Sie hätten es schon
lange machen können, damit sich eine Verbesse-
rung einstellen kann. Sie gehen auch davon aus,
dass praktisch die Kostenübernahme durch Darle-
hen verbessert wird. Auch da, das haben wir schon
gesagt, haben wir eine andere Sichtweise. Wir
denken auch bis auf Ausnahmen, dass unsere Ob-
dachlosen gut versorgt sind und gut ins Regelsys-
tem eingeführt werden können. Wir sind auch ger-
ne bereit, noch einmal mit Ihnen über die proble-
matischen Fälle, die es in Hamburg gibt, zu spre-
chen oder Initiativen vorzubereiten.

(Dirk Kienscherf SPD: Wo denn?)

Diese Anfrage lehnen wir aber erst einmal ab.
– Danke schön.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat die Abgeordnete Artus.

Kersten Artus DIE LINKE:* Herr Präsident, sehr
geehrte Herren und Damen! Der Senat schließt
seine Antwort auf die Große Anfrage mit dem Satz:

"Die Optimierung der medizinischen Versor-
gung Obdachloser ist darüber hinaus ein
permanenter [Optimierungs-]Prozess."

Dieser Satz klingt wie ein Mantra. Je öfter ich ihn
vor mir hersage, desto mehr möchte ich ihn glau-
ben. Da ich zu den Menschen gehöre, die nur das
glauben, was sie auch sehen, schmecken, riechen
und fühlen können, beziehungsweise an das, was
ihnen glaubwürdig, stichhaltig und nachweisbar
dargelegt wurde, bleiben Zweifel und die sind nicht
gering.

(Uwe Grund SPD: Das ist ja ein er-
schreckendes Weltbild!)

Da ich Sie gerne in die Lage versetzen möchte,
meinen Unglauben nachzuvollziehen, bitte ich um
Ihre Aufmerksamkeit. Das Einzige, das dem Senat
nämlich zu einer spezifischen Gruppe – zu ob-
dachlosen Frauen – einfällt, obwohl in der Großen
Anfrage mehrfach gezielt nach ihnen gefragt wur-
de, ist der Tagestreff Kemenate. Interessiert sich
der Senat nicht für obdachlose Frauen? Dieser
Eindruck entsteht. Frauen sind für den Senat nur
ein Randphänomen des Randphänomens Obdach-
losigkeit – gepaart mit einer Menge Unwissen.
Mich würde es mehr als nervös machen, wenn ich
über diese Gruppe Menschen so wenig wüsste wie
der Senat. Ich finde es verantwortungslos, dass
Sie sich nicht detailliert mit der Situation woh-
nungsloser Frauen beschäftigt haben. Sie schrei-
ben selbst, dass Ihnen Daten für eine qualifizierte
Schätzung nicht vorliegen, nach denen Sie die An-
zahl obdachloser Frauen und auch Männer bestim-
men beziehungsweise feststellen könnten, wie vie-
le von ihnen keine Krankenversicherung haben.

Dann hören Sie sich jetzt einige Zahlen und Fak-
ten an, die ich in nur wenigen Tagen zusammen-
getragen habe. Tatsächlich gibt es in Hamburg nur
Kemenate, wo sich ausschließlich wohnungslose
Frauen anonym aufhalten können und niedrig
schwellige Angebote erhalten. Das bedeutet im
Zweifel weite Wege, zu weite Wege, um sich Hilfe
zu holen. Also ist selbst das niedrig schwellige An-
gebot von Kemenate für viele obdachlose Frauen
zu hoch schwellig, um es zu erreichen. Aber
Schwarz-Grün hatte nichts Besseres zu tun, als
unser Sozialticket abzulehnen, das es immerhin
leichter möglich gemacht hätte, in die Charlotten-
straße zu Kemenate zu fahren.

Wie viele wohnungslose Frauen gibt es in Ham-
burg? Niemand weiß es. Eine Behördenerhebung
aus dem Jahr 2002 ging von rund 280 Frauen aus.
Das ist ein zu alter Wert, um ihn zu nutzen. Er dürf-
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te auch vor sechs Jahren schon weit unter der
Realität gelegen haben. Vier Sozialpädagoginnen
in Teilzeit betreuen bei Kemenate täglich zwischen
30 und 40 Frauen. Jeden Tag kommen neue dazu.
Jährlich kommt es zu 6 000 Einzelkontakten.

Was sind das für Frauen? Die überwiegende An-
zahl der Frauen ist als Teenager in die Wohnungs-
losigkeit geraten. Die schulische und berufliche
Qualifikation ist in der Regel gering. Obdachlose
Frauen fallen weniger auf, denn sie legen in der
Regel sehr viel Wert auf ein gepflegtes Erschei-
nen. Die meisten obdachlosen Frauen sind ledig
und zwei Drittel haben Kinder, die teilweise bei an-
deren Menschen leben. Bei Frauen ist die verdeck-
te Wohnungslosigkeit ein großes Problem. Viele
wohnen ohne mietrechtliche Absicherung bei Be-
kannten, was häufig mit sexuellen Gegenleistun-
gen verbunden ist. Was obdachlose Männer von
Frauen unterscheidet, sind vor allem die Gewalter-
fahrung und die sexuelle Ausbeutung.

Kommen wir zu der Frage der medizinischen Ver-
sorgung. Bis zu 80 Prozent aller Obdachlosen gel-
ten als psychisch krank, Suchtkrankheiten einge-
schlossen. Das Problem ist nur zum Teil die Kran-
kenversicherung. Sich um Zuzahlungen für Medi-
kamente, eine Brille oder neue Zähne zu küm-
mern, bedeutet für Obdachlose, zudem für psy-
chisch Kranke – vier von fünf sind es –, eine Hür-
de, die sie nur selten überwinden. Das, was in der
Großen Anfrage als medizinisches Angebot darge-
stellt wird, reicht allenfalls als erste Hilfe für ob-
dachlose Menschen aus. Es fehlt insbesondere die
Darstellung, wie die medizinische Versorgung auf
alleinstehende Frauen mit Kindern ausgerichtet ist.
Lassen Sie mich raten: Gar nicht? Stattdessen
aber hat Schwarz-Grün derzeit nichts Besseres zu
tun, als zum Beispiel den Träger Subway, der
durch seine pragmatische und an den Bedürfnis-
sen seiner Klientinnen und Klienten ausgerichteten
Arbeitsweise bereits etlichen Frauen und Männern,
die auch Mütter und Väter sind, das Leben gerettet
hat, in die Pleite zu treiben.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Die Hamburger Regierung hat es seit Jahren ver-
säumt, sich das Datenmaterial zu verschaffen, um
das zu gewährleisten, was das wohlklingende
Mantra – Die Optimierung der medizinischen Ver-
sorgung Obdachloser ist darüber hinaus ein per-
manenter Optimierungsprozess – vermuten lässt.
Ich appelliere daher inständig an die Bürgerschaft,
diese Große Anfrage an den Sozialausschuss zu
überweisen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat die Abgeordnete Gregersen.

Martina Gregersen GAL: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Meine Vorred-
nerinnen haben schon unterschiedlich aber aus-
führlich dargestellt, welche formalen und prakti-
schen Probleme sich für wohnungslose Menschen
bei der medizinischen Versorgung und im Alltag
auftun. Mir stellen sich auch einige Fragen und ich
frage Sie daher: Mal ganz ehrlich, sind wohnungs-
lose Menschen wartezimmertauglich? Ich möchte
nicht für alle Wohnungslosen sprechen, aber fra-
gen wir Patienten oder fragen wir vielleicht auch
die Ärzte: Wie finden Sie es eigentlich, wenn je-
mand mit ganz vielen Tüten, vielleicht auch einem
nicht wunderbaren Geruch neben Ihnen sitzt und
vielleicht auch noch alkoholisiert ist? Also stellen
wir uns wirklich die Frage: Möchten wir, dass Men-
schen im Regelsystem ankommen, obwohl sie dort
vielleicht gar nicht richtig gewollt sind? Ja, wir
möchten es und wir müssen Bedingungen schaf-
fen, dass sie dort gewollt sind. Das ist unsere Auf-
gabe.

Ich stelle Ihnen die zweite Frage. Wie kann eigent-
lich jemand, der bei Wind und Wetter draußen auf
der Straße lebt, sorgsam seine Quittungen für die
Praxisgebühr drei Monate aufbewahren? Diese
Frage stellt sich mir wirklich und eine weitere Fra-
ge, die sich daran anschließt ist: Und wenn er jetzt
eine Befreiung möchte, wie kann er über ein Jahr
lang, wenn er die zwei Prozent überschreitet, alle
Quittungen aufheben und irgendwann detailliert an
seine Kasse schicken? Wir sind uns wahrschein-
lich einig, dass das nicht machbar ist. Ist Ihnen ei-
gentlich auch klar, dass wohnungslose Menschen
vielleicht gar nicht zum Arzt gehen, wenn sie
10 Euro Praxisgebühr und dann auch noch ihren
medizinischen Anteil bezahlen müssen, dass das
eine solche Hürde ist, dass es sie vielleicht oder
bestimmt davon abhält, zum Arzt zu gehen? Die
AOK Niedersachsen verzichtet zum Beispiel auf
die 10 Euro Praxisgebühr für wohnungslose Men-
schen. Ich hatte schon einmal Gespräche mit der
AOK in Hamburg. Die war nicht bereit dazu und
sagte sogar, es wäre illegal, wenn man darüber
nachdenke, das zu verändern. – Schade.

Vierte Frage: Ist Ihnen auch bekannt, dass bei
wohnungslosen Menschen, die in ein Krankenhaus
eingeliefert werden, weil sie schwerste Verletzun-
gen haben – innerlich und vielleicht nicht auf den
ersten Blick zu sehen – der Rettungsdienst völlig
entsetzt ist, dass sie nach zehn Minuten wieder ir-
gendwo auf der Straße zu finden sind, weil man sie
gar nicht behandelt hat? Das ist ein Problem. Ei-
gentlich ist jeder Bürger in Hamburg und in
Deutschland krankenversichert. Die Bedingungen
sind nur so, dass sie mitwirken müssen. Genau da
haben wir das Problem. Sie müssen mitwirken und
das schaffen nicht alle Wohnungslosen. Sie haben
Angst vor Ämtern, sie haben Angst vor Bürokratie
oder – das ist auch interessant – es gibt sie gar
nicht. Ich habe es gar nicht geglaubt, aber es gibt
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wirklich viele Menschen in Hamburg, die gar keine
Ausweispapiere haben. Das fiel mir bei der Frage
auf, ob man als Obdachloser eigentlich wählt und
an der Wahl teilnimmt. Die Antwort: Ich habe gar
keine Papiere, ich existiere eigentlich gar nicht. Al-
so auch hier fehlt die Krankenversorgung.

Von daher brauchen wir sehr viele niedrig schwelli-
ge Angebote, um Wohnungslose zu erreichen. Es
gibt viele Einrichtungen für Wohnungslose und es
wurde hierbei schon vieles verbessert. Sehr loben
möchte ich Diakonie und Caritas und auch die mo-
bilen Dienste von Zahnmobil oder der medizinisch
aufsuchender Arbeit. Ganz neu haben wir jetzt in
Hamburg die psychisch aufsuchende Arbeit. Hier
können Menschen, die psychisch krank sind, auf
der Straße Hilfe bekommen. Sie müssen dabei kei-
ne Formalien oder Bürokratie erledigen. Und sie
müssen nicht überlegen, ob sie in einer Praxis will-
kommen sind oder ob sie überhaupt einen Termin
beim Psychiater bekommen. Dieses müssen wir
ausbauen und hier müssen wir weiter ansetzen.

All das ist bei uns angekommen. Uns wurde eben
vorgeworfen, wir hätten überhaupt keine Ahnung
und wüssten gar nicht, worüber wir reden. Meine
sehr verehrten Damen und Herren von der LIN-
KEN und auch von der SPD, die Problemlage für
wohnungslose Menschen ist uns wirklich bekannt
und wissen Sie was? Wir sind dabei, es zu verän-
dern. Das können Sie mir glauben. Ich versichere
Ihnen, dass uns diese Probleme bekannt sind und
wir daran arbeiten werden. Das möchte ich und
das möchte unsere Fraktion. Daran werden wir ar-
beiten.

(Philipp-Sebastian Kühn SPD: Wie denn?)

Frau Bekeris, einmal ganz ehrlich, glauben Sie
denn, dass, wenn wir das an den Sozialausschuss
überweisen – wie Sie es fordern –, man im Winter
bessere Verhältnisse hätte? Dadurch wird es auch
nicht besser. Lassen Sie uns unseren Job ma-
chen. Wir setzen uns hin und wir versuchen, die
Situation für die Menschen in dieser Stadt zu ver-
bessern. Da haben Sie mein Wort, dass wir dabei
sind. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Senator Wersich.

Senator Dietrich Wersich: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, die Obdachlosig-
keit ist eine der schwierigsten Lebenslagen, die wir
uns vorstellen können. Sie ist Ausdruck vielfältiger
Lebensprobleme und sie ist nicht selten die Ursa-
che solcher Probleme, aber sie ist auch nicht sel-
ten Folge solcher Probleme. Einen Aspekt des
Themas Obdachlosigkeit haben Sie mit der
Großen Anfrage zur medizinischen Versorgung an-
gesprochen. Deshalb will ich mich an dieser Stelle

auch auf das medizinische Thema beschränken.
Ich will aber auch gleich noch einmal sagen: Die
Antworten sind nur so gut wie die Fragen.

(Beifall bei Martina Gregersen GAL)

Deswegen finde ich es nicht in Ordnung, wenn uns
etwas vorgehalten wird, was wir nicht aufgeschrie-
ben haben, wonach aber auch niemand gefragt
hat.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Zunächst einmal ist unser Hauptziel – und das soll-
te es, glaube ich, auch sozialpolitisch sein –, die
Integration in das Regelsystem zu erreichen. Das
heißt, eine Sozialpolitik, die für alle Betroffenen se-
parate Systeme aufbaut, integriert diese Menschen
nicht. Deswegen ist, glaube ich, das Gebot der
Stunde die Integration der Obdachlosen in die Mit-
te unserer Gesellschaft zu stellen. Das bedeutet
für die Sozialpolitik auch die Integration von Men-
schen, die obdachlos sind, in unser in Hamburg
wirklich hervorragend ausgebautes gesundheitli-
ches Regelsystem.

Dieses Hauptziel ist dadurch ein ganzes Stück
besser geworden – das haben Sie zu Recht ange-
sprochen –, dass die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen worden sind, dass Obdachlose eben
auch den Anspruch auf die Mitgliedschaft in der
gesetzlichen Krankenversicherung haben. Wenn
sie Hartz IV- oder Grundsicherungsempfänger
sind, ist das heute zu realisieren. Wir haben in der
Anfrage auch sehr detailliert dargelegt, wie wir ver-
suchen, diesen Anspruch zusammen mit der AR-
GE, der team.arbeit Hamburg und den Sozialäm-
tern auch wirklich umzusetzen, bis hin zu der Fra-
ge, wie man dann eine Versicherungskarte an
Mann oder Frau bringt. Ich glaube, dort ist eine
Menge passiert und es ist mittlerweile eine Menge
von Personen auch tatsächlich krankenversichert.

Auch dazu noch ein Wort: Jemand, der hier gar
keine Papiere hat und auf der Straße aufgefunden
wird, hat einen Anspruch auf gesundheitliche Ver-
sorgung und auf eine Finanzierung durch den So-
zialhilfeträger. Es gibt nicht die Situation, dass die
Leute wie in Amerika sagen, sie könnten nicht zah-
len, also würden sie auch gar nicht erst behandelt.
Das gibt es in Hamburg nicht und das muss man
hier auch einmal sagen.

Wir wissen aber auch, dass dieser Rechtsan-
spruch auf die Versorgung und auf die Mitglied-
schaft nur so viel wert ist, wie Obdachlose auch in
der Lage sind, diesen geltend zu machen. Auch
hierzu möchte ich Ihnen sagen, dass wir als Sozi-
albehörde in Zusammenarbeit mit dem Job-Center
in der Kaiser-Wilhelm-Straße eine Telefonnummer,
eine zentrale Beratungsnummer, eingerichtet ha-
ben, wo Ärzte anrufen können, wenn sie in ihrer
Praxis Menschen haben, bei denen der Versiche-
rungsstatus unklar ist. Das heißt, auch hier leisten
wir eine Hilfe und Unterstützung für die Ärzte sel-
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ber, zu klären, wie der Versicherungsstatus ob-
dachloser Menschen ist.

Das zweite Handlungsfeld ist aber ganz klar. Wir
bekommen nicht alle ins Regelsystem und vor al-
lem nicht sofort. Deshalb haben wir niedrig schwel-
lige Hilfen zur Überwindung dieser Lebenssituation
angeboten. Diese sind in der Großen Anfrage
ebenfalls sehr detailliert dargestellt. Ich will sie jetzt
nicht noch einmal verlesen, da Sie sie alle selber
lesen können. Aber, Frau Artus, die Bemerkung sei
mir gestattet: Mit Ihrer harschen Kritik üben Sie
auch Kritik an den Menschen, die sich in diesen
Projekten für die Obdachlosen rund um die Uhr
einsetzen. Das haben diese Menschen nicht ver-
dient.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Wir haben Angebote mit öffentlichem aber auch
mit viel kirchlichem und privatem Engagement bei
mobilen Hilfen, bei Sprechstundenberatung und
bei stationären Hilfen. Das jüngste Angebot – das
wissen Sie – ist die aufsuchende Arbeit einer
Psychiaterin in der Innenstadt für Menschen mit
psychischen Störungen. Diese Angebote sind alle
niedrig schwellig, unbürokratisch und sie sind alle
dort, wo die Menschen sich für gewöhnlich aufhal-
ten.

Das alles haben wir schon und dennoch machen
wir nicht Halt, weil klar ist, dass Verbesserungen
nötig sind. Ich habe mich ein bisschen er-
schrocken, als Sie gesagt haben, wir hätten ge-
schrieben, die Optimierung sei ein ständiger Opti-
mierungsprozess. Das haben wir zum Glück nicht
geschrieben. Wir haben geschrieben: Die Optimie-
rung ist ein ständiger Prozess. Dazu bekenne ich
mich auch, weil wir nicht in der Situation sind, dass
wir bei einem sozialen Problem sagen können, wir
hätten es geschafft und müssten nichts mehr tun.
Sondern wir müssen immer schauen, wie man die
Dinge noch besser machen kann. Deswegen ha-
ben wir uns auch zusammen mit der GAL im Koali-
tionsvertrag darauf verständigt, dass wir weiter
schauen wollen, wie wir die Ansprüche der ob-
dachlosen Menschen im Regelsystem der Gesund-
heitsversorgung verwirklichen können aber auch
wie wir vor allem niedrig schwellige Hilfen, um in
diese Regelsysteme zu kommen, fördern können.
Ich will noch einmal sagen: Es ist sozialpolitisch für
mich nicht vertretbar, wenn wir quasi ein zweites
Gesundheitsversorgungssystem für Menschen, die
obdachlos sind, aufbauen. Das ist keine Integrati-
on von Menschen in die Mitte der Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Frau Bekeris, auch mich würde interessieren, wie
Sie glauben, dass sich durch die Überweisung der
Großen Anfrage an den Ausschuss die Lebenssi-
tuation für die Menschen draußen konkret verbes-
sern wird. Vielleicht verraten Sie uns das gleich
noch einmal. Das finde ich eine starke Behaup-

tung. Wir sind in diesem Prozess, die Versorgung
obdachloser Menschen zu verbessern. Aber ich
sage auch: Wenn wir wirklich die Lebenssituation
der Menschen ernst nehmen, dann wissen wir,
dass manche Menschen nicht erreichbar sind oder
sehr viel Zeit brauchen, bis sie Hilfe annehmen.
Darum müssen wir uns alle gemeinsam kümmern.
Ehrlich gesagt erkenne ich hier im Hause über-
haupt keinen politischen Dissens, weder in den An-
sätzen noch in der Zielrichtung. Ich glaube, wir
sollten auch solche Themen nicht dazu nutzen,
hier eine künstliche ideologisch aufgeladene De-
batte zu führen. Ich glaube, uns alle lässt das
Schicksal von Obdachlosen nicht kalt und wir ver-
suchen alle auf allen erdenklichen Wegen diesen
Menschen zu helfen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat der Abgeordnete Grund.

Uwe Grund SPD:* Erstens, um die Gemeinsam-
keiten hervorzuheben: Ich glaube, wir alle sind der
Caritas, dem Diakonischen Werk, der Kemenate
und vielen anderen Einrichtungen, die sich täglich
mit großem Engagement und ungeheurem Einsatz
darum bemühen, gerade die Gesundheitsprobleme
von Obdachlosen zu mildern und dort hilfreich tätig
zu sein, dankbar. Das kann man gar nicht deutlich
genug sagen und oft genug wiederholen. Das ist
wichtig und unverzichtbar und wir sind froh, dass
es diese Einrichtungen gibt.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der GAL)

Zweitens: Der Senator hat recht. Das Entscheiden-
de ist, dass es in der Regel über solche Einrich-
tungen gelingt, die betroffenen Menschen, Frauen
und Männer, in die Regelversorgung zu bekom-
men. Aber das ist der springende Punkt. Wie be-
kommen wir das hin? Unbestritten ist, dass die Lö-
sung, dass es endlich wieder die Chance gibt, sol-
che Betroffenen, die lange Zeit quasi aus unserem
Versicherungssystem ausgeschlossen waren, wie-
der hineinzubekommen, eine gute sozialpolitische
Leistung der Bundesregierung war. Das nehmen
wir auch für uns in Anspruch, dass diese Leistung
endlich greift. Wir wissen aber, Herr Senator – das
ist doch das Problem –, dass, obwohl diese Vor-
aussetzungen gegeben sind, gerade dieser Perso-
nenkreis zu einem ganz großen Prozentsatz, es
sind wahrscheinlich mehrere Hundert Menschen in
der Stadt, nicht in der Lage sind, die Hürden zu
überspringen, die notwendigerweise übersprungen
werden müssen, um zu dieser Versicherungsleis-
tung zu kommen und dann auch die Möglichkeiten
der Versicherungsleistung angemessen zu nutzen.
Das wissen wir. Wir schätzen, 20 Prozent der Be-
troffenen schaffen das physisch und psychisch
nicht und sind aus diesem System ausgeschlos-
sen, obwohl wir es ihnen gerne anbieten würden.
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Das wissen wir. Unser Ringen ging die ganze Zeit
um die Frage, wie wir auch für diese Menschen et-
was tun können.

Es ist der Hintergrund dieser Anfrage gewesen,
das mit Ihnen weiter zu erörtern. Ich muss Ihnen
sagen, Frau Gregersen, das macht mich dann
doch platt, wenn ich mir Folgendes vorstelle: Wenn
vor wenigen Monaten die CDU-Alleinregierung der
GAL vorgeschlagen hätte, auf eine Debatte im
Ausschuss zu verzichten, weil sie das schon bear-
beitete, dann hätte ich Sie im Quadrat springen se-
hen. Und nun schlagen Sie uns vor, wir sollten Ih-
nen das alles glauben, Sie kümmerten sich schon
und es werde gut.

(Martina Gregersen GAL: Ja!)

– Nichts da.

(Olaf Ohlsen CDU: Alles wird gut!)

Wir verlangen von Ihnen – und ich glaube, Herr
Senator, das ist auch völlig in Ordnung –, dass wir
mit Ihnen gemeinsam darüber reden, was die rich-
tigen Wege sind. Wir können dazu etwas beitra-
gen. Wir haben Ihnen gesagt, in Nordrhein-Westfa-
len gebe es Lösungsansätze, die es zu diskutieren
lohnt. Dann lassen Sie uns doch diskutieren, Frau
Fischer. Liebe Lydia Fischer, warum sagen Sie, sie
wollten mit uns diskutieren, lehnen aber gleichzei-
tig ab, dass das Thema in den Ausschuss kommt.
Das ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei der SPD, bei Kersten Artus und
Christiane Schneider, beide DIE LINKE)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/601 an den Sozial- und Gleichstellungsaus-
schuss zu? – Gegenprobe. – Enthaltungen?

(Uwe Grund SPD: Schämt Euch!)

– Damit ist die Überweisung der Drucksache 19/
601 an den Sozial- und Gleichstellungsausschuss
abgelehnt.

Dann ist die Drucksache 19/601 zur Kenntnis ge-
nommen.

Dann kommen wir zum Punkt 53 der Tagesord-
nung, dem Antrag der GAL-Fraktion: Spiel- und
Freizeitflächen für Jung und Alt.

[Antrag der Fraktion der GAL:
Spiel- und Freizeitflächen für Jung und Alt
– Drs 19/931 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/1004 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Planungswerkstatt Mehrgenerationen-Bewe-
gungsflächen
– Drs 19/1004 –]

Wer wünscht das Wort? – Frau Blömeke, bitte.

Christiane Blömeke GAL:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Zunächst nur noch einmal ein
paar Worte für alle, die mich jetzt erstaunt an-
schauen. Ja, ich habe ein blaues Auge. Das ist
richtig. Und das ist nicht etwa, weil ich mich falsch
geschminkt habe oder so etwas, und es kommt
auch nicht von unseren Haushaltsberatungen, ob-
wohl es dort vielleicht manchmal etwas heftig her-
ging. Ich habe mich auch nicht geprügelt, es
kommt schlicht und ergreifend von einem Sturz
beim Wasserskilaufen. So viel zur Aufklärung die-
ses Auges, sonst hätten Sie überhaupt nicht mehr
auf meinen Inhalt geachtet, sondern immer nur auf
meine Augen. Das hätte ich in normalen Zeiten
noch etwas schöner gefunden.

Jetzt kommen wir doch einmal zum Thema. Da
möchte ich Ihnen erst einmal einen kleinen Aus-
blick geben. Der Umbruch kommt langsam aber er
ist gewaltig. Welchen Umbruch meine ich? Ich mei-
ne, dass im Jahr 2050 jeder zweite weibliche oder
männliche Bundesbürger älter als 60 Jahre sein
wird. Der Anteil der alten Menschen an der Ge-
samtbevölkerung steigt und es rücken wenig Jun-
ge nach. Sie kennen vielleicht die Alterspyramide,
früher in Form einer wunderschönen Tanne, heute
eine ausgefranste Pappel, weil eben die Relatio-
nen nicht mehr stimmen.

Deutschland wird alt, darüber müssen wir nicht er-
schrecken. Aber auch Hamburg wird dabei keine
Ausnahme sein. Dieser demografische Wandel ist
sicherlich eine der größten Herausforderungen, die
wir in der Politik und auch in der Gesellschaft ha-
ben, denn unter dem demografischen Wandel
muss auch die Stadtentwicklung neu gedacht wer-
den. Dazu gehört auch die Gestaltung des öffentli-
chen Raums. Unser Antrag auf Bewegungsräume
für Jung und Alt leistet einen Beitrag, um auf die
immer älter werdende Gesellschaft zu reagieren.
Zugegeben: Es gibt noch andere Reformvorhaben,
die eine weitaus größere Bedeutung haben, zum
Beispiel alles, was mit dem Thema Pflege und Be-
treuung von alten Menschen zusammenhängt.
Nicht zuletzt hat uns gerade der Fall des Rentners,
der in der Wohnanlage gestorben ist, sehr bewegt.
Das sind natürlich gewaltige Themen, die ange-
gangen werden müssen.

Doch unser politisches Ziel muss es auch sein,
dass wir den Zeitpunkt der Pflege möglichst lange
hinauszögern und nach hinten verschieben. Dazu
gehört der Erhalt von körperlicher und geistiger Vi-
talität. Bewegung trägt bewiesenermaßen dazu
bei, dass dem geistigen Abbau entgegengewirkt
wird.
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(Zuruf)

– Wir haben hier einige Beispiele, wie ich gerade
höre.

Senioren haben viel Freizeit, theoretisch jedenfalls.
Man hört immer wieder von Rentnern, dass sie kei-
ne Zeit haben. Die können sie entweder hier in der
Bürgerschaft verbringen oder sie können etwas für
ihre Gesundheit tun, nämlich sich bewegen. Für
die Freizeit und für den Willen gesund zu bleiben,
eignen sich die Bewegungsräume im öffentlichen
Raum. Es geht dabei nicht um einen Trimmpfad im
Stadtpark, sondern es geht vielmehr um das Ange-
bot im eigenen Stadtteil, idealerweise gleich auf
der Grünfläche um die Ecke. Hamburg hat dazu
schon erste zaghafte Versuche gemacht und es
gibt Plätze, an denen man hier und da ein gelenk-
schonendes Sportgerät findet. Aber dieses Ange-
bot gilt es auszubauen. Vor allen Dingen ist es
ganz wichtig, dass es hier nicht nur um Sport geht,
sondern es geht auch um Kommunikation. Da kön-
nen wir einmal einen Blick in unsere südlichen
Nachbarländer wagen. Zugegebenerweise ist das
Wetter dort etwas besser aber die Franzosen ma-
chen es uns vor, wenn sich unter dem Schatten
der Platanen die älteren Leute – leider sind es dort
meistens Männer – zum täglichen Boulespiel tref-
fen. Es müssen nicht unbedingt Platanen sein.
Hier in Hamburg haben wir Linden oder Eichen, die
tun es auch. Statt Boule kann man auch Boccia
oder Schach spielen oder auch gern Boule noch
dazunehmen. Aber wichtig ist, dass wir bei der Pla-
nung einen Dreiklang aus Bewegung, Fitness und
Kommunikation brauchen.

Noch einmal zu unserem Antrag. Wir fordern ganz
speziell auch in der Überschrift nicht nur Bewe-
gungsplätze für Senioren – das wäre etwas diskri-
minierend, denn wir können ja kein Schild an den
Eingang stellen: Erst ab 60 Jahren zugelassen –,
sondern für Jung und Alt, weil dort natürlich auch
Kinder willkommen sind. Es kann auch einmal
sein, dass Großeltern mit ihren Enkelkindern die-
sen Platz genauso aufsuchen wollen, oder Er-
wachsene mittleren Alters, die nach der Arbeit die
Gelegenheit ergreifen wollen, sich zu recken und
zu strecken. Bei der Gelegenheit kann ich nur fest-
stellen, dass solche Bewegungsangebote auch
hier im Rathaus sehr angebracht wären. Ich glau-
be, manche Debatte würde anders verlaufen, die
Unruhe wäre nicht so groß, wenn einige von uns
einmal aufstehen würden und ihre Schultern span-
nen oder ihre Beine strecken. Das geht auch im
Anzug. Vielleicht wäre das der nächste Schritt.

(Beifall bei der GAL)

Klar ist auch, dass wir in unserem Antrag fordern,
dass derartige Angebote am besten aufgenommen
werden, wenn wir die betreffenden Gruppen mit
einbinden, also Senioren, Sport- und Gesundheits-
verbände.

Es ist auch so, dass der BSU die Bedeutung die-
ses Themas bereits bewusst ist, denn es gibt ein
Programm "Freiraum und Mobilität für ältere Men-
schen in Hamburg". Damit haben wir bereits einen
Rahmen, der die Grundlage für unsere gewollte Er-
weiterung ist.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der SPD-Frakti-
on, ob man diese Flächen nun – wie Sie es in Ih-
rem Zusatzantrag tun – "Mehrgenerationenbewe-
gungsfläche" nennt, oder sie "Spiel- und Freizeit-
fläche" nennt, wobei dieses keineswegs mit einem
Spielplatz zu verwechseln ist, denn das hören die
älteren Menschen gar nicht gerne, das wollen wir
den Menschen überlassen, die diese Plätze pla-
nen. Die Überschrift – Herr Kienscherf, ich weiß
nicht, ob der Antrag Ihrer Feder entsprungen ist –
ist wirklich das Einzige, was Ihren Antrag von un-
serem unterscheidet. Ansonsten ist er in den For-
derungen nahezu identisch, außer dass Sie in dem
einen Punkt noch darauf eingehen, dass die Grün-
flächen gepflegt werden müssen. Ich denke, dar-
über können wir noch einmal im Umweltausschuss
reden, was für Sie Pflege ist, der kurzgeschorene
Rasen oder was auch immer.

Der SPD-Antrag – und damit komme ich gleich zur
Abstimmung – wirkt im Ganzen abgeschrieben und
weil er nicht nur abgeschrieben wirkt, sondern
auch abgeschrieben ist, werden wir ihn ablehnen,
denn das Original ist immer besser als die Kopie.
Ich denke, unser Antrag ist das Original, das wich-
tig ist, und mit dem wir einen Beitrag für diese im-
mer älter werdende Gesellschaft leisten. Bewe-
gung hält jung und ich hoffe, dass wir alle bald
nach Hause gehen können, damit wir uns auch be-
wegen können und nicht so schnell altern.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsident Joithe-von Krosigk: Das Wort hat
der Abgeordnete Kienscherf.

Dirk Kienscherf SPD:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Eigentlich wollte Herr Wersich
jetzt reden, aber er hatte gestern schon angedeu-
tet, dass er sich dann doch lieber vorbehält, auf die
Reden einzugehen.

Frau Blömeke, zu Ihrem Antrag. Ich will es gar
nicht so lang machen, aber Sie haben ausgeführt,
dass man unserem Antrag nicht zustimmen und
ihn auch nicht überweisen kann, weil da gar keine
Unterschiede seien.

Was bei Ihrem Antrag ein bisschen merkwürdig ist,
ist die Entwicklung der Zielgruppen von oben bis
unten. In der Überschrift steht Jung und Alt, dann
gehen wir ein bisschen weiter runter, dann steht
dort, Erwachsene jeden Alters sind wichtig. Ganz
unten kommt dann, wir wollen das Ganze eigent-
lich mit Senioren, Verbänden und insbesondere für
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ältere Menschen machen. Da muss ich ehrlich sa-
gen, dass man in einen solchen Antrag etwas
mehr Stringenz hineinbringen muss und da muss
klar sein, um welche Zielgruppen es eigentlich
geht. Das ist das eine.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens geht es uns insbesondere darum, dass
wir die Differenzierung zwischen Jung und Alt in
dieser Stadt nicht mehr haben wollen,

(Elke Thomas CDU: Genau!)

sondern generationsübergreifende Angebote ma-
chen wollen. Und da geht es nicht nur darum, dass
man ein paar Kinderspielplätze hat, sondern insbe-
sondere darum, dass man die Defizite im Bereich
der Bewegung, die Sie angesprochen haben und
die wir nicht nur bei den älteren Menschen, son-
dern auch im Bereich von Kindern und Jugendli-
chen und Erwachsenen mittleren Alters haben,
auch aufgreifen muss und wir uns klar dazu beken-
nen, dass wir Plätze schaffen wollen, die zu mehr
Bewegung für alle Generationen führt. Das ist
wichtig für unsere Stadt, Frau Blömeke, und des-
wegen brauchen wir so etwas.

(Beifall bei Michael Neumann und Ingo
Egloff, beide SPD)

Darin unterscheidet sich unser Antrag. Sie haben
eben so lapidar gesagt, es ginge vielleicht bei Ih-
nen auch darum, wie kurz der Rasen geschoren
ist. Ich will Ihnen einmal ganz deutlich sagen:
Wenn Sie sich einmal die Berichte über die Senio-
renspielplätze anschauen, dann geht es immer
wieder darum, dass es in China, Spanien, Nürn-
berg, Buchholz und Berlin diese Plätze gibt. Das ist
alles ganz schön und gut, aber es geht doch dar-
um, dass wir insgesamt die Bewegung in dieser
Stadt fördern und da müssen wir attraktive Räume
schaffen. Diese attraktiven, wohnortnahen Räume,
dort, wo es stattfinden kann, das sind nun einmal
die Parks und Grünanlagen. Wenn Sie sich dann
einmal anschauen, welche Entwicklungen diese
Grünanlagen in den letzten Jahren beschritten ha-
ben – wir haben das, glaube ich, auch einmal ge-
meinsam kritisiert, dass der Senat dort drastisch
gekürzt hat und dass zum Beispiel für den gesam-
ten Bereich Hamburg-Mitte für Umgestaltung, Neu-
gestaltung und Instandhaltung von Grünflächen
noch ganze 40 000 Euro zur Verfügung stehen –,
dann ist es doch nicht weiter verwunderlich, dass
immer mehr Mütter, aber auch Jugendliche und
Senioren in Hamburg ankommen und sagen, das
kann doch nicht so sein, diese Flächen laden nicht
mehr dazu ein, dass man sich dort aufhält oder be-
wegt. Deswegen ist das ein ganz wichtiger Punkt
für uns, dass wir sagen, wir schaffen Stätten für
mehr Bewegung für Jung und Alt, aber wir wollen
ein entsprechendes Umfeld schaffen und das be-
deutet auf der anderen Seite, dass wir wieder at-
traktive Grünflächen in dieser Stadt wollen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist in der Tat ein relativ komplexes Thema. Des-
wegen hätte ich mir gewünscht, dass wir das in
den Ausschuss überweisen, weil auch Sie wissen,
dass gerade ältere Menschen, wenn sie zum Bei-
spiel in ein Sportstudio oder in einen Sportverein
gehen, wo solche Geräte stehen, oftmals erst ein
ärztliches Attest beibringen müssen beziehungs-
weise es dort Beratungsmöglichkeiten gibt. Das
heißt, es ist immer sehr klug, dass man solche Ge-
räte möglichst individuell einstellt.

Unser Antrag ist nicht abgeschrieben, sondern er
geht ein bisschen über das hinaus, was Sie be-
schrieben haben. Wir sagen auch, dass wir die Er-
fahrungen, die wir mit diesem Gutachten oder mit
dem, was wir da an Pilotprojekten haben im Rah-
men dieses Programms "Freiraum und mehr Mobi-
lität für ältere Menschen in der Stadt", weiter nut-
zen muss. Sie wissen auch, dass wir da zurzeit zu
wenig gemacht haben. Da muss mehr passieren.
Deswegen wollen wir Bewegungsmöglichkeiten für
alle Menschen. Wir wollen bessere Grünanlagen
und wir wollen vor allen Dingen neben einigen we-
nigen Prestigeobjekten eine langfristige Erhaltung
dieser Flächen. Das steht auch nicht in Ihrem An-
trag. Das heißt, wir wollen, dass auch den entspre-
chenden Bezirken die notwendigen Instandhal-
tungsmittel zur Verfügung gestellt werden. Wir ge-
ben auch einen konkreten Termin, zu dem der Se-
nat berichten soll. Frau Blömeke, Sie schreiben
zeitnah, früher haben Sie das ein bisschen konkre-
ter formuliert. All das sind Punkte, die uns deutlich
von Ihrem Antrag abheben. Wir hätten uns ge-
wünscht, dass Sie beides an den Ausschuss über-
weisen. Da hätten wir das breit diskutieren wollen.
Sie machen das nicht. Ich glaube, dass unser sozi-
aldemokratischer Antrag der bessere ist. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat der Abgeordnete Wersich.

Ekkehart Wersich CDU: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Kienscherf, ich hätte
dann auch vor Ihnen sprechen können. Ich hatte
etwas mehr erwartet.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Herr Kienscherf, ich denke, Frau Blömeke hat alles
zur Sache gesagt. Für uns hat der GAL-Prüfantrag
das Ziel, erste Versuche zur Einführung dieser An-
gebote in den Bezirken zu unterstützen. Sie wis-
sen, dass es diese Bemühungen in den Bezirken
schon gibt, die Zusammenarbeit zu organisieren
und mögliche Realisierungen aufzuzeigen und zu
unterstützen.

Herr Kienscherf, wenn Sie davon sprechen, dass
die Zielgruppen nicht klar seien, dann sehe ich das
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anders. Wir reden über generationsübergreifende
Maßnahmen. Natürlich geht Ihr Antrag über das,
was die GAL fordert, hinaus. Das sehe ich auch
so. Es ist eigentlich ein typisch sozialdemokrati-
scher Oppositionsantrag, und zwar dadurch ge-
kennzeichnet, dass Sie damit eine Reihe von Vor-
haltungen gegen den Senat einmischen – das sind
wir so gewohnt –, aber dass Sie auch nicht näher
bezeichnete erhebliche haushaltsrelevante Forde-
rungen ohne irgendeinen Finanzierungsvorschlag
einbauen.

(Michael Neumann SPD: Steuererhöhungen
machen wie Frau Ahrons! Eine schöne Steu-
ererhöhung!)

Die Forderungen, Herr Kienscherf, die Sie hier auf-
stellen, gehen über diese Prüfung hinaus. Das wird
nur dadurch gekrönt, dass Sie sagen, dass zu den
Haushaltsberatungen auch noch darüber berichtet
werden soll. Sie wissen selber, dass das zeitlich
völlig unrealistisch ist.

(Dirk Kienscherf SPD: Was heißt denn zeit-
nah bei Frau Blömeke?)

Wir haben schon von Frau Blömeke gehört, dass
die andere Überschrift natürlich auch nicht darüber
hinwegtäuscht, dass die Sache an sich abge-
schrieben ist.

(Dirk Kienscherf SPD: War es jetzt etwas
ganz anders oder abgeschrieben?)

– Herr Kienscherf, dieser Antrag ist ein echter
Kienscherf und den werden wir heute ablehnen.
Aber trotzdem vielen Dank für Ihre Mühe.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat der Abgeordnete Yildiz.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die soziale Spaltung in dieser
Stadt nimmt ständig zu. Das zeigen alle Statistiken
und Untersuchungen, dass die Folge eine unsozia-
le Politik der Bundesregierung und des Senats ist.
Aber auch die zahlreichen Kürzungen des Senats
in den Bereichen Arbeitsmarkt, Kultur, Kinder-, Ju-
gend- und Bildungspolitik tragen zur sozialen Spal-
tung bei.

(Christiane Blömeke GAL: Aber auch zum
Thema kommen jetzt!)

– Ich komme dazu, wenn Sie Geduld haben.

Auch die Ausgaben des Senats für Spiel- und Frei-
zeitflächen sind nur ein Tropfen auf den heißen
Stein und unzureichend. Nun liegt ein Antrag der
GAL vor, der zunächst gut klingt. Wir wollen nicht
Spiel- und Freizeitflächen für Jung und Alt fördern.
Die einzelnen Punkte jedoch, die die Bürgerschaft
heute beschließen sollen, sind sehr dürftig.

Erstens: Da soll der Senat in Zusammenarbeit mit
Senioren-, Sport- und Gesundheitsverbänden un-
tersuchen, welche Geräte wie eingesetzt werden
sollen. Das ist aber selbstverständlich in einer De-
mokratie.

Zweitens: Da sollen geeignete Standorte mit den
Bezirken ausgesucht werden. Die Beteiligung der
Betroffenen an den Standorten ist offenbar schon
nicht mehr vorgesehen.

Drittens: Da sollen die Spiel- und Freizeitflächen
gefördert werden, aber es wird mit keinem Wort er-
wähnt, aus welchem Topf mit welcher Summe. Es
wird nicht einmal gefordert, im kommenden Dop-
pelhaushalt 2009/2010 damit zu beginnen, Mittel
dafür bereitzustellen.

Viertens: Nun zum Schluss. Soll der Senat der
Bürgerschaft darüber berichten. Auch dies ist eine
Selbstverständlichkeit.

So bleibt vom ganzen Antrag im Kern nach, dass
die Betroffenen von der wichtigen Standortauswahl
fernbleiben und die wichtigen Finanzierungen völlig
offenbleiben.

(Unruhe im Hause – Glocke)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk
(unterbrechend): Darf ich um etwas Ruhe bitten,
damit der Abgeordnete seine Rede halten kann.
– Vielen Dank.

Mehmet Yildiz (fortfahrend): Der Antrag tut so, als
hätten die Senioren heute nur noch die Sorge, wo
sie ihre Freizeit verbringen. Dabei plant die Bun-
desregierung durch Veränderung der Lebensar-
beitszeit, also Rente mit 67 Jahren, eine giganti-
sche Rentenkürzung. Da werden Bahn fahren,
Gas, Strom, Lebensmittel immer teurer und die
GAL sorgt sich angeblich um Spiel- und Freizeitflä-
chen. Zu den wirklichen Problemen der Senioren
sagen Sie nichts, denn zu der Rente mit 67 Jahren
oder der wachsende Altersarmut hat sie nichts ge-
sagt.

(Christiane Blömeke GAL: Nein, das ist auch
nicht Thema des Antrags!)

– Ich komme dazu. Als einer der jüngsten Abge-
ordneten dieser Bürgerschaft sage ich ganz deut-
lich, dass man so mit den Seniorinnen und Senio-
ren nicht umgehen kann,

(Beifall bei Kersten Artus DIE LINKE)

nämlich nur so zu tun, als ob man sich um sie
kümmert. Wer für die Jugend etwas tun will, der
führt ganz schnell die gebührenfreie Bildung und
Kitas ein. Wer für die älteren Mitbürger etwas tun
will, der tritt gegen die Rente mit 67 Jahren und ge-
gen die Altersarmut in Dulsberg und woanders an.
Wer sich um die Freizeit der Jugend und älteren
Menschen sorgt, der gewährt in Schwimmbädern,
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Freizeit- und Kultureinrichtungen freien Eintritt für
die ganz Jungen und für Senioren ab 55 Jahren,
wie das in manchen anderen Ländern der Fall ist.
Wer sich für die jüngeren und älteren Mitmenschen
einsetzen möchte, der restauriert Sporthallen,
Spielplätze und schließt nicht die Schwimmhallen
und die Bücherhallen. Wer für jüngere und ältere
Menschen etwas tun möchte, der fördert die Be-
gegnungsstätten, Stadtteilzentren und Sportver-
bände. Darum lehnen wir als LINKE beide Anträge
ab. Wir möchten uns nicht an den Missständen be-
teiligen, die zu verschleiern sind. – Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat die Abgeordnete Blömeke.

Christiane Blömeke GAL:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Yildiz, das ist schon ein
Phänomen, aber es gelingt der linken Fraktion im-
mer irgendwie, bei jedem Antrag die soziale Spal-
tung zu debattieren.

(Kersten Artus DIE LINKE: Deswegen sitzen
wir in der Bürgerschaft! – Karen Koop CDU:
Ja!)

Wir können jederzeit darüber debattieren, Sie sind
frei in der Anmeldung Ihrer Debatten. Sie können
jedes Thema anmelden, aber Sie müssen nicht je-
des Thema entfremden. Vielleicht hilft es Ihnen,
wenn ich Ihnen einmal bildlich erzähle, ich würde
Ihnen einen Blumenstrauß mit vielen verschiede-
nen Blumen überreichen. Da haben wir einen
Strauß von Möglichkeiten, wie man Alter und Le-
bensräume gestalten kann. Viele, viele Blumen
aus diesem Strauß sind sicherlich Ihre soziale
Spaltung, aber der Blickwinkel muss auch zu den
anderen Möglichkeiten und Maßnahmen gehen
und dazu gehört zum Beispiel die Schaffung von
Bewegungsräumen für verschiedene Alter. Damit
komme ich zu Herrn Kienscherf.

Herr Kienscherf, ich finde, Sie müssen langsam
wieder auf den Teppich kommen. Bei Ihnen ist das
Problem, dass es hier einen klar definierten Antrag
gibt, den wir angemeldet haben und debattieren
und Sie sagen, da brauchen wir doch die Bewe-
gung für die Kinder und alles Mögliche für die Se-
nioren. Völlig richtig, das brauchen wir, aber es
geht hier um eine klar begrenzte Sache, es geht
um Bewegungsräume. Wenn Ihnen die Zielgruppe
nicht deutlich ist, dann liegen wir da, glaube ich,
gar nicht soweit auseinander. Ich habe vorhin auch
davon gesprochen, dass Kinder natürlich auch dar-
auf dürfen. Aber ganz wichtig ist es doch bei der
Auswahl dieser Geräte, die dort stehen, dass die
für eine bestimmte Zielgruppe gemacht sind. Wenn
wir in die Städte gucken, die das schon praktizie-
ren – Nürnberg, Madrid, China haben Sie aufge-
zählt –, dann sind das alles mehr oder weniger ge-
lenkschonende Geräte, die auf ältere Menschen

ausgerichtet sind. Da sage ich natürlich, dass das
in der Tat die Zielgruppe ist, die wir uns vorstellen.

Ich würde dort doch nicht Herrn Schira oder Frau
Timmermann hinunterscheuchen, nur weil sie eine
gewisse Altersgrenze noch nicht erreicht haben.
Ich glaube, uns täten gelenkschonende Geräte
auch sehr gut. Aber es geht darum – und deswe-
gen ist der Punkt 1 so wichtig – in Zusammenarbeit
mit diesen entsprechenden Stellen, derartige Gerä-
te auszuwählen. Wenn man dazu erst ein Gutach-
ten und ein Attest vom Arzt braucht, dann ist das
Projekt von vornherein gescheitert. Das sind nied-
rig schwellige Angebote, wo ich hingehen kann,
wenn ich einmal älter bin oder auch jetzt, wenn ich
Lust habe, und muss nicht vorher zum Arzt gehen
und mir eine Erlaubnis holen, ob ich dort hingehen
darf.

Ihre Anregung, eine Planungswerkstatt zu machen
oder diesen Antrag in den Ausschuss zu überwei-
sen, ist in diesem Fall einfach nicht angebracht,
weil wir alle nicht die Fachexperten dafür sind. Die,
denke ich, sitzen zum einen in der BSU, was den
Stadtraum angeht, und zum anderen werden wei-
tere Experten zum Beispiel über Landessenioren-
beirat oder andere Organisationen dazugeholt. Wir
könnten natürlich eine Expertenanhörung im Aus-
schuss machen und so weiter und so weiter, aber
ich glaube, das wäre ein bisschen übertrieben. Al-
so stimmen wir den Antrag hier ab, lehnen Ihren
Antrag aus den Gründen ab, die ich genannt habe,
und ich wette, dass wir ein großes Stück weiter-
kommen. Ich behaupte immer noch – Herr Yildiz,
da können Sie zehnmal von sozialer
Spaltung sprechen –, dass es ein Gewinn für die
Stadt wird.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
komme ich zur Abstimmung.

Zunächst zum SPD-Antrag aus der Drucksache
19/1004. Wer möchte diesen annehmen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist der SPD-
Antrag aus der Drucksache 19/1004 abgelehnt.

Wer möchte dem GAL-Antrag aus der Drucksache
19/931 seine Zustimmung geben? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist der GAL-Antrag aus
der Drucksache 19/931 angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf, Große
Anfrage der Fraktion DIE LINKE: PPP bei Schulge-
bäuden und Bewirtschaftung von Schulen.

[Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
PPP bei Schulgebäuden und Bewirtschaftung
von Schulen
– Drs 19/769 –]
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Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Schulausschuss überweisen.

Wer wünscht das Wort? Herr Bischoff hat das
Wort.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Die vor Ihnen lie-
gende Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE,
schließt an an Kleine Anfragen, die Frau Ernst und
Herr Buss gestellt haben. Es ist leider wieder ein-
mal der gescheiterte Versuch, diesen Senat dazu
zu bringen, vernünftige Antworten zu geben.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Auch wenn Frau Goetsch und Herr Wersich das
vorhin ganz anders dargestellt haben, möchte ich
Ihnen zum Schluss noch nahebringen, dass es
wirklich kaum zu überbieten ist, in welcher Weise
mit den Abgeordneten und den Anliegen der Frak-
tionen der Opposition Schlitten gefahren wird.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Sie können gerne sagen, dass Sie keinen Wert
darauf legen, was wir sonst an politischen Orientie-
rungen im Kopf haben, aber dass Sie sich weigern,
einigermaßen vernünftig Antwort auf drängende
Fragen der Stadt zu geben, das finde ich ziemlich
skandalös.

(Hartmut Engels CDU: Jetzt mal ein schönes
Beispiel!)

– Ja, ich zitiere jetzt die Antwort auf die Kleine An-
frage von Herrn Buss. Es geht darum, dass wir im
Süden ein großes Investitionsprojekt haben. 32
Schulen wurden ausgelagert und das auf 25 Jahre
und da habe ich eine ganz andere Wahrnehmung
als Herr Rabe von der SPD. Es ist keineswegs so,
dass die GEW da ihre Gewinne reinbuttert, son-
dern das ist für GEW Gewerbe ein ganz tolles Ge-
schäft. Das ist beschlossen in 2007.

(Wolfgang Rose SPD: GWG, nicht GEW!)

– Ja, GWG. Entschuldigung.

Dieses Ding ist auf den Weg gebracht. Es geht
jetzt darum, was in der Nachfolge passiert. Wir le-
sen heute in der Tageszeitung "Die Welt", dass
diese Methodik der verdeckten Privatisierung auf
alle weiteren 440 Schulgebäude ausgeweitet wer-
den soll. Da ist es schon die Aufgabe der Oppositi-
on, einmal zu hören, wie die Wirtschaftlichkeits-
rechnung aussieht und wie die Erfahrungen sind.
Was hat der Senat auf die Anfrage von Herrn Buss
geantwortet – bei uns ist es sinngemäß dasselbe,
nur dass Sie da noch mehr Zeit hatten, dabei ist
aber auch nichts herausgekommen –:

"Auf dieser Grundlage"

– also dieses Beschlusses, dieser Praxis von
2007 –

"prüft die zuständige Behörde […] Möglich-
keiten zur Optimierung von Bau und Bewirt-
schaftung einer Tranche beruflicher
Schulen. Im Übrigen sind die Planungen der
zuständigen Behörde noch nicht abge-
schlossen."

Weiter unten steht dann auf die Frage, ob es Er-
fahrungen seit 2007 gibt, denn das ist das, was
uns interessiert, welche Erfahrungen Sie gemacht
haben:

"Eine systematische Erhebung durch die zu-
ständige Behörde ist bislang nicht erfolgt.
Die bisherigen Rückmeldungen der teilneh-
menden Schulen sind positiv. Im Übrigen
sind die Planungen der zuständigen Behör-
de noch nicht abgeschlossen."

Dieser Satz, im Übrigen sind die Planungen noch
nicht abgeschlossen, hindert Sie überhaupt nicht
daran, beständig die Presse in dieser Stadt mit
Ideen zu füttern, wie man das auf weitere 3 bis 4
Milliarden Euro ausweiten kann. Das ist der ent-
scheidende Punkt, dass wir das gerne einmal vor-
gestellt bekommen hätten. Es geht also um ein In-
vestitionsvolumen. Wir haben schon gehört, dass
Sie nur in Millionengrößen denken. 215 Millionen
Euro für Studiengebühren sind ein Klacks. 750 Mil-
lionen Euro für die 32 Schulen sind ein Klacks und
wahrscheinlich denken Sie auch, die 3 bis 4 Milliar-
den auf 25 Jahre für alle weiteren 440 Schulge-
bäude sind ein Klacks. So kann gewiss nicht seri-
öse Haushaltspolitik,

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

geschweige denn in irgendeiner Weise vernünftige
Schulpolitik machen.

Warum liegt uns von der Fraktion relativ viel daran,
dieses zum Thema zu machen? Sie wollen und Sie
werden – davon bin ich überzeugt – uns in den
nächsten Wochen mitteilen, dass Sie die Planun-
gen abgeschlossen haben, dass Sie durchweg nur
positive Ergebnisse haben und dass Sie auch die
restlichen 440 Schulgebäude mit einem Investiti-
onsrückstau von immenser Größenordnung auf
diese Spur auslagern werden.

(Robert Heinemann CDU: Wenn Sie das
schon wissen, warum fragen Sie dann?)

– Ich möchte gerne, dass Sie ein bisschen sensibi-
lisiert werden für die Probleme. Ich sage Ihnen
jetzt zwei Argumente – ich weiß, dass es spät ist –,
die Sie bitte – Sie sind ja die gestalterischen Frak-
tionen – in die Haushaltsberatungen einbringen.

Das eine Argument ist, dass es bei diesen ÖPP-
und PPP-Projekten nach Aussagen aller Fachleute
bislang keine empirischen Grundlagen gibt, um
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diese abschließend wirtschaftlich zu bewerten. Das
wird Ihnen jeder an diesem Punkt betätigen und
das ist ein ziemlich großes Risiko, was darin
steckt. Zu Recht bewertet die Kommunalaufsicht
ÖPP-Projekte als kreditähnliche Geschäfte, die ei-
ner verdeckten Neuverschuldung Vorschub leisten
und die Gefahr einschließt, die wirtschaftliche Lei-
stungsfähigkeit der Gemeinde zu überfordern. Ich
bin davon überzeugt, dass das auch in Hamburg
der Fall ist.

Zu Recht sagt der Landesrechnungshof zu diesen
beiden Geschäften, die Sie gemacht haben, dass
man da besonders sorgfältig sein muss. Aus einer
ÖPP-Lösung erwachsen über Jahrzehnte finanziel-
le Verpflichtungen und Abhängigkeiten des Staa-
tes von privaten Partnern. Die Realisierung von
ÖPP ist insofern davon abhängig, ob sie sicher ge-
genüber einer konventionellen Lösung Effizienz-
vorteile aufweist. Der Rechnungshof hält es für ge-
boten, dass Senat und Bürgerschaft eine transpa-
rente, differenzierte Entscheidungsgrundlage er-
halten, in der der Wirtschaftlichkeitsvorteil kritisch
analysiert wird und die Faktoren, auf denen er
maßgeblich beruht, detailliert im Rahmen einer
Sensibilitätsbetrachtung benannt werden. Das ist
alles für künftig, das heißt für die am Projekt "Mo-
dell Hamburg-Süd" teilnehmenden Schulen ist das
nicht gemacht worden. Das fordern wir ein, wenn
Sie jetzt daran gehen, die weiteren 440 Schulen
auf diesen abenteuerlichen Weg zu bringen, dass
Sie uns nachweisen, dass die Wirtschaftlichkeit ge-
geben ist. Das ist im Gesetz, in der Landeshaus-
haltsordnung zwingend vorgeschrieben, dass wir
diesen Nachweis erhalten. Der Landesrechnungs-
hof hat Ihnen ins Papier geschrieben, was Sie zu
berücksichtigen haben, damit die Bürgerschaft in
der Lage ist, diese Prüfungen auch vorzunehmen.
Ich hoffe, auch wenn Herr Freytag einmal wieder
woanders ist, dass Sie das wirklich ernst nehmen,
weil wir uns künftig diese Art Schlittenfahrerei mit
den Abgeordneten und den Fraktionen nicht länger
gefallen lassen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat der Abgeordnete von Frankenberg.

Egbert von Frankenberg CDU: Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ursprünglich hatte ich
gedacht, ein bisschen über die Anfrage zu lästern
nach dem Motto: Kleine Anfrage ganz groß oder
ähnlich, aber im Grunde genommen fand ich sie
bei genauer Betrachtung handwerklich in Ordnung.
Sie waren mit den Antworten nicht ganz zufrieden,
aber ich kann Ihnen sagen, dass wir durchaus da-
mit einverstanden sind, dass wir die Anfrage in den
Schulausschuss überweisen. Da wird mit Ihnen
auch nicht Schlitten gefahren, wie Sie das jetzt
darstellen, sondern da haben Sie noch einmal die

Chance, die Fragen mündlich zu präzisieren oder
zu stellen, wie sie Ihnen da am Herzen liegen. In-
sofern denke ich, dass da auch Ihren parlamentari-
schen Rechten Genüge getan wird.

Man hat manchmal den Eindruck, wenn es irgend-
wo einen Modellversuch gibt, dass manche, bevor
der Versuch überhaupt begonnen hat, schon die
Antworten wissen wollen.

(Michael Neumann SPD: Frau Goetsch hat
den Modellversuch immer abgelehnt!)

Das funktioniert natürlich nicht. Daher sollten wir
abwarten, bevor man dazu übereilt Stellung nimmt.

Das Problem als solches ist, dass über die Jahre
hinweg ein Investitionsstau von möglicherweise bis
zu 3 Milliarden Euro aufgetreten ist. Das ist eigent-
lich das Hauptproblem an der ganzen Sache.

Ansonsten möchte ich in Anbetracht der fortge-
schrittenen Zeit in Kurzform sagen, dass der Mo-
dellversuch Harburg-Süd nach meinem Dafürhal-
ten gut läuft. Es gibt auch eine ganze Reihe von
Argumenten für eine Öffentlich-Private Partner-
schaft: Effizienzgewinne und eine schnelle Sanie-
rung ist möglich. Das sind in Kurzform die Argu-
mente. Ich denke, dass wir das im Ausschuss noch
etwas intensiver beraten und es für heute dabei
belassen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat die Abgeordnete Ernst.

Britta Ernst SPD: Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Ich will versuchen, einen et-
was anderen Akzent zu setzen. Es gab in der ver-
gangenen Legislaturperiode eine große Bereit-
schaft, sich auch auf neue Modelle bei den Schul-
bauinvestitionen einzulassen. Daher ist auch die
Verärgerung verständlich, wenn das Parlament
dann bei der Umsetzung nicht so begleitet wird.

Wir haben alle in den letzten Jahren bei den Schul-
bauinvestitionen gelernt, dass die Schulverwaltun-
gen nicht immer die besten sind, wenn es darum
geht, umfassende Investitionen auf den Weg zu
bringen. Ich will daran erinnern, dass den Senato-
ren Lange und Peiner die Schulbauinvestitionen
vollständig entglitten sind; sie haben 50 Millionen
Euro vorweggenommen. Wir haben dazu viele
Sondersitzungen gemacht und gleichzeitig – Herr
Heinemann wird wieder wach – gab es dann kurze
Zeit später wieder erhebliche Reste in den Schul-
bauinvestitionshaushalten, obwohl viele Schulen
dringend auf eine Sanierung warteten. Ich glaube,
wir haben erkannt, dass ein ganz großes Risiko
darin steckt, dass wir in Zeiträumen von 25 Jahren
planen und als Parlamentarier verantwortungsvoll
darüber entscheiden müssen, welche Risiken wir
künftigen Generationen hinterlassen.
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So eindeutig waren die Anhörungen in der Beurtei-
lung nicht, ob Public Private Partnership im Ender-
gebnis wirklich immer das bessere Geschäft ist.
Deshalb brauchen wir eine hohe Aufmerksamkeit
bezüglich der Umsetzung. Es funktioniert auch
nicht in jedem Fall gut, Public Private Partnership
oder ÖÖP sind nicht immer die Erfolgsrezepte. Sie
gehen gerade bei der HafenCity Universität baden,
dort ist Ihre ganze Zeitplanung ins Rutschen gera-
ten, weil es Ihnen nicht gelungen ist, einen Partner
in der Privatwirtschaft zu finden. Das zeigt auch,
dass es nicht nur darauf ankommt, es zu machen,
sondern auch wie man es macht.

Ich stelle mir die Frage, ob die Verträge, die Sie
mit der GWG im letzten Jahr geschlossen haben,
überhaupt zu den Schulreformen passen, die in
den nächsten Jahren auf den Weg gebracht wer-
den sollen; Sie planen doch erhebliche Schul-
bauinvestitionen. Ergebnis der regionalen Schul-
konferenzen wird sein, dass man, vermute ich, an
den Schulen räumlich anbauen muss. Überhaupt
nicht berücksichtigt wurde, ob diese Verträge eine
Flexibilität haben, damit das nicht zulasten der
Steuerzahler geht, da dort ganz viel verändert wer-
den muss; insofern gibt es viele Risiken.

Der zweite Punkt, der uns bewegt, ist, dass die
Bürgerschaft damals einvernehmlich dem Senat
etwas auf den Weg gegeben und gesagt hat, wir
finden es okay, dass dieses Modell stattfindet,
aber wir wollen, um die Vergleichbarkeit sicherzu-
stellen, dass auch andere Modelle in der Stadt
ausprobiert werden. Das findet sich auch in den
Anträgen wieder, die die CDU ins Parlament einge-
bracht hat. Es ist nämlich gesagt worden, wir wol-
len prüfen, ob es eine moderne staatliche Verwal-
tung nicht auch schafft, Gebäude einmal in einer
Lebenszyklusperspektive zu sehen und über bes-
sere Finanzierungsmöglichkeiten damit Schritt hal-
ten kann. Das ist ein guter Vorschlag, weil er erst
die richtige Vergleichbarkeit darstellt, denn wir ver-
gleichen sonst eine hypothetische Realität mit ei-
ner konkreten Realität.

Deshalb bestand Einvernehmen in allen Fraktio-
nen, auch von der GAL und der SPD getragen,
diese optimierte Eigenrealisierung – ich glaube, so
haben wir das genannt – einmal zu machen. Nun
stellen wir aber fest, dass davon gar nicht mehr
viel die Rede ist, sondern wir haben den Eindruck,
dass sich der Senat vollständig von diesen Überle-
gungen verabschiedet hat, dass es überhaupt
nicht mehr darum geht, zu optimieren, sondern
dass ganz andere Optionen in der Stadt gepredigt
werden, insbesondere durch Senator Freytag, der
heute nicht hier ist.

Ich kann für die SPD sagen, dass wir eine Moder-
nisierung wollen, aber wir wollen keine Privatisie-
rung; genau aber dies passiert. Die Debatte der
letzten Monate und auch Tage hat gezeigt, dass
im Senat sehr ernsthaft darüber nachgedacht wur-

de, die Schulgebäude vollständig zu verkaufen,
und zwar nicht aus schulpolitischen Gründen, son-
dern um Haushaltslöcher zu stopfen. Deshalb sind
wir in einer völlig anderen Situation. Es geht über-
haupt nicht mehr darum, welche Modelle erfolg-
reich sind, sondern es geht darum, ob Sie der Wel-
le der Privatisierung, die wir bei Schulgründungen
gerade beobachten, noch eins draufsetzen, indem
Sie die öffentlichen Schulgebäude gleich ganz ver-
kloppen. Diese Debatte haben wir im Moment und
ich finde es empörend, wie hier mit öffentlichen
Bauten umgegangen werden soll, wie leichtfertig
sie zum Spielball von finanzpolitischen Finanzie-
rungstricks werden.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Man muss es wirklich einmal sagen: Durch die in
den letzten Tagen bekannt gewordenen Überle-
gungen soll das Versagen der CDU in der Finanz-
politik jetzt übergeleitet werden, indem der Schul-
haushalt diese Lasten der vergangenen Jahre tra-
gen soll; das ist ein empörender Vorgang. Was wir
brauchen, sind besser sanierte Schulen, aber kei-
ne Verschiebungen in öffentlichen Haushalten, um
Schattenhaushalte aufzubauen und Ihre schlechte
Finanzierungspolitik zu kaschieren. Ich bin ge-
spannt auf die Diskussion im Ausschuss. – Danke.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat der Abgeordnete Kerstan.

Jens Kerstan GAL:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Bischoff, wenn es darum
geht, über PPP- oder ÖÖP-Projekte zu reden oder
so etwas in Betracht zu ziehen, dann hat man bei
Ihnen immer das Gefühl, es gehe um finstere Ver-
schwörungen, um irgendwelche Ideologien und
ähnliche Dinge. Ich will Ihnen einmal die finanzielle
Situation dieser Stadt in Infrastrukturprojekten
schildern,

(Ekkehart Wersich CDU: Das verstehen die
gar nicht!)

die nicht nur die Schule betreffen, sondern auch
viele andere Infrastrukturbereiche, was dann auch
erklärt, warum fast alle Senate, egal welcher Cou-
leur oder Regierung, über solche Modelle nach-
denken.

Wir leben in einer Stadt, in der seit Jahrzehnten die
finanziellen Mittel für Infrastrukturmaßnahmen, die
man bräuchte und die gewünscht sind, nicht aus-
reichen. Jeder Senat muss Schwerpunkte setzen
und sagt dann in dem einen oder anderen Bereich,
das wird jetzt gemacht, und zwangsläufig reicht die
Decke dann an anderen Stellen nicht. Die Opposi-
tion ruft dann immer zu Recht Skandal, da passiert
zu wenig und letztendlich bauen sich in verschie-
denen Bereichen dann über Jahrzehnte – man
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muss hier wirklich von Jahrzehnten sprechen – Sa-
nierungsstaus oder Investitionsrückstände auf.

Wenn man sich das einmal anguckt, dann sagt es
über unsere Gesellschaft eine ganze Menge, dass
es gerade Schul- und Hochschulgebäude sind, die,
wenn man Entscheidungen treffen muss, was zu-
erst gemacht wird, Straße bauen, Kaimauer bauen
oder eine Schule sanieren, in den letzten Jahr-
zehnten, egal wer regiert hat, immer zurückgestellt
wurden. Damit kann man sich abfinden und sagen,
wir haben einen Sanierungsstau. Und wenn man
sich die knappen öffentlichen Mittel anguckt, dann
weiß man, dass es, wenn man das aus dem Haus-
halt heraus finanziert, wahrscheinlich wieder Jahr-
zehnte dauern wird, bevor man dort vorankommt.
Letztendlich ist ein ÖÖP- oder PPP-Modell der
Versuch, sich nicht damit abzufinden, dass das
noch ewig dauert, sondern dass es schneller ge-
hen soll, in einem bestimmten Bereich voranzu-
kommen, auch bei knappen Finanzierungsmitteln.

Eines will ich Ihnen einmal ganz deutlich sagen.
Wir haben in den letzten Wochen bei den Beratun-
gen über den nächsten Doppelhaushalt nicht nur
gesagt, irgendwie muss man das finanzieren, son-
dern wir wollen die Sanierungen der Schulen, ver-
glichen mit den letzten Jahren, deutlich beschleuni-
gen, weil es ein Skandal ist, dass unsere Kinder in
Schulen sitzen, in denen der Schwamm sitzt und
wo der Putz von der Decke fällt. Darum ist es auch
richtig, über alle Varianten zu reden, die notwendig
sind, und das ist keine Verschwörung, sondern ei-
ne notwendige, sinnvolle und vorausschauende
Politik, die dort betrieben wird.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Um ein Gerücht auszuräumen, weil es in allen
möglichen Zeitungen immer wieder mit nicht ge-
nannten Personen oder nicht genannten Quellen
auftaucht: Bei unseren Beratungen hat in keiner
einzigen Minute eine Rolle gespielt, die Schulen
komplett an private Investoren zu verkaufen. Wir
haben viele Modelle geprüft – ich war dabei – und
dies war kein Modell, über das wir auch nur eine
Minute nachgedacht haben. Nehmen Sie dies ein-
fach mal zur Kenntnis, auch wenn es in der
"Bild"-Zeitung oder sonst woanders geschrieben
steht.

(Michael Neumann SPD: Waren Sie denn
bei Höffner dabei?)

Manchmal habe ich den Eindruck, Sie wollen das
unbedingt glauben, aber es war nicht so.

Ich verstehe, dass Sie jetzt über dieses Thema re-
den wollen, weil wir einen Doppelhaushalt haben.
Das Modell Süd in Harburg – die GWG und die
SAGA machen das im Auftrag der Stadt – ist nicht
das Modell, für das wir uns in diesen Beratungen
entschieden haben, sondern es wird ein Landes-
betrieb oder eine Betriebsgesellschaft gegründet,

die keine Tochter der SAGA/GWG ist. Das mag
auch das Ergebnis von Prüfungen sein, die bis zu-
letzt in der Bewertung des Modells in Harburg eine
Rolle gespielt haben, ohne zu sagen, dass es
schlecht gelaufen ist. Aber da gebe ich Ihnen im-
mer Recht, man kann vieles besser machen.

Letztendlich ist doch der entscheidende Punkt,
dass wir wissen,

(Michael Neumann SPD: Wer wird denn da
Geschäftsführer?)

wir haben hohe Investitionen im Hafen und müs-
sen sie finanzieren, die Straßenbauprojekte sind
seit Jahrzehnten völlig unterfinanziert. Wir wollen
vor diesem Hintergrund, ohne in diesen Bereichen
weniger zu investieren, im Bereich der Schulen
mehr investieren. Diese Aufgabe wird in städti-
scher Regie durch eine hundertprozentige Tochter
der Stadt oder einen Landesbetrieb in den näch-
sten Jahren beschleunigt angepackt.

(Michael Neumann SPD: Rathausbetriebs-
gesellschaft!)

Ich glaube, das ist kein Problem, sondern gut so,
denn wir können es nicht mehr akzeptieren, dass
der Zustand an den Schulen so bleibt wie jetzt.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wir können gerne im Ausschuss einmal über das
Projekt reden, das im Süden gestartet ist. Wir wer-
den auch im Haushaltsausschuss und bei den
Haushaltsberatungen über das dann vorgeschla-
gene Modell reden. Aber ich muss mich doch sehr
wundern, wenn ich hier auch von der SPD höre,
das seien Privatisierungen, die wir dort planten.
Beide Parteien haben gemeinsam gegen die Priva-
tisierung des LBK gekämpft. Wenn ich Sie jetzt so
höre, dann war das ja ein privatisierter Betrieb, be-
vor er an Asklepios verkauft wurde. Das ist nun
wirklich eine ganz absurde Argumentation. Sie ha-
ben einfach den Wunsch, Ängste zu schüren, und
ich glaube nicht, dass das angesichts des Pro-
blems eine angemessene Antwort ist.

Insofern haben wir gute Entscheidungen im Senat
getroffen. Wir haben jetzt an mehreren Stellen Ge-
legenheit, im Detail darüber zu reden, und das soll-
ten wir auch wirklich tun. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU – Ingo
Egloff SPD: Ist ja gut, dass Sie es klar ge-
stellt haben! Das wussten wir noch gar nicht,
Herr Kerstan!)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat Frau Senatorin Goetsch.

Zweite Bürgermeisterin Christa Goetsch: Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Noch einmal
drei Klarstellungen. Zum einen bin ich ein bisschen
enttäuscht, Herr Bischoff, da Sie sonst immer sehr
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differenziert reden, dass Sie plötzlich nicht wahrha-
ben wollen, dass wir noch am Planen sind. Wir hat-
ten gerade eine Sommerpause und unsere Behör-
de musste das eine oder andere vorbereiten.

Ich will aber noch einmal deutlich sagen: Die
Schulgebäude werden nicht verkauft – dafür stehe
ich hier mit meiner Person –, sie bleiben im Vermö-
gen der Stadt und das ist auch die Notwendigkeit,
warum wir das Ganze auf den Tisch gepackt ha-
ben. Ich verfolge das seit zehn Jahren, aber wir
haben zehn Jahre lang keine entsprechende
Wahrheit erfahren, wie es tatsächlich aussieht. Er-
schwerend kommt hinzu – Frau Ernst hat es schon
genannt –, dass beim Schulbau immer Schwierig-
keiten aufgetreten sind und es sich wirklich um 3
Milliarden Euro Sanierungsbedarf handelt. Auch
kommen Schulbauten dazu, die aus den Sechzi-
gerjahren stammen. Da wäre es egal, wer jetzt re-
giert, diese Dinger sind einfach Schrott. Wir haben
jedes Jahr 200 Millionen Euro Schäden zu beglei-
chen und das addiert sich. Das heißt, wir können
nicht weiter zugucken und warten, denn die Ten-
denz ist steigend. Deshalb müssen wir schnell
handeln und ich trage als Schulsenatorin dafür die
Verantwortung.

Wir prüfen zwei Modelle, aber keinen Verkauf; Herr
Kerstan hat das noch einmal betont. Diese beiden
Modelle müssen mit ihren Vor- und Nachteilen an-
geguckt werden und wir werden das dann ausführ-
lich im Ausschuss darstellen. Das ist eine ziemlich
komplexe Angelegenheit, in dem Punkt gebe ich
Ihnen Recht. Es geht um Wirtschaftlichkeit und da
kann man nicht irgendwie sagen, das geht jetzt al-
les an die SAGA/GWG. Das wäre zu billig und ver-
antwortungslos und das will ich nicht.

Beim dritten Punkt geht es um die Hausmeister. Al-
le, die mich kennen, wissen, dass es meine große
Sorge ist, vernünftig zu agieren für den pädagogi-
schen Betrieb Schule. Insofern müssen wir in den
Modellen für die Hausmeister eine arbeitsvertrag-
lich vernünftige und befriedigende Lösung finden,
eben auch als pädagogische Hausmeister. Also
gedulden Sie sich noch einen Moment, wir werden
es in Kürze darlegen und dann ausführlich im Aus-
schuss erläutern. – Danke.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Das Wort hat der Abgeordnete Bischoff.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Frau Goetsch, ich
gebe gerne zu, dass mein schwacher Punkt ist,
nicht geduldig zu sein. Ich möchte bei all dem, was
vor uns liegt – ich wollte nicht undifferenziert an die
Sache herangehen –, mit allem Nachdruck darum
bitten, dass eine für die Bürgerschaft nachvollzieh-
bare Abrechnung dieses Modellversuchs Ham-
burg-Süd erfolgt. Dabei sollten Sie bitte berück-

sichtigen, was Ihnen der Landesrechnungshof im
letzten Bericht vorgegeben hat. Das ist völlig unab-
hängig davon, was ansonsten weiter passiert. Mir
ist ganz wichtig, dass wir endlich einmal die Be-
richte und Abrechnungen auf den Tisch bekom-
men.

(Robert Heinemann CDU: Haben wir doch
schon seit 25 Jahren!)

– Ja, es dauert 25 Jahre.

Aber Sie müssen schon zur Kenntnis nehmen,
auch wenn Sie hier rumquäken, dass der Landes-
rechnungshof bei einem solchen Projekt von 750
Millionen Euro darauf besteht, dass das nachweis-
bar in kleineren Schritten abgerechnet wird. Was
hier zur Diskussion stand, ist, dass Sie uns abge-
speist haben, obwohl wir nur ganz höflich nachge-
fragt haben, dass wir das gerne sehen würden.

Beim zweiten Punkt, Herr Kerstan, bin ich dann
wirklich im Ausschuss sehr gespannt. Der Wirt-
schaftsweise Bofinger hat gerade einen Aufsatz
veröffentlicht, in dem er von der Entstaatlichung
und dem Kompetenzverlust des bundesrepublika-
nischen Staates spricht. Was hat sich da eigentlich
abgespielt, warum haben wir diesen gigantischen
Investitionsstau? Wir haben das vorhin auch bei
der Universität diskutiert.

(Barbara Ahrons CDU: Da müssen Sie mal
die SPD fragen!)

Die Zukunft Hamburgs soll angeblich bei Ihnen in
guten Händen sein. Ich bin sehr gespannt, wie wir
diesen gigantischen Investitionsstau wegkriegen.
Und drittens sage ich Ihnen, das bekommen wir
nicht über solche wirklich sehr dubiosen ÖÖP-
oder PPP-Projekte weg.

(Beifall bei der LINKEN und bei Jan Quast
SPD)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Herr Tschentscher, Sie haben noch für drei Minu-
ten das Wort.

Dr. Peter Tschentscher SPD:* – Ich brauche
wahrscheinlich nur zwei Minuten, Herr Präsident.

Debatten zu fortgeschrittener Stunde haben doch
noch einen Sinn. Wir haben endlich eine Frage be-
antwortet bekommen, wie das mit den Schulge-
bäuden ist. Herr Kerstan, vielen Dank. Wir sind
neugierig, wie Herr Bischoff gesagt hat, wir sind
aber auch sehr interessiert, was aus den Schulen
wird. Sie haben die Frage jetzt beantwortet. Es gibt
also einen Landesbetrieb, der das alles überneh-
men und organisieren soll. Ich bin gespannt, wie
das von der Kapitalseite aussieht, wie Sie uns das
in Zukunft erklären.

Frau Senatorin, Sie haben wieder davon gespro-
chen, dass es zwei Varianten gebe.
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(Jens Kerstan GAL: Das habe ich auch ge-
sagt! Sie müssen mal besser zuhören!)

– Ach, das haben Sie auch gesagt.

Dann gibt es also noch eine zweite Variante, die
habe ich noch nicht begriffen. Wir sind jedenfalls
sehr interessiert und sehr neugierig.

Eine zweite, von Frau Ernst noch einmal gestellte
Frage ist aber noch nicht beantwortet und die ist
tatsächlich hier beschlossen worden, wenn ich die
Protokolle richtig verstanden habe, auch auf An-
trag der CDU-Fraktion. Der Senat wurde ersucht,
Modelle zu entwickeln, die die notwendige Effizi-
enzsteigerung gewährleisteten – bezogen auf das
Gebäudemanagement –, und zwar alternativ zu
diesem Modell Hamburg-Süd, damit man endlich
einmal vergleichen kann, ob das Modell, das jetzt
über die GWG funktionieren soll, tatsächlich am
Ende in der Evaluation günstiger ist als das, was in
öffentlicher Hand vielleicht bei ähnlichen Modellen,
Zyklusbetrachtungen und Ähnlichem gemacht wird.
Diese Frage ist leider noch nicht beantwortet. Das
wäre aber eine wichtige Frage, wenn wir uns lang-

fristig darüber Gedanken machen, wie öffentliche
Schulgebäude effizient und im Sinne der Bedarfs-
träger gut verwaltet werden.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Joithe–von Krosigk:
Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/769 an den Schulausschuss zu? – Gegenpro-
be. – Wer enthält sich? – Damit ist die Überwei-
sung der Drucksache 19/769 an den Schulaus-
schuss einstimmig angenommen worden.

Die Sitzung ist damit beendet und ich wünsche Ih-
nen einen guten Heimweg.

Ende: 21.19 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Elisabeth Baum, Bülent Ciftlik, Natalie Hoch-
heim und Christel Oldenburg
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Anlage
(siehe Seite 460)

Namentliche Abstimmung
über den Bericht des Haushaltsausschusses zu der Drucksache 19/552:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Hamburgischen Hochschulgesetzes, hier: Neugestaltung
der Studienfinanzierung (Senatsantrag)
Drucksache 19/939

Name Abstimmungsergebnis

Barbara Ahrons Ja

Kersten Artus Nein

Elke Badde Nein

Jan Balcke Nein

Horst Becker Ja

Ksenija Bekeris Nein

Wolfgang Beuß Ja

Joachim Bischoff Nein

Christiane Blömeke Ja

Olaf Böttger Ja

Thomas Böwer Nein

Ole Thorben Buschhüter Nein

Wilfried Buss Nein

Bernd Capeletti Ja

Alexandra Dinges-Dierig Ja

Gabi Dobusch Nein

Anja Domres Nein

Andreas Dressel Nein

Dieter Dreyer Ja

Barbara Duden Nein

Ingo Egloff Nein

Gunnar Eisold Nein

Hartmut Engels Ja

David Erkalp Ja

Britta Ernst Nein

Thomas Felskowsky Ja

Lydia Fischer Ja

Friederike Föcking Ja

Günter Frank Nein

Egbert von Frankenberg Ja

Marino Freistedt Ja

Jörn Frommann Ja

Hanna Gienow Ja

Thies Goldberg Ja

Jens Grapengeter Ja

Name Abstimmungsergebnis

Martina Gregersen Ja

Andy Grote Nein

Uwe Grund Nein

Nebahat Güclü Ja

Eva Gümbel Ja

Michael Gwosdz Ja

Norbert Hackbusch Nein

Metin Hakverdi Nein

Jörg Hamann Ja

Rolf Harlinghausen Ja

Heiko Hecht Ja

Robert Heinemann Ja

Roland Heintze Ja

Linda Heitmann Ja

Klaus-Peter Hesse Ja

Dora Heyenn Nein

Jens Kerstan Ja

Dirk Kienscherf Nein

Thilo Kleibauer Ja

Rolf-Dieter Klooß Nein

Martina Koeppen Nein

Karen Koop Ja

Thomas Kreuzmann Ja

Anne Krischok Nein

Wolfgang Joithe - von Krosigk Nein

Harald Krüger Ja

Rüdiger Kruse Ja

Philipp-Sebastian Kühn Nein

Hans Lafrenz Ja

A. W. Heinrich Langhein Ja

Gerhard Lein Nein

Dittmar Lemke Ja

Bettina Machaczek Ja

Brigitta Martens Ja

Lutz Mohaupt Ja
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Name Abstimmungsergebnis

Antje Möller Ja

Stephan Müller Ja

Farid Müller Ja

Wolfgang Müller-Kallweit Ja

Arno Münster Nein

Michael Neumann Nein

Ralf Niedmers Ja

Olaf Ohlsen Ja

Aygül Özkan Ja

Mathias Petersen Nein

Wolfhard Ploog Ja

Jan Quast Nein

Ties Rabe Nein

Hans-Detlef Roock Ja

Wolfgang Rose Nein

Andrea Rugbarth Nein

Monika Schaal Nein

Martin Schäfer Nein

Jana Schiedek Nein

Frank Schira Ja

Stefan Schmitt Nein

Christiane Schneider Nein

Birgit Schnieber-Jastram Ja

Sören Schumacher Nein

Karl Schwinke Nein

Richard Seelmaecker Ja

Viviane Spethmann Ja

Dorothee Stapelfeldt Nein

Hjalmar Stemmann Ja

Birgit Stöver Ja

Carola Thimm Nein

Elke Thomas Ja

Juliane Timmermann Nein

Karin Timmermann Nein

André Trepoll Ja

Peter Tschentscher Nein

Carola Veit Nein

Thomas Völsch Nein

Kai Voet van Vormizeele Ja

Andreas Waldowsky Ja

Andreas C. Wankum Ja

Karl-Heinz Warnholz Ja

Name Abstimmungsergebnis

Jenny Weggen Ja

Ekkehart Wersich Ja

Monika Westinner Ja

Mehmet Yildiz Nein
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